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Das Audit-Verfahren hat neben der Sammlung von Ideen 

und der Vernetzung von Akteurinnen und Akteuren auch 

die Herstellung einer Verbindlichkeit auf der verantwort-

lichen politischen Entscheidungsebene zum Ziel. Über die 

Dokumentation der Ergebnisse des Zertifi zierungsver-

fahrens in einer Zielvereinbarung, die mittels eines Rats-

beschlusses verbindlich wird, soll erreicht werden, dass 

das familienpolitische Engagement der teilnehmenden 

Kommune substanzielle Verbesserungen beinhaltet, an 

strategischen Zielen ausgerichtet ist und damit nachhal-

tig verankert wird. Der Auditierungsprozess dauert ca. 

zwölf Monate und endet (im Erfolgsfall) mit der Zertifi zie-

rung als „Familiengerechte Kommune“ bzw. „Familienge-

rechter Kreis“. 

Das Audit zur Entwicklung und Zertifi zierung kommunaler 

Familiengerechtigkeit ist in Deutschland bislang einzig-

artig und wurde gemeinsam vom Ministerium für Familie, 

Kinder, Jugend, Kultur und Sport, der Bertelsmann 

 Stiftung und der berufundfamilie gGmbH entwickelt

(Abbildung 149). 

Kommunale Familienberichterstattung

Die kommunale Familienberichterstattung liefert wich-

tige  Informationen über die regionale bzw. kleinräumige 

 Lebenssituation von Familien für die Sozial- und Familien-

politik auf kommunaler Ebene. Sie kann damit neben der 

Bereitstellung entscheidungsrelevanter Informationen 

einen wichtigen Beitrag zur Neustrukturierung kommu-

naler Familienpolitik leisten. Im Rahmen eines vom Fami-

lienministerium geförderten Modellprojektes ist in den 

Jahren 2001 bis 2006 gemeinsam mit den Städten 

Gelsen kirchen, Herten, Oberhausen und dem Kreis Unna 

vom Zentrum für interdisziplinäre Regionalforschung 

 (ZEFIR) ein System zur kommunalen Familienbericht-

erstattung entwickelt worden, das in seiner Grundstruktur 

mittlerweile in 19 Kommunen bzw. Kreisen in NRW zur 

Anwendung gekommen ist.

Das Konzept der kommunalen Familienberichterstattung 

basiert auf kleinräumigen Verwaltungsdaten, einer stan-

dardisierten Familienbefragung sowie einer schriftlichen 

Abbildung 149

Audit-Kommunen in Nordrhein-Westfalen 2015

Quelle: Ministe rium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport
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Familienberichterstattung. Auf der Grundlage von Daten 

der Kommunalstatistik sowie prozessproduzierter Daten 

der Verwaltung wurde ein einheitlicher Katalog von Indi-

katoren entwickelt. Kennzahlen und Indikatoren zur Lage 

der Familien werden kleinräumig erfasst und tabellarisch, 

graphisch und kartographisch dargestellt. Ergänzend zu 

den statistischen Indikatoren wird zu ausgewählten fami-

lienpolitischen Themen eine schriftliche Befragung von 

Familien mit unter 18-jährigen Kindern durchgeführt. Hier-

bei geht es vorrangig um Aspekte der sozialen und öko-

nomischen Lebenssituation sowie um die Zufriedenheit 

von Familien, die mit der Kommunalstatistik nicht oder 

nur unzureichend abgebildet werden können. Auf der 

 Basis beider Datenquellen ist ein modulares Konzept 

kommunaler Familienberichterstattung entwickelt 

 worden, das auf die Etablierung einer dauerhaften und 

interkommunal vergleichbaren Familienberichterstattung 

ausgerichtet ist. 

Die Familienberichterstattung ist bisher in 15 Kommunen 

und vier Landkreisen durchgeführt worden.
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(Kein) Problem für Familien: Zeitmangel größtes Problem, 
hohe Zufriedenheit mit Wohnen und Sicherheit

Skalenwerte      1      2   3  
  

  4   5  
  

  6   7    

kein Problem                                       ein großes Problem   

Prozent  der Befragten

Basis:  Alle Befragten, * Familien mit Kindern bis einschließlich 14 Jahren, Rundungsdiff erenzen möglich

14 31

21 41

28 36

48 16

23   47 

37 47

33 22

24 14

20 14

14 16

            20 7

11 5

Zeitmangel

Geldmangel 

gute Kinderbetreuung* 

passende Wohnung fi nden

Angebote u. Beratung fi nden 

Sicherheit der Wohngegend

Die Landesregierung hat sich zum Ziel 
gesetzt, ihre Familienpolitik noch besser auf 
das abzustimmen, was Familien benötigen

Als erstes Flächenland in Deutschland hat Nordrhein-Westfalen deshalb 

unter dem Motto „Familien gestalten Zukunft“ Familien selbst in die 

Erstellung des Familienberichts eingebunden: über die sogenannten 

Familiendialoge, über das Internetportal www.familienbericht-nrw.de 

sowie durch die Teilnahme an einer Familienbefragung.

Eine Übersicht über das, was Familien auf diesen Wegen an die Landes-

regierung herangetragen haben, bietet der zweite Teil des Familien-

berichts NRW. 

„Platz für Kinder, Platz für Leben“
„Finanzielle Sicherheit und Arbeitsplatzsicherheit sind zentrale Voraussetzungen 

für die Bereitschaft und den Mut, eine Familie zu gründen.“

Zitate aus den Familiendialogen
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Urlaub – nicht für alle Familien möglich

Kurzurlaub,

2 bis 5 Tage

längerer Urlaub

5 bis 14 Tage

langer Urlaub

länger als 14 Tage

Urlaub innerhalb der letzten 2 Jahre Häufi gkeit verschiedener Urlaubsarten

   kein Urlaub

   1 bis 2 mal

   3 bis 4 mal

   5 mal und mehr

79% %

%

Gute Noten für die Qualität der 
Kindertagesbetreuung U3

44

32

13

9

2

0

0

   sehr gut

    gut

   befriedigend

    ausreichend 

   mangelhaft

    ungenügend

    keine Angaben

Ausreichend Zeit für Familie fehlt ...

immer häufi g gelegentlich selten nie

8 31 33 820

„Für Kinder ist Zeit mit den Eltern 
zu verbringen sehr wichtig.“

„Ich beneide meine Frau darum, dass sie 
so viel Zeit mit den Kindern verbringt.“

„Gibt es ein Recht auf 
Teilzeitarbeit bei Vätern?“

„Ich kaufe mir Zeit 
für meine Kinder.“

32

40

82

35

48

16

21

8
12

3
1 1

21
Nein
 keine Angabe/weiß nicht

Ja

% % % % %

(innerhalb der letzten 2 Jahre)

Zitate aus den FamiliendialogenQuelle zu Befragungsergebnissen: 

TNS Emnid, Familienbefragung für NRW 2015
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Einleitung

Die Lebenslagen von Familien in NRW lassen sich auf Basis von Statistiken gut 

beschreiben. Doch wie bewerten Familien selbst ihre Situation? Wo liegen aus 

ihrer Sicht ihre Probleme im Alltag? Welche Unterstützung benötigen sie von 

Staat, Gesellschaft und Wirtschaft? Wie unterscheiden sich die Erwartungen 

zwischen verschiedenen Familientypen? 

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, ihre Familienpolitik noch

besser auf das abzustimmen, was Familien benötigen. Als erstes Flächenland 

in Deutschland hat sie deshalb unter dem Motto „Familien gestalten Zukunft“ 

Familien selbst in die Erstellung des Familienberichts eingebunden. Im Rahmen 

eines partizipativen Prozesses, der in Veranstaltungen und online erfolgte, 

konnten Familien in NRW selbst zu „Autoren des Familienberichts“ werden. 

Eine Befragung von rund 1.000 Familien durch ein Meinungsforschungsinstitut 

rundete die Beteiligungsphase ab.

Im Folgenden wird dargestellt, wie die Landesregierung dabei vorgegangen ist 

und welche Ergebnisse die Beteiligungsphase erbracht hat. Die Impulse, die 

sich daraus für die Familienpolitik des Landes in den nächsten Jahren ergeben, 

stellt Teil 3 dieses Berichts dar.
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1  Die Beteiligung von Familien

Familien konnten insgesamt über drei verschiedene 

 Beteiligungswege zu „Mit-Autorinnen und Mit-

Autoren“ des Familienberichts werden: über die

sogenannten Familiendialoge, über das Internetportal 

www. familienbericht-nrw.de sowie durch die Teilnahme 

an der Familienbefragung für NRW.

Dadurch, dass unterschiedliche Beteiligungswege eröff -

net wurden, sollten möglichst viele Familien die Möglich-

keit erhalten, sich in den Familienbericht einzubringen. 

Über das Internetportal konnten Familien aus allen

Landesteilen partizipieren, also auch solche, die keine 

Möglichkeit hatten, an einem der Familiendialoge teil-

zunehmen.

Direkte Beteiligungsformen wie die Familiendialoge und 

die Online-Beteiligung boten Familien die Chance, der 

Landesregierung Ansichten, Kritikpunkte und Ideen un-

mittelbar mitzuteilen – eine gute Ergänzung zu Studien, 

 Statistiken und Befragungen. Die Ergebnisse der Beteili-

gungsphase machen auf diese Weise Statistiken plasti-

scher und füllen sie mit Leben. Darüber hinaus werden 

Ansichten, Zusammenhänge und Handlungsmöglich-

keiten deutlich, die auf dem Wege statistischer Daten-

analysen nicht immer erkennbar sind.

Andererseits darf nicht übersehen werden, dass sich bei 

diesen Formen direkter Beteiligung überwiegend dieje-

nigen Familien engagieren, die ein besonderes Interesse 

haben und/oder in der Lage sind, ihrer Meinung auch Aus-

druck zu geben. Diesen Eff ekt kann auch größtmögliches 

Bemühen um Niedrigschwelligkeit nicht gänzlich besei-

tigen. Außerdem ist die Zahl der Personen, die sich auf 

 diesem Wege beteiligen, begrenzt (hier: insgesamt ca. 

500 Personen). Die Beteiligung ist deshalb insgesamt 

nicht repräsentativ, sondern bildet vielmehr Äußerungen 

Einzelner oder einiger ab.

Ergänzend zu den Familiendialogen und zu der Online-

Beteiligung wurde daher eine Befragung unter rund 

1.000 nordrhein-westfälischen Haushalten mit Kindern 

unter 18 Jahren durchgeführt. In der Zusammenschau der 

Befragungsergebnisse mit den Ergebnissen der Familien-

dialoge und der Online-Beteiligung ergibt sich ein leben-

diges und umfassendes Bild der Bedürfnisse und Anliegen 

von Familien in NRW.

Im Folgenden werden die einzelnen Beteiligungswege 

genauer dargestellt.

Quelle: Prognos AG

Abbildung 1

Übersicht über die Orte der Familiendialoge sowie weiterer Veranstaltungen,

auf denen das MFKJKS mit einem Stand zum Familienbericht präsent war
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1.1  Die Familiendialoge

Im Rahmen von insgesamt neun Veranstaltungen, den 

sogenannten Familiendialogen, wurden Familien zu einem 

themenspezifi schen Austausch über wichtige Bereiche 

des Familienlebens eingeladen. Die Familiendialoge, die 

die Prognos AG im Auftrag der Landesregierung organi-

sierte, waren dabei immer in eine bereits bestehende Ver-

anstaltung integriert, zu deren Hauptzielgruppen Familien 

gehörten: bei Tagungen, Aktionstagen, Sommerfesten 

oder einem regelmäßig stattfi ndenden Konversations-

kurs. Für den Dialog mit Familien war jeweils ein bestimm-

tes Zeitfenster reserviert, in dem professionelle Mode-

ratorinnen und Moderatoren mit Hilfe bewährter Beteili -

gungsmethoden („World Café“) die Teilnehmenden aktiv 

einbanden. Der Dialog mit den Familien folgte dabei einem 

inhalt lichen Konzept, das den Ablauf und die Themen der 

Veranstaltungen festlegte und damit die Vergleichbarkeit 

der unterschiedlichen Familiendialoge ermöglichte.

Die Familiendialoge fanden im Zeitraum von Oktober 2013 

bis November 2014 statt und waren über das gesamte 

Land verteilt, um die Erfahrungen und Bedürfnisse aus 

verschiedenen Regionen Nordrhein-Westfalens einbe-

ziehen zu können (vgl. Abbildung 1).

Im Fokus standen jeweils unterschiedliche Familienfor-

men, um die große Vielfalt an Familien in NRW zu berück-

sichtigen. Bei der Organisation wurde daher mit Institu-

tionen und Personen kooperiert, die Zugang zu jeweils 

einem bestimmten Kreis von Familien hatten.

1.2  Das Internetportal
www.familienbericht-nrw.de

Auch über das Internet konnten sich Familien in die Erstel-

lung des Familienberichts einbringen. Dafür entwickelte 

die Prognos AG im Auftrag der Landesregierung die Inter-

netseite www.familienbericht-nrw.de und stellte sie 

 Anfang Dezember 2013 online.

Die Internetseite diente der Information von Familien über 

den Familienbericht im Allgemeinen, der Einladung zu den 

Familiendialogen sowie der multimedialen Dokumentation 

der Familiendialoge. 

So ist zum Beispiel über die Internetplattform ein kurzer 

Film über den Familiendialog in Höxter abrufbar, der einen 

lebendigen Einblick in die Atmosphäre eines Familien-

dialogs gibt.

Zum anderen hatten Familien auf der Internetseite – wie 

bei den Familiendialogen – die Möglichkeit, ihre Erfah-

rungen und Meinungen mitzuteilen und zwar auf unter-

schiedlichen Wegen: Die Themenfelder, die bei den Fami-

liendialogen diskutiert wurden, standen auch auf der 

Internetseite zur Diskussion, Familien konnten dazu neue 

Kommentare verfassen oder aber die Beiträge von ande-

ren kommentieren. Darüber hinaus bestand die Möglich-

keit, per E-Mail Anliegen und Ideen zu kommunizieren. Der 

Familienbericht ist seit seiner Veröff entlichung ebenfalls 

über das Portal www.familienbericht-nrw.de zugänglich.  
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1.3  Die Familienbefragung für NRW

Im März 2015 führte das Meinungsforschungsinstitut TNS 

Emnid im Auftrag der Landesregierung eine telefo nische 

Befragung bei rund 1.000 Personen aus Familien in  NRW 

durch. Befragt wurde entweder die Mutter oder der Vater. 

Hierbei wurde durch entsprechende Vorgaben zur Stich-

probe darauf geachtet, dass die Ergebnisse für die Bevöl-

kerung Nordrhein-Westfalens repräsentativ sind im Hin-

blick auf Geschlecht (Verteilung Mütter/Väter), Alter des 

jüngsten Kindes und Migrationshintergrund. Außerdem 

waren mindestens 100 Alleinerziehende und 100 Haushal-

te mit Einkommen bis 1.500 Euro zu be fragen (vgl. im 

Einzelnen zur Methodik der Befragung S. 242). Die gestell-

ten Fragen zielten im Schwerpunkt darauf ab herauszu-

fi nden, in welchen Lebensbereichen Familien in NRW be-

sondere Belastungen wahrnehmen, wie sie Familien- und 

Erwerbsarbeit familienintern auf teilen (möchten) (vgl. 

hierzu S. 22) und in welchen  Bereichen sie Unterstützung 

benötigen.

Vom Inhalt der jeweiligen Frage hing es ab, ob diese allen 

Befragten oder nur einer Teilgruppe der Befragten gestellt 

wurde. In den Fällen, in denen diese Teilgruppe nur relativ 

wenige Befragte umfasste, ist die Aussagekraft ihrer Ant-

worten naturgemäß begrenzt, was bei der Darstellung der 

Ergebnisse im Folgenden auch berücksichtigt wurde.
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2   Was Familien uns zu sagen hatten: 
Die Ergebnisse der Beteiligungsphase

Aus den Dokumenten zu den Familiendialogen und den im 

Internet hinterlassenen Kommentaren wurden die Ergeb-

nisse dieser Beteiligungswege abgeleitet. Die Erarbeitung 

orientierte sich an den Methoden der qualitativen Sozial-

forschung. Das bedeutet, dass alle Beiträge und Kom-

mentare zusammengefasst und systematisiert wurden. 

Hieraus wurden Kernaussagen erarbeitet und beispielhaft 

prägnante Zitate ausgewählt. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse aus den Familien-

dialogen und der Online-Beteiligung, nach Themenberei-

chen geordnet, gemeinsam mit den Ergebnissen der Fa-

milienbefragung für NRW betrachtet. Zunächst jedoch 

wird anhand der Ergebnisse der Befragung dargestellt, 

welcher Stellenwert einzelnen Themenbereichen im All-

tagserleben der Familien zukommt.

2.1  Sechs Lebensbereiche im Vergleich:
Wo liegen die Probleme?

Sechs Themenfelder standen zur Bewertung an, um zu 

identifi zieren, wo Familien in NRW vorrangig Problem-

druck empfi nden: Ist es der Mangel an Zeit? An fi nan-

ziellen Ressourcen? Gibt es Schwierigkeiten, die richtige 

Wohnung zu fi nden oder ein sicheres Wohnumfeld? Wie 

sieht es bezüglich der Betreuungsmöglichkeiten für 

 Kinder aus? Oder mit Angeboten und Beratung zum 

Themen kreis Familie und Kinder (Abbildung 2)?

Als erstes ist als Gesamteindruck festzuhalten: Alle

Lebensbereiche werden von einem erheblichen Anteil

der Befragten als unproblematisch oder nicht sehr pro-

blematisch bezeichnet (Skalenwerte 1 bis 3); in der Regel 

Abbildung 2

Problemdruck in sechs Lebensbereichen

Zeitmangel größtes Problem, hohe Zufriedenheit mit Wohnen und Sicherheit

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Frage:  Bitte geben Sie für jedes Thema auf einer Skala von 1 bis 7 an, ob Sie es für Ihre Familie als Problem ansehen.

Vergeben Sie eine „1", wenn das Thema für Ihre Familie „kein Problem" darstellt oder eine „7" für ein großes Problem. 

Mit den dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen. 

Wie ist das für Sie und Ihre Familie? Ist ... kein Problem/ein großes Problem?

14 31 33 22

21 41 24 14

28 36 20 14

48 16 14 16

23    47             20 7

37 47 11 5

Basis:  alle Befragten, * Familien mit Kindern bis einschließlich 14 Jahren

Rundungsdiff erenzen möglich

Skalenwerte         1    2    3         4    5    6    7    

       kein Problem                                           ein großes Problem 

3,9

3,3

3,1

2,8

2,8

2,3

Ø Skalenwerte in Prozent

Zeitmangel

Geldmangel 

gute Kinderbetreuung* 

passende Wohnung fi nden

Angebote u. Beratung fi nden 

Sicherheit der Wohngegend
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ist das sogar das Votum der Mehrheit (Ausnahme: Zeit). 

Die Anteile, die auf die Skalenpunkte 6 und 7 entfallen, 

variieren zwischen 5 Prozent (Minimum) und 22 Prozent 

(Maximum).

Die Ergebnisse sind jedoch eindeutig, was die Prioritäten 

im Vergleich der sechs Bereiche untereinander angeht: In 

allererster Linie fehlt es den Familien in NRW an Zeit. Das 

wird aus mehreren Daten deutlich. Zum einen vergeben 

22 Prozent der Befragten auf der Skala von 1 „kein Prob-

lem“ bis 7 „ein großes Problem“ einen hohen Skalenwert 

(Skalenwerte 6 und 7). „Zeit“ ist der einzige Bereich, zu 

dem größere Probleme in einer Größenordnung von über 

20 Prozent signalisiert werden. Und auch die nächstfolgen-

den Skalenwerte 5 und 4 sind mit insgesamt 33 Prozent 

stärker belegt als bei den anderen fünf Aspekten. Damit ist 

Zeitmangel das Thema Nummer eins. Zum anderen ergibt 

sich der Spitzenplatz auch in der Umkehrung der Betrach-

tung: Der Aspekt „Zeit“ wird am seltensten gar nicht als 

Problem benannt, denn den niedrigsten Skalenwert 1, 

der für „kein Problem“ steht, wählen nur 14 Prozent 

der Befragten (übrige Themenfelder: jeweils zwischen 

21 und 48 %). 

Ausreichend Geld zur Verfügung zu haben, eine gute

Kinderbetreuung  oder eine passende Wohnung sind

Themenfelder, in denen jeweils ein vergleichbarer Anteil 

von Familien vergleichbaren Probleme hat (Skalenwerte 

6 oder 7: 13/14/16 %). Der erste Eindruck, dass diese drei 

Bereiche damit auch insgesamt einen ähnlichen Stellen-

wert haben, täuscht jedoch, denn: Eine passende Woh-

nung zu fi nden, ist andererseits für knapp die Hälfte der 

Familien überhaupt kein Problem – das ist mit Abstand 

der höchste Wert an rundum Zufriedenen in den sechs 

Themenfeldern. Der Lebensbereich „Wohnen“ ist daher 

durch eine gewisse Polarisierung charakterisiert.
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Der geringste Problemdruck wird in punkto Sicherheit 

wahrgenommen: Ein sicheres Wohnumfeld stellt nur für 

eine verschwindend kleine Minderheit von 5 Prozent ein 

größeres Problem dar (Skalenwert 6 oder 7), mehr als ein 

Drittel der Familien sieht dagegen hier überhaupt keine 

Probleme. Dass der Aspekt „sichere Wohngegend“ insge-

samt nur geringe Probleme bereitet, wird zudem daraus 

ersichtlich, dass auch bei Betrachtung einzelner Unter-

gruppen nur wenige die Sicherheit in höherem Maße als 

problematisch ansehen. In der Regel bleibt der Anteil der 

Skalenwerte 6 und 7 (zusammengenommen) unterhalb 

der 10-Prozent-Marke.

Auch hinsichtlich der Angebote für Familien, inklusive von 

Beratungsangeboten, ist NRW gut aufgestellt. Lediglich 

7 Prozent vergeben den Skalenwert 6 oder 7, sehen also 

größere Probleme. Allerdings entscheidet sich nur rund 

ein Viertel für den untersten Skalenwert 1 „überhaupt kein 

Problem“. Von dieser Seite her betrachtet, liegt der As-

pekt „Angebote und Beratung für Familien“ im Mittelfeld.

Alleinerziehende haben durchweg in allen Themenfeldern 

mit mehr Schwierigkeiten zu kämpfen als die Familien im 

Schnitt (vgl. im Einzelnen S. 204 ). Familien mit Migrati-

onshintergrund und kinderreiche Familien treibt vor allem 

die Sorge, eine passende Wohnung zu fi nden, häufi ger um 

als andere Familien (vgl. im Einzelnen S.207 bzw. S. 208).

Jedoch auch sonst weichen die Einschätzungen der Befrag-

ten je nach persönlicher Situation deutlich von einander ab.

Bildungshintergrund. Erwartungsgemäß stellen fi nan-

zielle Ressourcen und – sicherlich damit zusammenhän-

gend – angemessener Wohnraum für Befragte mit hohem

Bildungsabschluss (Abitur oder Hochschulabschluss) 

weitaus seltener ein Problem dar als für Befragte mit 

niedrigem Bildungsabschluss: 

Auch Sicherheitsbedenken werden – wenn überhaupt – 

am ehesten von den Befragten mit niedrigem Bildungs-

abschluss geltend gemacht (8 % gegenüber 3 % bei

Befragten mit hohem Bildungsabschluss).

Umgekehrt gibt es aber auch Lebensbereiche, die von

den Befragten mit niedrigem Bildungsabschluss weniger 

thematisiert werden. Vor allem haben sie im Vergleich zu 

Befragten mit mittleren oder hohen Bildungsabschlüssen 

nur selten mit Zeitproblemen zu kämpfen:

Dahinter stehen (auch) unterschiedliche Lebensmodelle, 

denn unter den Befragten mit niedrigem Bildungsab-

schluss ist der Anteil der nicht Erwerbstätigen bzw. der 

geringfügig Beschäftigten höher. 

Wie bei vielen Einschätzungen spielt aber auch hier zusätz-

lich das Geschlecht eine Rolle. Zeitdefi zite empfi nden vor-

rangig die befragten Mütter mit Abitur oder Hochschulab-

schluss, sie stufen Zeitmangel zu 32 Prozent als größeres 

Problem ein – Väter mit Abitur/Hochschulabschluss nur zu 

21 Prozent; das entspricht dem allgemeinen Schnitt. 

Zeitmangel
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Erwerbssituation im Haushalt. Je nach Erwerbssituation 

der Eltern treten unterschiedliche Aspekte in den Vorder-

grund. Sind beide Elternteile voll erwerbstätig, wird das 

Zeitmanagement sehr schwierig:

Diff erenziert man bei den voll erwerbstätigen Befragten 

nach Geschlecht, so sind es die Mütter, die weitaus eher 

Probleme mit der Zeit haben: Fast die Hälfte der voll 

er-werbstätigen Mütter empfi ndet Zeitmangel als recht

großes Problem (49 %), dagegen nur 20 Prozent der voll 

erwerbstätigen Väter. Das gilt auch dann, wenn man die 

alleinerziehenden Mütter (die einen beträchtlichen Anteil 

der voll erwerbstätigen Mütter ausmachen) herausrech-

net: Auch voll erwerbstätige Mütter, die in Partnerschaft 

leben, berichten weitaus häufi ger als die 

Väter von Zeitproblemen. Hier spielt die 

Gesamtsituation des Haushalts hinein: 

Während sich bei Vätern die Familien-

situation häufi g so darstellt, dass sie die 

Alleinverdiener sind bzw. ihre Frauen nur 

in geringerem Umfang arbeiten, und sich 

daraus eine gewisse Aufgabenteilung ergibt, 

haben nur sehr wenige Mütter, die selbst 

Vollzeit arbeiten, einen Partner, der selbst 

nicht oder nur begrenzt erwerbstätig ist. 

Alleinverdiener-Familien sind dafür diejeni-

gen, die ganz klar am ehesten mit fi nanzi-

ellen Problemen zu kämpfen haben (16 % 

gegenüber 8/5 %). 

Keine Unterschiede gibt es hinsichtlich der 

Einschätzung der Sicherheit des Wohnum-

feldes und der Beratungsangebote.

 

Einkommenssituation. Erwartungsgemäß werden Zu-

sammenhänge zwischen Einkommen und fi nanziellen 

Problemen deutlich: Bei niedrigem Monatseinkommen bis 

zu 1.500 Euro netto ist Geldmangel mehr als doppelt so 

häufi g Thema wie im Schnitt der Familien, und in dieser 

  beide voll erwerbstätig

  ein Elternteil voll, der andere

in Teilzeit erwerbstätig

  Alleinverdiener im Haushalt, 

d. h. ein Elternteil zu Hause

Anteile „größeres Problem“

in Prozent (Skalenwerte 6 und 7 in Abbildung 2)
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Subgruppe das drängendste Problem – zusammen mit 

der Schwierigkeit, eine passende Wohnung zu fi nden (bei-

de jeweils 29 % auf den Skalenwerten 6 und 7). In diesen 

Bereichen ist die Bewertung ähnlich wie die der Alleiner-

ziehenden, nur ein Zeitmangel wird weniger empfunden.

Zieht man eher den Indikator „(schlechte) ökonomische 

Basis“1 zur Unterscheidung heran, und nicht das reine 

Einkommen, so ist Zeit aber sehr wohl auch ein drängen-

des Problem; gleichzeitig verschärfen sich noch die 

Schwierigkeiten bezüglich fi nanzieller Ressourcen und 

Wohn(ungs)problemen. 

Alle drei Lebensbereiche werden zu 30 Prozent und mehr 

als problematisch – Skalenwerte 6 oder 7 – bewertet. Hier 

kumulieren off ensichtlich die Probleme: In der Subgruppe 

derer mit schlechter ökonomischer Basis befi nden sich 

einerseits vielfach die Alleinerziehenden, aber auch Be-

fragte mit Migrationshintergrund (die unter Alleinerzie-

henden eher wenig zu fi nden sind) – und dabei handelt es 

sich seltener um EU-Ausländer, die ansonsten die größte 

Migrantengruppe stellen, außerdem nicht Erwerbstätige 

zu überdurchschnittlich hohen Anteilen. 

Region. In Ballungsgebieten (Großstädte ab 500.000 

Einwohnern und deren Einzugsgebiete) ist passender 

Wohnraum mit 21 Prozent deutlich eher ein Problem als 

auf dem Land (Gemeinden unter 20.000 Einwohner:

lediglich 5 %). Ähnlich sehen die Unterschiede in der

Bewertung der Kinderbetreuungsmöglichkeiten aus.

1
  Bei der Konstruktion der Variablen „ökonomische Basis“ wurden neben 

dem Einkommen weitere subjektive und objektiv gegebene Belastungs-

faktoren berücksichtigt. Detaillierte Beschreibung der Defi nition im 

Anhang zu diesem Bericht, S 244.
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Allerdings unterscheiden sich die Befragten aus den klei-

nen Gemeinden auch vom Schnitt: Es sind mehr weibliche 

als männliche Befragte darunter, sie haben häufi ger mehr 

als zwei Kinder und sind überdurchschnittlich oft nicht 

berufstätig. 

Welche Erwartungen bestehen an die Familienpolitik, in 

welchen Handlungsfeldern sollte sie vorrangig aktiv wer-

den und unterstützende Maßnahmen entwickeln? Ant-

worten auf diese Fragestellung wurden nicht direkt, son-

dern in Form eines gedanklichen Rollenspiels erhoben: 

Was wäre, wenn man selbst Ministerpräsident/Minister-

präsidentin des Landes wäre und die Prioritäten festlegen 

könnte? Um Maximalforderungen vorzubeugen und ernst-

haft Prioritäten herauszuarbeiten, mussten sich die Be-

fragten für zwei der sechs Themenfelder entscheiden 

(Abbildung 3).

Aus den Antworten ergeben sich klar ein Spitzenreiter

und ein Schlusslicht. In erster Linie sehen die Befragten 

es als Aufgabe der Politik an, die fi nanziellen Grundlagen 

für Familien zu verbessern. Gut die Hälfte der Befragten 

wählt dieses Themenfeld unter die beiden wichtigsten, die 

Politik als erstes angehen sollte. Die geringste Priorität 

genießt der Ausbau der Beratungs- und Unterstützungs-

angebote, die nur 9 Prozent zu den beiden wichtigsten 

Aufgaben zählen.

Die übrigen vier Themenfelder sind nicht so eindeutig 

positioniert. Dafür zu sorgen, dass Familien mehr Zeit für 

sich haben und eine gute und bedarfsgerechte Kinder-

betreuung sind Themenbereiche, die mit 39/37 Prozent 

etwa gleichrangig eingestuft werden. Gleiches gilt auf 

etwas niedrigerem Niveau für die Schaff ung von günsti-

gerem bzw. mehr Wohnraum für Familien und der Sicher-

heit in einem guten Umfeld mit 30/27 Prozent.

Vergleicht man diese Rangfolge mit den Aussagen, welche 

Lebensbereiche bei den nordrhein-westfälischen Familien 

unter besonderem Problemdruck stehen, ist festzustellen, 

dass die Ergebnisse nicht deckungsgleich sind. Probleme 

in einzelnen Lebensbereichen sind das eine, Erwartungen 

Abbildung 3 

Prioritäre Handlungsfelder für die Politik

Finanzielle Unterstützung primärer Wunsch an die Politik

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Frage:   Abschließend möchte ich Sie darum bitten, mir zu sagen, was Sie tun würden, wenn Sie 

Ministerpräsident(in) in Nordrhein-Westfalen wären. Bitte wählen Sie aus den sechs Antworten, 

die ich Ihnen jetzt vorlese, die zwei Aspekte aus, die Sie zuerst angehen würden! 

Als Ministerpräsident(in) in Nordrhein-Westfalen würde ich mich als Erstes darum kümmern, ... 

Basis: alle Befragten maximal zwei Nennungen möglich Rundungsdiff erenzen möglich
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an die Politik off enbar etwas anderes. Möglicherweise 

denken die Familien in NRW bei Maßnahmen von poli-

tischer Seite bereits mit, was Familienpolitik nach ihrer 

Meinung leisten kann (mit unterschiedlichen Einschät-

zungen, was die sechs Lebensbereiche betriff t). 

So könnte sich auch erklären, wieso der Aspekt „Zeit“ – 

unter den sechs abgefragten Lebensbereichen mit den 

größten Problemen behaftet – in der Frage der politischen 

Prioritäten nicht ebenfalls Rang eins einnimmt und statt-

dessen vom Wunsch nach fi nanzieller Unterstützung ab-

gelöst wird – ein Bereich, der nicht ganz so häufi g wie der 

Zeitmangel als großes Problem angesehen wird. Mögli-

cherweise spiegelt sich hier auch wider, dass Geldleistun-

gen lange Zeit wichtigstes und am deutlichsten wahrge-

nommenes Instrument der Familienpolitik waren.

Und auch der zunächst überraschende Umstand, dass 

der Aspekt „in einem guten Umfeld sicher leben können“ 

zwar im unteren Bereich angesiedelt ist, was den sub-

jektiven Problemdruck angeht, aber doch von mehr als 

jedem/jeder Vierten als wichtiger Handlungsbereich von 

Politik angesehen wird, klar vor dem Ausbau von Bera-

tungs- und Unterstützungsangeboten, wird damit erklär-

lich. Hier kommt zum Ausdruck, dass „Sicherheit“ ein 

elementares Bedürfnis ist, für das die Politik aus Sicht der 

Bevölkerung in jedem Fall Sorge zu tragen hat.

Die unterschiedliche Rangfolge, in der die Themen bei 

beiden Fragen genannt wurden, spricht auch dafür, dass 

die Familien unterscheiden zwischen subjektivem Pro-

blemdruck und dem Problemdruck, den sie bei anderen 

Familien sehen oder vermuten. Hier erweitern Medien-

berichte, die öff entliche Diskussion über schwierige 

 Lebensumstände von Familien und Wahrnehmungen aus 

dem persönlichen Umfeld vermutlich den „Blick über den 

Tellerrand“ des eigenen Alltags hinaus.

Alleinerziehende konzentrieren sich in ihren Antworten 

tendenziell etwas stärker auf die fi nanzielle Unter-

stützung, den Zeitaspekt und die Schaff ung von Wohn-

raum. Für Befragte aus Familien mit Migrationshinter-

grund hat die Schaff ung von Wohnraum etwas höhere 

Priorität als für Befragte aus Familien deutscher Her kunft 

(s. im Einzelnen S. 207). Der Wunsch, mehr Zeit für die 

 Familie zu haben, wächst mit der Zahl der Kinder; bei drei 

und mehr Kindern zählen 49 Prozent den Aspekt „Zeit“ 

zu den beiden wichtigsten Handlungsfeldern (s. im Ein-

zelnen S. 209). Besonders hoch ist er auch bei Familien 

mit sehr jungen Kindern (Kinder im Alter von null bis 

zwei Jahren: ebenfalls 49 %).

Auch in anderer Hinsicht setzen die Befragten vom Durch-

schnitt abweichende Prioritäten, je nachdem in welcher 

persönlichen Situation sie sich befi nden:

Bildungshintergrund. Für Befragte mit niedrigen Bil-

dungsabschlüssen hat die fi nanzielle Unterstützung mit 

deutlichem Abstand erste Priorität (65 % gegenüber 

52 % im Schnitt). Befragte mit Abitur oder Hochschul-

abschluss – oft gut situiert mit höherem Einkommen – 

stufen diesen Aspekt nachrangiger ein (41 %). Die Geld-

frage wird in dieser Gruppe von Platz eins der Rangfolge 

verdrängt und abgelöst durch die Kinderbetreuungsan-

gebote, die von 49 Prozent der Befragten mit hohem

Bildungsabschluss unter die beiden Aufgaben mit den 

höchsten Prioritäten gewählt werden. 

Erwerbssituation im Haushalt. Auch die Erwerbssituation 

im Haushalt verändert die Sichtweise auf die Prioritäten. 

In Familien, in denen beide Elternteile arbeiten, rückt der 

Aspekt „fi nanzielle Unterstützung“ in den Hintergrund. 

Arbeiten beide in Vollzeit, ist das noch stärker der Fall, als 

wenn nur ein Elternteil voll, der andere in Teilzeit berufs-

tätig ist. Alleinverdiener, bei denen ein Elternteil zu Hause 

ist, sehen dagegen hohen Handlungsbedarf bei Hilfen

zur Verbesserung der fi nanziellen Situation (59 %; zum 

Vergleich: voll Erwerbstätige nur zu 38 %) und stufen

dafür die Möglichkeiten der Kinderbetreuung als weniger

prioritär ein (30 %).

Parallel dazu wird auch in Haushalten, in denen die Eltern 

gern mehr arbeiten (und damit mehr verdienen) würden, 

die Priorität ganz stark bei der fi nanziellen Unterstützung 

gesehen.

Familien, in denen beide arbeiten – und zwar egal in wel-

chem Umfang – erachten gute Kinderbetreuungsmöglich-

keiten als ausgesprochen wichtig, bei ihnen kommen die 

Betreuungsangebote in der Rangfolge auf Platz eins.

Einkommenssituation. Je niedriger das Einkommen, 

 desto dringlicher besteht der Wunsch nach fi nanzieller 

Unterstützung. Die Grenze, ab der sich die Prioritäten 

verschieben, liegt dabei bei einem (Netto-)Haushaltsein-

kommen von 3.500 Euro. Unterhalb dieser Größenord-

nung ist die Verbesserung der fi nanziellen Situation domi-

nierend. Oberhalb eines Einkommens von 3.500 Euro 

rücken die Betreuungsangebote stärker in den Fokus und 

lösen die Finanzen auf Platz eins ab.

Region. Familien im ländlichen Raum sehen wenig Bedarf 

bei Verbesserungen in der Sicherheit des persönlichen 

Wohnumfeldes; die Nennungshäufi gkeit bleibt mit

16 Prozent deutlich unter dem Schnitt (27 %). 



Familienbericht NRW  |  Teil 2:  Ergebnisse der Beteiligungsphase – Was Familien uns zu sagen hatten172

Auf dem Land und auch in kleineren Städten bzw. deren 

Einzugsgebieten besteht dafür am ehesten der Wunsch 

nach Ausbau der Beratungs- und Unterstützungs-

angebote für Familien (15/12% im Vergleich zu 7/8 % 

bei Großstädten).

2.2  Zeit

Im Rahmen der Familienbefragung für NRW wurden die 

Familien mit der Frage konfrontiert, ob für sie Zeitmangel 

ein Problem sei (Antwortskala von 1 „kein Problem“ bis

7 „ein großes Problem“). Mit einem Durchschnittswert 

von 3,9 bewerteten die befragten Familien dieses The-

menfeld als problematischer als alle anderen abgefrag-

ten Themenbereiche (s. S. 165).

Wofür Familien sich mehr Zeit wünschen

Auch in den Familiendialogen und bei der Online-Beteili-

gung wurde deutlich, dass Familien sich mehr Zeit wün-

schen für Dinge neben der Arbeit, dem Haushalt und der 

Schule. Dazu gehört die „Zeit für gemeinsame Aktivitäten 

in der Familie“ 2; Eltern wünschen sich, mehr Zeit mit den 

Kindern verbringen zu können, sie beim Aufwachsen 

 begleiten und unterstützen zu können. Nicht nur, weil sie 

selbst diese Zeit genießen wollen. Sie betonen auch den 

Nutzen der Familienzeit für die Kinder: „Für Kinder ist 

Zeit mit den Eltern zu verbringen sehr wichtig.“ Deshalb 

wünschen sie sich, Zeit zur Verfügung zu haben, um die 

Kinder „zu selbstbewussten, starken Kindern“ zu er-

ziehen, „das gibt Sicherheit für die Zukunft“.

Neben der Zeit mit den Kindern wünschen sich Eltern 

auch mehr „Zeit für Partnerschaft“, alleinerziehende

Elternteile auch für eine „neue Partnerschaft“. Neben 

der Zeit für die Familie hätten Eltern gerne auch mehr 

Zeit für sich selbst. Ihnen fehlt die Zeit zur Regeneration, 

für Hobbys, Urlaub, Sport, zur Erholung oder „dass man 

mal Luft hat“. Sie hätten gerne auch mehr Zeit, die sie 

einfach „verplempern“ dürfen. 

Mit Blick auf die Alltagsorganisation berichten Mütter 

und Väter, dass sich das Familienleben stark auf die 

Wochen enden konzentriert und Familienalltag sonst nur 

bei den gemeinsamen Mahlzeiten, abends und in den 

 Ferien stattfi nden kann. Dies gilt, wenn ein Elternteil 

erwerbs tätig ist und erst recht, wenn beide einem Beruf 

nachgehen.

2
  Zitate aus Familiendialogen oder aus den Ergebnissen der Online- 

Beteiligung sind im Folgenden kursiv gesetzt.

Familien berichten, dass „alles gut durchstrukturiert sein 

muss“ und immer ein Elternteil für das Kind erreichbar 

sein sollte.

Zeitmangel – quer durch alle Gesellschaftsschichten 

ein Problem

Was in der vergleichenden Abfrage der Lebensbereiche 

bereits zum Ausdruck kam, manifestiert sich in der direk-

ten Nachfrage mit Deutlichkeit. Ein Großteil der Familien 

kennt das Gefühl gut, nicht ausreichend Zeit für die 

 Familie zu haben: 8 Prozent der Befragten geben an, 

 bezüglich der gemeinsam mit der Familie möglichen Zeit 

„immer“ Defi zite zu spüren, weitere 31 Prozent „häufi g“. 

Völlig unberührt von Problemen („nie“) ist nur eine kleine 

Minderheit (8 %), immerhin weitere 20 Prozent geben zur 

Antwort, dass dies selten der Fall sei (Abbildung 4).

Zeitmangel ist ein Phänomen, das quer durch alle Bevöl-

kerungsschichten geht. Familien mit Migrationshinter-

grund sind davon ebenso betroff en wie Familien deut-

scher Herkunft (38/39 %).

In den allermeisten Teilgruppen klagt mindestens ein

Drittel der Befragten über Zeitprobleme. 

Besonders viele Unzufriedene fi nden sich bei Alleinerzie-

henden (56 %) und bei Befragten mit einer schlechten 

ökonomischen Basis (55 %). 

Unterhalb der 30-Prozent-Marke, und damit weniger

belastet als im Schnitt, bleiben eine Teilgruppe derer mit 

einer guten ökonomischen Basis (28 %) und Befragte mit 

einem Familieneinkommen im oberen Mittelfeld, d.h. 

 zwischen 3.500 bis 5.000 Euro netto monatlich (27 %). 

Dreh- und Angelpunkt der Zeitfrage ist jedoch der Umfang 

der Erwerbstätigkeit – und das Geschlecht. Nimmt man 

das Geschlecht für sich allein, so unterscheiden sich die 

Antwortverteilungen von Müttern und Vätern kaum.

Bei beiden Geschlechtern wählen rund vier von zehn die 

Antwort „immer“ oder „häufi g“, wenn es um die Häufi g-

keit des Gefühls geht, nicht ausreichend Zeit für die 

 Familie zu haben, und jeweils gut ein Viertel (26/29 %)

ist selten oder gar nicht davon betroff en. 

Wer gar nicht oder nur in geringfügigem Umfang berufs-

tätig ist, hat wenig Zeitprobleme. Auf die Antworten „im-

mer“ oder „häufi g“ entfallen in diesen Gruppen jeweils 

rund 20 Prozent, das ist deutlich unter dem Schnitt. Und 

parallel dazu sind die Nichterwerbstätigen die einzige 

Gruppe, von denen knapp ein Viertel „nie“ das Gefühl 
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mangelnder Zeit hat (Familien insgesamt: 8 %). Der Groß-

teil der nicht oder nur in geringem Umfang Erwerbstäti-

gen sind Mütter, aber auch die Antworten der (wenigen) 

Väter darunter weisen in die gleiche Richtung. 

Geht der Umfang der Erwerbstätigkeit jedoch über wenige 

Stunden hinaus, steigt der Anteil derer mit Zeitproblemen 

auf deutlich über 40 Prozent an. Insgesamt – Mütter und 

Väter zusammengenommen – spielt es dabei kaum eine 

Rolle, ob jemand voll (47 %) oder in Teilzeit (45 %) arbei-

tet. Ein Zitat aus einem Familiendialog: „Es ist SEHR 

SCHWER, mit Kindern berufstätig zu bleiben. Wir gehen 

auf dem Zahnfl eisch.“

Hier sollte man aber genauer hinschauen: Unterscheidet 

man bei den Vollzeit-Erwerbstätigen nach männlich und 

weiblich, so diff erieren die Antworten noch einmal in

hohem Maße. Mütter, die voll erwerbstätig sind, beklagen 

zu 65 Prozent, immer oder häufi g das Gefühl zu haben, 

dass die Zeit für die Familie zu kurz kommt, voll erwerbstä-

tige Väter nur zu 42 Prozent. Noch stärker diff erieren die 

Anteile, legt man nur die Antwortanteile für die Kategorie 

„immer“ zugrunde: Das sind unter den Müttern 29 Prozent, 

unter Vätern nur 5 Prozent! Und auch die Gegengruppe – 

Befragte, die selten oder nie das Gefühl von zu wenig Zeit 

für die Familie haben, ist unterschiedlich groß. Unter den 

voll erwerbstätigen Müttern zählen lediglich 7 Prozent hier-

zu, unter voll erwerbstätigen Vätern immerhin 22 Prozent.

Abbildung 4 

Gefühl, keine Zeit für die Familie zu haben

Vier von zehn beklagen ständigen bzw. häufigen Zeitmangel 

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW
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Bei den Familiendialogen kamen auch die Zeitprobleme 

berufstätiger Väter deutlich zum Ausdruck: „Väter, die viel 

arbeiten, haben ständig ein schlechtes Gewissen! Konfl ik-

te in der Familienorganisation sind alltäglich. Väter möch-

ten gern mehr Zeit mit den Kindern verbringen, was sich 

oft kaum realisieren lässt.“ „Ich beneide meine Frau dar-

um, dass sie so viel Zeit mit den Kindern verbringt.“ Man-

che Väter haben deswegen schon berufl iche Konsequen-

zen gezogen: „Ich habe […] einen sehr gut bezahlten Job 

gegen einen nicht so gut bezahlten getauscht. Vorteil: 

Familienfreundlicher Arbeitgeber, temporäre Arbeitszeit-

reduzierung bis die Kinder aus dem ‚Gröbsten‘ raus sind 

mit Garantie, in die Vollzeit zurückkehren zu können etc.“ 

Andere Väter haben sich mit der Möglichkeit einer Teil-

zeitbeschäftigung dagegen bisher weder in der Theorie 

noch in der Praxis auseinandergesetzt. So stellte bei

einem Familiendialog ein Vater die Frage: „Gibt es ein 

Recht auf Teilzeitarbeit für Väter?“

Was die Teilzeitarbeitenden betriff t, so beruhen deren 

Ergebnisse ganz vorwiegend auf den Antworten von

Müttern. Man kann festhalten, dass die Antworten der 

wenigen befragten Väter in dieser Gruppe denen der 

 Mütter entsprechen; aufgrund der geringen Zahl der Väter 

mit reduzierter Stundenzahl sind Aussagen zu teilzeit-

erwerbstätigen Vätern jedoch nicht sehr belastbar.

Familien, in denen beide Elternteile berufstätig sind (min-

destens 15 Stunden pro Woche) und die gleichzeitig ange-

ben, Haushalt und Kinderbetreuung paritätisch mit dem 

Partner zu teilen, entwickeln mit dieser Aufgabenteilung 

ein unterschiedliches Zeitempfi nden: In Haushalt und 

Kinderbetreuung aktiv beteiligte Väter haben weniger als 

im Schnitt der Väter das Gefühl, nicht ausreichend Zeit

für die Familie zu haben (rund 10 Prozentpunkte weniger 

bei den Antworten „immer“ bzw. „häufi g“ das Gefühl von 

zu wenig Zeit). 

Bei den Müttern schlägt der Belastungsfaktor Erwerbs-

tätigkeit dagegen off enbar stärker durch als die Entlastung 

durch den Partner in den Lebensbereichen Haushalt und 

Kinderversorgung, denn sie haben tendenziell häufi ger als 

im Schnitt der Mütter das Gefühl, nicht ausreichend Zeit 

für die Familie zu haben. Zieht man allerdings den Vergleich 

zur Gruppe der voll erwerbstätigen Mütter, so ist das Zeit-

defi zit der (in unterschiedlichem Umfang erwerbstätigen) 

Mütter mit partnerschaftlich organisierter Hausarbeit und 

Kinderversorgung geringer: Sie geben zu 45 Prozent an, 

immer oder häufi g das Gefühl man gelnder Zeit zu haben, 

bei den voll Erwerbstätigen sind es 65 Prozent.

Dementsprechend wurde auch bei den Familiendialogen 

eine partnerschaftliche Arbeitsteilung als möglicher Lö-

sungsansatz für Zeitprobleme angesehen. Dazu sollten, 

so die Äußerungen, mehr Väter in Teilzeit arbeiten und 

Elternzeit nehmen.

„Zeitfresser“: Warum die Zeit für Familie fehlt

Das Gefühl, zu wenig Zeit zu haben, resultiert letzt-

lich nicht aus einem einzigen Faktor. Aus den Ant-

worten auf die Nachfrage nach den Gründen wird 

vielmehr deutlich, dass es die Summe der Anforde-

rungen in den verschiedenen Bereichen ist, die 

dazu führt, dass den Familien zu wenig Zeit für sich 

selbst bleibt. Im Schnitt werden etwas mehr als 

drei Begründungen genannt (Abbildung 5).

Darunter sind die langen Arbeitszeiten der wichtigs-

te Einzelaspekt: Zwei von drei Befragten bringen 

dies als Argument vor. Bei den Familiendialogen kam 

in diesem Zusammenhang die „unbezahlte und von 

den Arbeitgebern selbstverständlich erwartete 

Mehrarbeit“ zur Sprache, die erwerbstätige Eltern vor gro-

ße Probleme stelle. Auch ein zweiter arbeitsbezogener As-

pekt ist unter den drei häufi gst genannten: Es ist nicht nur 

die Länge der Arbeitszeiten, auch deren Lage und Hand-

habung (ungünstige und/oder unfl exible Arbeitszeiten) 

 machen das Familienleben in Kombination mit berufl icher 

Tätigkeit schwierig. Auch hiervon berichteten Eltern bei den 

Familiendialogen: „Bei Schichtarbeit – 40 h pro Woche – 

fehlt die Zeit.“ Jede(r) Dritte nennt zudem die Fahrzeiten 

zwischen Wohnung und Arbeitsplatz als Grund – ein As-

pekt, der ebenfalls in den Familiendialogen Erwähnung 

fand: „Gute Wohnsituation bezahlt man mit Lebenszeit.“

Die Belastungen, die die Haushaltsführung mit sich bringt, 

sind ebenfalls nicht zu unterschätzen, darauf bezieht sich 

mehr als die Hälfte aller Elternteile mit Zeitproblemen. 

Nach Meinung einer Mutter aus einem Familiendialog 

steht fest: Das „ist das Schlimmste!“
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Demgegenüber sind Anforderungen, die von schulischer 

Seite bestehen, oder die Länge der Schulzeiten etwas 

nachrangiger, mit Nennungshäufi gkeiten im 30-/40-

Prozentbereich aber durchaus von beachtlicher Größen-

ordnung. 

Wie groß der Druck ist, wird auch daraus ersichtlich, dass 

in dieser Frage rund ein Viertel der Befragten die Möglich-

keit nutzte, von sich aus noch weitere Gründe anzuführen. 

Darunter stechen Antworten, die sich auf die Pfl ege oder 

Versorgung anderer Familienangehöriger, meist der be-

tagten Eltern, aber auch auf behinderte Kinder, die beson-

derer Pfl ege und Betreuung bedürfen, hervor – insgesamt

5 der 24 Prozent der Kategorie „Sonstiges“ beziehen sich 

hierauf. Gehäuft treten auch Antworten auf, die sich auf 

die (Freizeit-)Aktivitäten der Kinder beziehen (was bei 

jüngeren Kindern auch Bring- und Holdienste von elter-

licher Seite einschließt). Dieses „Mamataxi“ wurde auch 

bei den Familiendialogen angesprochen: „Wir müssen 

unsere Kinder zu Freizeitangeboten ins Umfeld fahren. 

Dadurch fehlt uns die Zeit.“ Eltern von Kindern mit Behin-

derungen berichteten hiervon als Folge der Bildung von 

Schwerpunktschulen, die sich auf ganz bestimmte Behin-

derungen spezialisiert haben: „Dies hat zur Folge, dass 

das Kind nicht die Gelegenheit hat, Kontakt zu den Kin-

dern zu knüpfen, die in der Nähe wohnen. Wenn man sich 

‚mal eben‘ nachmittags mit seinen Mitschülern verab-

reden will, bedeutet das gleich wieder eine längere Auto-

fahrt und die Einbindung der Eltern.“

Eine weitere Gruppe von sonstigen Antworten weist auf 

ehrenamtliches Engagement hin. Und noch spezifi schere 

Gründe kommen individuell hinzu, die teils auf punktuelle 

Problemsituationen verweisen: „momentan bauen wir ein 

Haus“/„durch das eigene Studium habe ich weniger 

Zeit“/„wenn die Kinder krank sind, haben wir ein großes 

Betreuungsproblem“/„Einbindung der Eltern in schuli-

sche Dinge (die Eltern werden immer mehr gefordert)“/

„Sommerferien der Kinder und eigener Urlaub können 

nicht vereinbart werden, weil teilweise Urlaubstage auf-

grund von Kollegen nicht genommen werden können,“ 

sind Beispiele für solche weiteren Begründungen. 

 
Abbildung 5  

Gründe für das Gefühl, keine Zeit für die Familie zu haben

Anforderungen durch Arbeit, Haushalt und Schule summieren sich und führen zu Überforderung

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Basis: Befragte, die immer oder häufi g das Gefühl haben, nicht ausreichend Zeit zu haben
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Die Antworthäufi gkeiten über alle Familien zusammenge-

rechnet (wie in der Grafi k dargestellt) ergeben eine erste 

Übersicht über die Begründungen für den Mangel an Zeit, 

bedürfen aber noch einer diff erenzierteren Betrachtung, 

da das Antwortverhalten stark davon abhängig ist, ob und 

in welchem Umfang die befragten Elternteile berufstätig 

sind bzw. ob sie schulpfl ichtige Kinder haben, denn nur 

dann werden die relevant.

Schaut man sich die Gruppe der Berufstätigen an, so

wird deutlich, dass die langen Arbeitszeiten für die voll 

Erwerbstätigen (30 Stunden und mehr) mit Abstand das 

Hauptproblem darstellen. Mehr als vier von fünf geben 

den Umfang ihrer Arbeitszeit als Begründung an (83 %); 

demgegenüber ist der Punkt „ungünstige oder unfl exible 

Arbeitszeiten“ mit 54 Prozent eindeutig nachrangig. Für 

Teilzeiterwerbstätige sind diese beiden Punkte gleich-

bedeutend (53/56 %). Dafür gewinnt der Faktor „Fahr-

zeiten“ in der Gruppe der Teilzeit-Berufstätigen an Rele-

vanz (42 %; voll Erwerbstätige: 31 %). 

Interessant wird es, wenn man bei den Vollzeitbeschäftig-

ten noch nach Geschlecht diff erenziert. Mütter und Väter 

thematisieren die Arbeitsbedingungen (Länge und Flexi-

bilität der Arbeitszeit, Fahrwege) jeweils in ähnlicher

Häufi gkeit (maximal 5 Prozentpunkte Diff erenz), aber bei 

den in Vollzeit arbeitenden Müttern kommen die Anforde-

rungen durch Schule und vor allem durch den Haushalt 

noch „on top“. Die Belastung durch lange Arbeitszeiten 

und durch Aufgaben im Haushalt werden beide von weib-

licher Seite zu über 80 Prozent und also mit gleicher

Wertigkeit als Hauptprobleme eingestuft, während der 

Haushalt von männlicher Seite nur von 35 Prozent als 

Belastungsfaktor gesehen wird. Und das liegt nicht etwa 

daran, dass unter den voll erwerbstätigen Müttern beson-

ders viele Alleinerziehende zu fi nden sind. Die deutlichen 

Unterschiede haben auch dann Bestand, wenn man die 

Gruppe der alleinlebenden Mütter ausklammert. 

Teilzeiterwerbstätige – und das sind fast ausschließlich 

Mütter – sind diejenige Gruppe, die am häufi gsten von 

sich aus die Pfl ege von Familienangehörigen als einen 

weiteren Belastungsfaktor anführt (10 %). 

Im Gesamtranking täuscht auch der Stellenwert der 

Schulaspekte etwas. Die Belastung durch Anforderungen 

von schulischer Seite ist für mindestens die Hälfte der 

Familien mit Schulkindern ein wesentlicher Aspekt, der zu 

den Problemen im Zeitmanagement seinen Teil beiträgt. 

Bei Familien mit älteren Kindern, die bereits weiterfüh-

rende Schulen besuchen, stellen die Schulwege in nahezu 

ähnlicher Größenordnung einen Belastungsfaktor dar. 

Beide Aspekte werden übrigens von Familien deutscher 

Herkunft stärker thematisiert als von Familien mit Migra-

tionshintergrund. Auch hier ist es so, dass es stärker die 

Mütter als die Väter sind, die in den schulischen Anforde-

rungen eine (weitere) Belastung sehen, 

wenn die Unterschiede auch nicht ganz so 

krass ausfallen wie bezüglich der Haushalts-

bewältigung.

Bei den Familiendialogen und der Online-

Beteiligung  kamen die Themen Schule und 

Hausaufgaben mehrfach zur Sprache. „Wir 

brauchen keine Hochleistungskinder, son-

dern glückliche Kinder. Das Leistungsdiktat 

in Schulen senken“, lautete eine Forderung, 

zum Teil wünschten die Eltern sich eine 

Rückkehr zum „G9“. Andererseits wurde 

aber auch erklärt: „Eine Rückkehr zu G9 

lehne ich ab. […] Die Jugendlichen können nach der 

Schulzeit durch Jobben, Reisen oder ein freiwilliges Jahr 

in wesentlich höherem Maße an Lebenskompetenz ge-

winnen als durch eine künstliche Verlängerung der 

Schullaufbahn!“

Weitere Ergebnisse aus den Familiendialogen:

Wo Familien Lösungsansätze für Zeitprobleme sehen

Was die Rahmenbedingungen für das Zeitmanagement 

von Familien angeht, wünschten Eltern sich bei den Fami-

liendialogen mehr Möglichkeiten, in Teilzeit arbeiten zu 

können und ein „Recht auf Teilzeit“. Flexible Arbeitszeiten 

und Arbeitsmodelle sind aus Sicht der Eltern ebenfalls 

geeignet, um Zeit zu schaff en, insbesondere, wenn sehr 

kleine Kinder, Kinder mit Behinderungen oder chroni-

schen Krankheiten oder auch ältere Angehörige betreut 

werden müssen. Geeignet wären auch der Einsatz von 

Homeoffi  ce-Lösungen oder Sabbaticals. Arbeitgebende 

sollten familienfreundliche Maßnahmen fördern, Väter 

früher nach Hause schicken und „die Mütter behutsamer 

und fl exibler wieder ins Boot holen“.

 Väter, voll erwerbstätig

 Mütter, voll erwerbstätig

Haushalt als Belastungsfaktor genannt

in Prozent (Skalenwerte 6 und 7 in Abbildung 2)

83

35
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Eine Möglichkeit, die Zeit für Hausarbeiten 

zu reduzieren, besteht den Eltern zufolge 

darin, haushaltsnahe Dienstleistungen in 

Anspruch zu nehmen. Gerade Alleinerzie-

hende denken, dass sie von diesen Dienst-

leistungen  profi tieren und wünschen sich, 

staat lich dabei unter stützt zu werden.

Bei der Vermeidung von Zeitproblemen 

sahen die Familien sich aber durchaus 

auch selbst in der Verantwortung: Eltern 

müssten demnach lernen, Prioritäten zu 

setzen und auch mal „Nein“ sagen zu kön-

nen. „Mehr Zeit, das fordert aber auch von 

uns Eltern Disziplin, d.h. Nein sagen zu Überstunden, d.h. 

kritisch zu hinterfragen, ob all die Termine und Verpfl ich-

tungen wirklich notwendig sind, ein Hobby pfl egen, ja, 

 natürlich, aber jeden Abend auf Achse sein? [Mehr Zeit], 

d.h. die Kinder davor zu schützen, sich mit Verpfl ichtun-

gen zu überladen.“ 

Wichtig sei nicht nur, dass man „Zeit hat“, sondern auch, 

was man damit mache: „Zeit ist ein wichtiger Faktor bei 

der Erziehung von Kindern. Aber noch wichtiger ist, wie 

intensiv man die Zeit nutzt. Durch die Berufstätigkeit von 

mir und meinem Mann haben wir leider nur wenig Zeit für 

unsere vier Kinder, dafür nutzen wir die Zeit, die wir für-

einander haben, auch intensiv mit Gesellschaftsspielen, 

Kochen, wandern oder auch mal miteinander  reden.“ 

Dazu gehöre auch, dass der eigene Medien- und Handy-

konsum überdacht und im Zweifelsfall ein geschränkt wird.

Einige Eltern sahen es als wichtig an, feste Familienzeiten 

einzurichten, z. B. für gemeinsame Mahlzeiten, sich selbst 

Freizeit zuzugestehen und nicht immer erreichbar sein 

zu wollen. Prioritäten müssten auch im Beruf gesetzt 

 werden. Durch kürzere Arbeitszeiten und den Verzicht auf 

Einkommen könne im Gegenzug mehr Zeit für die Familie 

frei gemacht werden: „Ich kauf mir Zeit für meine Kinder.“

2.3 Geld

Auf die bei der Familienbefragung für NRW gestellte Frage, 

ob Geldmangel für sie ein Problem sei (Antwortskala von 

1 „kein Problem“ bis 7 „ein großes Problem“), bewerteten 

die befragten Familien dieses Themenfeld mit einem 

Durchschnittswert von 3,3 als weniger problematisch als 

das Themenfeld „Zeit“, aber als problematischer als „gute 

Kinderbetreuung“, „passende Wohnung fi nden“, „zum 

Bereich Familie und Kinder Angebote und Beratung fi n-

den“ und „die Sicherheit in Ihrer Wohngegend“ (s. S. 165).

Bei den Familiendialogen betonten die Familien, dass Geld 

für sie „Voraussetzung für ein Gefühl der Sicherheit“ sei, 

und zwar von Anfang an: „Finanzielle Sicherheit und 

Arbeits platzsicherheit sind zentrale Voraussetzungen 

für die Bereitschaft und den Mut, eine Familie zu grün-

den.“ Manche Familien sahen fi nanzielle Sicherheit als 

einen Grund für die Wahl eines partnerschaftlichen 

Rollen modells an: Zum Teil werde dieses gewählt, um bei-

den Partnern eine Teilhabe am Erwerbsleben zu ermögli-

chen, zum Teil aber auch, „weil Mütter und Väter arbeiten 

 müssen, um wirtschaftlich überleben zu können“.

Mit besonderen Herausforderungen im Bereich der fi nanzi-

ellen Sicherheit sahen sich bei den Familiendialogen unter 

anderem Menschen mit Migrationshintergrund, mit Beein-

trächtigungen, mit niedrigem Bildungsabschluss und Al-

leinerziehende konfrontiert, weil sie aus unterschiedlichen 

Gründen auf dem Arbeitsmarkt größere  Probleme als an-

dere Personengruppen haben, einen  sicheren und gut be-

zahlten Arbeitsplatz zu fi nden. Ent stehen dadurch Lücken 

in den Erwerbsbiografi en, befürchten einige Familien auch 

im Alter fi nanzielle Einschnitte und Unsicherheit. In diesem 

Zusammenhang betonten viele Familien die Bedeutung von 

Familien- und Sozialleistungen für die fi nanzielle Sicherheit 

von Fami lien; zum Teil wurde die stärkere Berücksichtigung 

von Familienarbeit im Rentensystem gefordert, um auch im 

Alter fi nanzielle Sicherheit zu haben.

Einige Familien, in denen Kinder mit Behinderungen oder 

chronischen Krankheiten leben, äußerten zudem die Be-

fürchtung, dass immer häufi ger Zuzahlungen und Kosten 

für „besondere Betreuungs- und Gesundheitsleistungen“ 

von den Familien getragen werden müssen, was sich 

 wiederum auf die fi nanzielle Situation der Familien aus-

wirkt. Insbesondere für Familien, die über begrenzte fi nan-

zielle Mittel verfügen, werde dieser Aspekt zunehmend 

zu einem Problem. Außerdem sei für diese Gruppe von 

Familien die Beschaff ung von Hilfsmitteln im Schulalltag 

oft ein fi nanzielles Problem.
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Geldsorgen am Monatsende – für ein Viertel

der Familien ein häufiges Problem

Die Familien wurden gebeten, Auskunft darüber zu geben, 

wie gut sie ihrer Einschätzung nach mit ihren Einkünften 

auskommen. Dazu sollte auf einer fünfstufi gen Skala 

von „nie“ bis „immer“ angegeben werden, wie häufi g es 

vorkommt, dass „am Monatsende das Geld knapp wird“ 

 (Abbildung 6).

Etwa die Hälfte der befragten Eltern kennt derartige Geld-

sorgen „selten“ oder „nie“. Bei einem weiteren Viertel der 

Familien kommt es „gelegentlich“ vor, dass am Monats-

ende der Gürtel enger geschnallt werden muss. Von 

 chronischer Geldknappheit berichtet ein knappes Viertel 

aller Befragten (zumindest „häufi g“); bei 10 Prozent ist 

Geldmangel off enbar ein Dauerzustand („immer“).

Es verwundert kaum, dass die subjektive Bewertung 

des zur Verfügung stehenden Einkommens stark von 

den  tatsächlichen Einkünften abhängt: Von den Familien, 

die mit weniger als 1.500 Euro im Monat auskommen 

müssen, berichtet knapp jede zweite (47 %) von mindes-

tens „häufi gen“ Geldsorgen. Sind monatlich Einkünfte 

von bis zu 3.500 Euro verfügbar, betriff t dies bereits 

nur halb so viele, bei noch höheren Nettoeinnahmen 

 maximal 8 Prozent. 

Analog zu den Einkommensunterschieden off enbart sich 

ein deutlicher Bildungszusammenhang: Je niedriger der 

erreichte Schulabschluss des befragten Elternteils, 

 desto häufi ger reicht das Geld nicht aus, um die Familie 

problemlos zu versorgen. 

Die Herkunft der Familie sowie Faktoren wie Anzahl oder 

Alter der Kinder sind nicht grundsätzlich mit der Frage 

verknüpft, wie gut die Familien über die Runden kommen. 

Dies gilt nicht für die Partnersituation: Alleinerziehende 

sind besonders häufi g von fi nanziellen Problemen betrof-

fen, 38 Prozent von ihnen plagen „immer“ oder „häufi g“ 

Geldsorgen. Ist ein Partner oder eine Partnerin vorhanden, 

sind es mit 20 Prozent nur halb so viele.

Abbildung 6 

Geld am Monatsende knapp?

Knapp jede vierte Familie plagen häufige Geldsorgen

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW
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Frage:  Wie oft kommt es vor, dass in Ihrer Familie am Monatsende das Geld knapp ist? 

Würden Sie sagen …?

47

5 

24

8

bis unter 1.500 Euro

bis unter 3.500 Euro

bis unter 5.000 Euro

5.000 Euro und mehr

Basis: alle Befragten
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Ein weiterer Faktor ist die Erwerbssituation im Haushalt: 

Trägt nur ein Elternteil durch Erwerbstätigkeit zum 

Familien einkommen bei, treten Engpässe häufi ger auf 

als bei Familien, die auf zwei Einkommen zurückgreifen 

können. Ist der Wunsch vorhanden, eine Erwerbstätigkeit 

aufzunehmen oder die bestehende auszubauen, wird 

ebenfalls vermehrt davon berichtet, dass das Einkommen 

häufi g nicht für den kompletten Monat reicht.

Was Familien finanziell belastet

Um die fi nanzielle Situation der Familien in NRW zu 

 erfassen (Abbildung 7), wurden eine Reihe ökonomisch 

relevanter I nformationen erhoben, die über die reine 

Einkommens situation hinausgehen. Der Fokus wurde 

 dabei auf  Faktoren gelegt, die das an sich verfügbare 

 Einkommen schmälern und sich somit negativ auf Teil-

habechancen auswirken, darunter Belastungen durch 

hohe Schulden, Unterkunfts-, Kinderbetreuungs- oder 

Unterhaltskosten sowie die Angewiesenheit auf staatliche 

Sozialleistungen. Dabei wurde explizit (auch) auf die 

 subjektive Bewertung der eigenen fi nanziellen Lage 

 abge hoben, um den hete rogenen Lebensrealitäten der 

Betroff enen Rechnung zu tragen, die durch Selbstein-

schätzungen messbar werden.

Wie verbreitet sind nun die unterschiedlichen Belastungs-

faktoren unter den Familien in NRW? Und welche Bevöl-

kerungsgruppen müssen in überdurchschnittlichem Maß 

mit diesem fi nanziellen Druck umgehen?

In der Gesamtschau wird zunächst ersichtlich, dass die 

fünf berücksichtigten fi nanziellen Belastungsfaktoren 

höchst unterschiedlich weit verbreitet sind – keiner 

 betriff t dabei die Mehrheit der Familien in NRW.

Abbildung 7 

Finanzielle Lage der Familien in NRW 

Vier von zehn Familien berichten von Schulden – von hohen

Betreuungs- oder Wohnkosten rund jede sechste Familie 

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Wir haben Schulden. Wenn wir die nicht abzahlen müssten,  

ginge es uns viel besser.

Wir müssen mehr Geld für Kinderbetreuung ausgeben, 

als wir es uns eigentlich leisten können.

Unsere Wohnung/unser Haus ist teurer, 

als wir es uns eigentlich leisten können.

Ich bzw. meine Partnerin/mein Partner zahle/zahlt 

Unterhalt aufgrund einer früheren Beziehung. 

Dadurch müssen wir uns fi nanziell sehr stark einschränken.

Ich bzw. meine Partnerin/mein Partner 

beziehen Hartz IV.

Frage: Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen mit ja oder nein.

Anteile „ja“ in Prozent

Basis: alle Befragten

Rundungsdiff erenzen möglich
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Probleme durch Verschuldung spielen mit Abstand die 

größte Rolle: Vier von zehn Familien fühlen sich durch 

laufende Kredite o. Ä. fi nanziell eingeschränkt. Verschul-

dung ist in gewisser Weise ein Sonderfall: unabhängig von 

den zur Verfügung stehenden Einkünften sind Schulden-

belastungen vergleichsweise verbreitet, was natürlich 

auch damit einhergeht, dass sich Schulden aus ganz 

unter schiedlichen Situationen ergeben können, die nicht 

unbedingt auf verminderte Teilhabechancen schließen 

lassen – von Kleinkrediten für Unterhaltungselektronik 

über die PKW-Finanzierung bis hin zum Hauskauf. Alle 

weiteren Faktoren betreff en für sich genommen jeweils 

höchstens jede sechste Familie. Hohe Kinderbetreuungs-

kosten werden zusammen mit Wohnkosten dabei noch 

am häufi gsten angeführt. Als Bezieher von SGB-II-Leis-

tungen identifi zieren sich 9 Prozent der Familien. Auf 

fi nan zielle Belastungen durch Unterhaltszahlungen aus 

früheren Beziehungen – gleich, ob diese von den Be-

fragten selbst oder von eventuell vorhandenen Partnern 

gezahlt werden müssen – verweist mit 4 Prozent nur ein 

vergleichsweise kleiner Teil der Befragten. 

Selbst in der höchsten Einkommensklasse (monatliches 

Nettohaushaltseinkommen von 5.000 Euro und mehr) 

geben noch 22 Prozent zu Protokoll, dass es der Familie 

ohne den abzutragenden Schuldenberg „viel besser 

 ginge“. Liegen die Einkünfte darunter, sind es jedoch mit 

38 bzw. 44 Prozent rund doppelt so viele.

Bei fast allen anderen erfassten Faktoren ergibt sich ein 

noch stärkerer Einkommenszusammenhang: Von den 

Familien mit hohen Einkünften geben dabei jeweils maxi-

mal 6 Prozent an, sich besonders einschränken zu müs-

sen. Bei Familien mit einem monatlichen Einkommen 

von weniger als 1.500 Euro hingegen ergibt sich ein ganz 

anderes Bild: Jeweils über ein Drittel dieser Familien 

 berichtet von fi nanziellen Belastungen durch Schulden 

oder Kosten für die Unterkunft. Erwartungsgemäß ist in 

diesen Einkommensregionen auch der Anteil derjenigen, 

die auf Sozialleistungen angewiesen sind, am größten. 

Die Kostenbelastung durch die Inanspruchnahme von 

Kinderbetreuung macht sich bei Geringverdienern trotz 

Gebührenstaff elungsmodellen laut eigener Aussage 

 deutlich bemerkbar.

Finanzielle Einschränkungen durch Unterhaltszahlungen 

bleiben trotz eines erkennbaren Einkommenszusammen-

hangs in allen Einkunftsklassen die Ausnahme. 

Das erhöhte Armutsrisiko von Alleinerziehenden, von Fa-

milien mit Migrationshintergrund und von kinderreichen 

Familien fand in den Befragungsergebnissen ebenfalls 

seinen Niederschlag. Im Einzelnen wird hierzu auf den fol-

genden Abschnitt, aber auch auf die Darstellung zu diesen 

Gruppen von Familien in Kapitel 2.8 (S. 205) verwiesen.

Zum besseren Überblick über die 

wirtschaftliche Situation von Familien:

der Index zur ökonomischen Lage

Um die fi nanziellen Lebensumstände der Familien in NRW 

ganzheitlich zu betrachten, reicht es nicht, einzelne Belas-

tungsfaktoren für sich genommen zu analysieren. Deshalb 

wurde aus dem relevanten Datenmaterial ein Index zur 

ökonomischen Lage errechnet, der mehrere Dimensionen 

zusammenfasst und verdichtet. Der Index geht dabei über 
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eine einfache Betrachtung des Nettoeinkommens hinaus 

und wird den tatsächlichen fi nanziellen Lebensumständen 

der Familien besser  gerecht (Abbildung 8).

Details zu diesem Index sind dem Anhang zu diesem 

 Bericht (S. 244) zu entnehmen.

Betrachtet man diesen Index, wird deutlich, dass Familien 

mit guter ökonomischer Ausgangslage, wenn überhaupt, 

fi nanzielle Einschränkungen durch eine hohe Schuldenlast 

hinnehmen müssen. Bei 51 Prozent der Familien mit guter 

ökonomischer Ausgangslage triff t jedoch kein ein ziger 

der berücksichtigten belastenden Faktoren zu.

Neben Verschuldung sorgen bei Familien, die sich im 

 Bereich zwischen 2 bis 4 Indexpunkten wiederfi nden 

(mittlere ökonomische Lage), am ehesten geringe 

 Einnahmen für angespannte Lebensverhältnisse. Die 

meisten von ihnen (83 %) geben allerdings zu Protokoll, 

dass ihre Einkünfte in der Regel zum Leben ausreichen.

Bei den 28 Prozent der nordrhein-westfälischen Familien 

mit der schlechtesten ökonomischen Situation ist dies oft 

nicht der Fall. Die Mehrheit dieser Familien klagt über ein 

zu geringes Familienbudget, das am Monatsende „häufi g“ 

oder gar „immer“ zu Engpässen führt. Fast alle von ihnen 

müssen mit einem monatlichen Haushaltseinkommen 

von unter 2.500 Euro zurechtkommen, 37 Prozent stehen 

sogar weniger als 1.500 Euro zur Verfügung. In diesen 

Einkommensregionen schränken dann auch vermehrt 

Kosten für die Kinderbetreuung oder die Aufwendungen 

für Wohnen die Teilhabechancen substanziell ein – trotz 

entsprechender Subventionsprogramme.

Welche Familien stehen besonders durch eine schwierige 

ökonomische Lage unter Druck? Wie die Übersicht

(s. S. 182 unten) zeigt, sind es neben den Familien mit 

niedrigem Haushaltseinkommen vor allem Alleinerzie-

hende sowie Befragte mit niedrigem Bildungsabschluss, 

die häufi g starke fi nanzielle Einschränkungen hinnehmen 

müssen.

Abbildung 8 

Index zur ökonomischen Lage

Knapp drei von zehn Familien in NRW weisen Mehrfachbelastung auf – 

zumeist geringes Einkommen und Schulden

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW
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Welche Urlaube können Familien in NRW sich leisten?

79 Prozent der Familien in NRW konnten sich innerhalb 

der letzten zwei Jahre zumindest einen Urlaub leisten – 

unabhängig von dessen Länge oder dem Zielort. 

Nach der Dauer der Urlaube unterschieden zeichnet sich 

ab, dass kürzere Auszeiten verbreiteter waren als längere: 

68 Prozent der Familien geben an, im betrachteten Zeit-

raum mindestens einen Kurzurlaub von maximal fünf Ta-

gen gehabt zu haben. Was längere, maximal zweiwöchige 

Urlaube anbelangt, fällt die Verbreitung mit 60 Prozent 

ähnlich aus. Von Urlauben hingegen, die länger als 14 Tage 

andauern, berichten lediglich 18 Prozent der Befragten.

Was die Urlaubshäufi gkeit anbelangt, dominieren generell 

die Nennungsanteile für einen einzigen Urlaub oder zwei 

Urlaube innerhalb der letzten zwei Jahre, häufi gere An-

gaben sind zumindest jenseits der Kurzurlaube selten. 

Deutlich wird dies auch anhand der durchschnittlichen 

Anzahl der Urlaube: Während Familien in NRW in den 

 letzten zwei Jahren im Schnitt 2,1 Mal einen Kurzurlaub 

zur Regeneration nutzen konnten,  waren es 1,2 längere 

Urlaube bis zu 14 Tagen und gar nur 0,3 Urlaube von mehr 

als zwei Wochen (Abbildung 9).

Mehr als alles andere sind Urlaube eine Frage des Ein-

kommens: Unabhängig von der Dauer des Urlaubs ist 

es Familien höherer Einkommensschichten eher und 

 häu fi ger möglich, in den Urlaub zu fahren, als jenen mit 

 geringeren Einkünften.

Mit der Einkommenssituation einhergehend lassen sich 

Unterschiede im Urlaubsverhalten auch nach Bildungs-

niveau und Erwerbssituation der Befragungspersonen 

feststellen. Allgemein lässt sich festhalten, dass Familien 

alle Familien in NRW

Alleinerziehende

Befragte mit Volks- oder 

Hauptschulabschluss

Familien mit 

Migrationshintergrund

3 und mehr Kinder

Alleinverdiener

   gut                 mittel             schlecht

Index zur ökonomischen Lage

in Prozent

22

5

10

17

17

22

50

45

49

48

53

47

28

51

41

35

31

31

Rundungsdiff erenzen möglich



183

Urlaube der letzten zwei Jahre insgesamt

in Prozent

Abbildung 9 

Urlaub in den letzten zwei Jahren 

Acht von zehn Familien geben an, Urlaub gehabt zu haben – am häufigsten waren es Kurzurlaube

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

   5 Mal und mehr

   3 bis 4 Mal

   1 bis 2 Mal

   kein Urlaub
Basis: alle Befragten

Rundungsdiff erenzen möglich

Frage:  Wenn Sie an die letzten zwei Jahre denken: Wie oft und welche Art Urlaub haben Sie mit Ihrer Familie gemacht?
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mit höherer Bildungs- und Erwerbsbeteiligung häufi ger 

angeben, im genannten Zeitraum Urlaub gehabt zu haben, 

sowie auch häufi ger mehrfach im Urlaub gewesen sind.

Aufgrund ihrer häufi g prekären Einkommensverhältnisse 

überrascht es nicht, dass Alleinerziehende zu den Fami-

bis unter 
1.500 €

bis unter 
3.500 €

bis unter 
5.000 €

5.000 € 
und mehr

Kurzurlaub 
(2 bis 5 Tage)

1,1 2,0 2,7 3,3

längerer Urlaub 
(5 bis 14 Tage)

0,5 1,1 1,9 2,1

langer Urlaub 
(mehr als 14 Tage)

0,3 0,3 0,3 0,6

kein Urlaub 
in diesem Zeitraum
in Prozent 54 21 6 4

Durchschnittliche Urlaubszahl in den letzten zwei 
 Jahren nach monatlichem Haushaltseinkommen

lien mit den wenigsten Urlauben zählen. 37 Prozent von 

ihnen konnten in den letzten zwei Jahren weder einen 

Kurzurlaub noch längere Urlaube zur Regeneration nut-

zen; das sind fast doppelt so viele wie im Gesamtschnitt 

der Familien (21 %).

Diff erenzen nach Kinderzahl, Kindesalter oder Migrations-

hintergrund der Familien geraten demgegenüber in den 

Hintergrund. 

Erwähnenswert ist dagegen, dass Familien aus dichter be-

siedelten Wohnregionen häufi ger von Urlauben berichten 

als jene aus ländlicheren Gegenden.

2.4 Kinderbetreuung

Auf die Frage, ob es für sie ein Problem ist, eine gute 

 Betreuung für ihr Kind zu fi nden (Antwortskala von 1 
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Abbildung 10  

Gründe pro Kindertagesbetreuung , Vergleich U3 – Ü3

Frühe Förderung hat für Ü3-Kinder deutlich höheren Stellenwert

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW
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Frage:  Warum besucht Ihr Kind/besuchen Ihre Kinder im Alter zwischen 0 und 2 Jahren/3 und 6 Jahren 

eine Kindertagesstätte oder eine Tagesmutter/einen Tagesvater? 

Basis:  Befragte, deren Kind(er) im Alter zwischen 

0 und 2 Jahren / 3 Jahren und Schuleintrittsalter 

in institutioneller Betreuung sind

Rundungsdiff erenzen möglich

Mehrfachnennungen möglich 

Ø 2,6 Nennungen

Ø 3,2 Nennungen

in Prozent

„kein Problem“ bis 7 „ein großes Problem“), ergab sich 

ein Durchschnittswert von 3,1. Dieses Themenfeld wird 

demnach als weniger problematisch angesehen als „Zeit“ 

und „Geld“, aber problematischer als „eine passende Woh-

nung fi nden“, „zum Bereich Familie und Kinder  Angebote 

und Beratung fi nden“ und „die Sicherheit in Ihrer Wohnge-

gend“ (s. S. 165).  

Bei der Familienbefragung für NRW wurden die Eltern, die 

ihre Kinder in einer Kita oder von einer Tagesmutter bzw. 

einem Tagesvater betreuen ließen, nach den Gründen für 

diese Entscheidung gefragt (Abbildung 10).

Im Fall der U3-Betreuung geben so gut wie alle Eltern an, 

dass die Kindertagesbetreuung ihnen bzw. ihrem Partner/

ihrer Partnerin ermöglicht, einer Berufstätigkeit nachzuge-

hen (96 %). Der Wunsch nach früher Förderung des Kindes  

wird von gut jedem zweiten Elternteil als Begründung ge-

wählt. Bei der Ü3-Betreuung ist demgegenüber eine deutli-

che Verschiebung der Prioritäten innerhalb der Hauptargu-

mente zu erkennen. Kontakte zu anderen Kindern haben in 

der Ü3-Betreuung einen relativ größeren Stellenwert: Die-

ses Argument wird um 14 Prozentpunkte häufi ger genannt. 

Noch weitaus mehr gilt das aber für den Aspekt „Frühför-

derung“, der um 28 Prozentpunkte häu fi ger als Begrün-

dung für die Inanspruchnahme von  Kindertagesbetreuung 

angeführt und damit wesentlich stärker betont wird. 

Dass Kinder dieses Alters außerhalb des Elternhauses 

betreut, gefördert und erzogen werden, ist im Fall der 

 Ü3-Betreuung gesellschaftlich auch allgemein weitaus 

stärker verankert als für Kinder unter drei Jahren – das 

zeigt der überaus deutliche Unterschied in den Nennungs-

häufi gkeiten der Antwort „weil es so üblich ist“.

Tagesbetreuung für Kinder U3/Ü3 im Urteil der Eltern: 

Die Qualität stimmt!

Mit der Qualität der Betreuung sind die Eltern von Kindern 

in U3-Betreuung ausgesprochen zufrieden. Von der anzu-
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Abbildung 11 

Urteil über die Qualität der Kindertagesbetreuung U3

Sehr große Zufriedenheit, mehr als vier von zehn vergeben die Note 1

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Basis: Befragte, deren Kind(er) im Alter zwischen 0 und 2 Jahren in institutioneller Betreuung sind
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1,9 Notendurchschnitt

Frage:  Wie bewerten Sie die Qualität dieser Kinderbetreuung? Bitte vergeben Sie eine Schulnote von 1 bis 6. 

Dabei bedeutet „1“ die beste Note: „sehr gut“, und „6“ die schlechteste Note: „ungenügend“. 

wendenden Schulnotenskala 1 bis 6 wird am häufi gsten 

die Note 1 „sehr gut“ vergeben (44 %). Ein weiteres 

 Drittel (32 %) entscheidet sich für die Schulnote 2 „gut“. 

Bei den Familiendialogen beschrieben die Eltern die 

 Qualität der Kinderbetreuung als sehr wichtig: „Kita soll 

nicht nur der Verwahrung dienen, bis Mama wieder da 

ist.“ Qualität wird von den Eltern oft im Zusammenhang 

mit dem Betreuungs schlüssel und dieser auch aus 

Sicht des Betreuungs personals wahrgenommen. Ein 

regel recht schlechtes Zeugnis (5 „mangelhaft“ oder 

6 „unge nügend“) stellt kein einziger Elternteil der ge-

nutzten Betreuungseinrichtung aus. Die schlechteste 

vergebene Bewertung ist „ausreichend“ (9 %).

Im Schnitt ergibt sich daraus ein Notenwert von 1,9 

 (Abbildung 11).

Das Urteil über die Qualität der Ü3-Betreuung fällt eben-

falls gut aus: Ein Viertel der Eltern, die für ihr Kind ein 

 Ü3-Angebot wahrnehmen, vergibt die Schulnote 1 „sehr 

gut“ auf der sechsstufi gen Notenskala (24 %), noch 

 einmal knapp doppelt so viele bewerten die Qualität mit 

2 „gut“ – das macht zusammen fast 70 Prozent Zufrie-

dene. Und auch das verbleibende knappe Drittel urteilt 

nur in Ausnahmefällen dezidiert negativ (jeweils 1 Prozent 

entscheiden sich für 5 „mangelhaft“ bzw. 6 „ungenü-

gend“), sondern wählt Noten im mittleren Bereich. 

Im Schnitt ergibt sich ein Notenwert von 2,2 – ein erfreu-

liches Urteil für die Arbeit der Betreuungseinrichtungen 

von Elternseite. 

Etwas weniger Zufriedenheit als im Landesschnitt be-

steht off enbar bei den Eltern mit niedrigen Bildungsab-

schlüssen, denjenigen mit einem Haushaltseinkommen 

bis zu maximal 1.500 Euro sowie der (kleinen) Gruppe 

der Alleinerziehenden (Notenschnitte von 2,8 resp. 2,9). 

Ihre unterdurchschnittliche Bewertung resultiert vor 

 allem daraus, dass sie sich mit einer ausgesprochen 

 guten Bewertung (Schulnoten 1 und 2) zurückhalten. 
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Abbildung  12 

Urteil über die Qualität der Kindertagesbetreuung Ü3

Gute Bewertung – große Mehrheit ist sehr zufrieden

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Frage:  Wie bewerten Sie die Qualität dieser Kinderbetreuung? Bitte vergeben Sie eine Schulnote von 1 bis 6. 

Dabei bedeutet „1“ die beste Note: „sehr gut“, und „6“ die schlechteste Note: „ungenügend“. 

Basis: Befragte, deren Kind(er) im Alter zwischen 3 Jahren und Schuleintrittsalter in institutioneller Betreuung sind
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Eine der Schulnoten am unteren Ende der Notenskala 

„mangelhaft“ oder „ungenügend“ vergeben auch sie 

 selten  (Abbildung 12).

Ergebnisse aus den Familiendialogen

In den Familiendialogen diskutierten die Eltern unter den 

Angeboten für Familien vor allem die Kindertagesbetreu-

ung. Einige Familien beschrieben Schwierigkeiten, die in 

ihrem Alltag im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung 

auftreten.

Machen etwa Betreuungseinrichtungen aus organisato-

rischen Gründen feste Vorgaben zu dem Zeitpunkt, zu 

dem das Kind in die Einrichtung aufgenommen wird, 

 haben Eltern zum Teil Schwierigkeiten, dies mit anderen 

festen Vorgaben (zum Beispiel dem Ende des Elterngeld-

anspruchs) in Einklang zu bringen. Die Vergabeentschei-

dungen der Einrichtungen zu einzelnen Kita-Plätzen 

 werden zum Teil als wenig transparent empfunden. Hier 

hat sich durch das KiBiz-Änderungsgesetz insofern eine 

Verbesserung ergeben, als die Eltern in der Regel acht, 

spätestens aber sechs Wochen vor dem Zeitpunkt, für 

den sie ihren Bedarf angemeldet haben, eine Nachricht 

darüber bekommen müssen, ob sie einen Betreuungs-

platz erhalten.

Anderen Eltern ist es schwer verständlich,  wenn eine be-

stimmte Anzahl (25, 35 oder 45) von Betreuungsstunden 

gebucht wird – auch, wenn die Eltern diese nicht zwin-

gend in vollem Umfang benötigen. Einige Eltern wünschen 

sich deshalb ein „Platz-Sharing“. Hierhinter verbirgt sich 

die Idee, dass sich mehrere Kinder einen Betreuungsplatz 

„teilen“, zum Beispiel: „Mein Kind braucht den Platz 

 montags und dienstags, mittwochs bis freitags bin ich zu 

Hause, da kann den Platz dann ein anderes Kind nutzen.“ 

Hierzu ist anzumerken, dass ein „Platz-Sharing“ bei der 

Kindertagespfl ege bereits möglich ist.

Wegen des engen Zusammenhangs zwischen Betreuung 

und Erwerbstätigkeit verwundert es auch nicht, dass bei 

den Familiendialogen Probleme zur Sprache kamen, die 

sich bei der Abstimmung von Arbeits- und Betreuungs-

zeiten ergeben. Herausfordernd ist für manche Familien 
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diese Abstimmung insbesondere dann, wenn dauernd 

Betreuung in Randzeiten benötigt wird. Vor allem Alleiner-

ziehende betonen, wie sehr ihre Erwerbsmöglichkeiten 

davon abhängen, dass sie passende Betreuungsangebote 

für Randzeiten und unter Umständen auch für Samstage 

fi nden. Probleme bei der Koordination von Arbeitszeit 

und Kinderbetreuung haben Eltern unter Umständen 

auch bei Schließzeiten wie den Ferien. Teilweise vermissen 

Eltern zudem das Angebot einer „Notfall-Betreuung“. 

Diese könnte einspringen, wenn Eltern z. B. aufgrund von 

 Ter minen wie Amtsbesuchen oder Krankheit nicht die 

 Betreuung ihrer Kinder übernehmen können. Hier ist ein 

Dialog aller Beteiligten – auch Arbeitgebende und Träger 

von Betreuungseinrichtungen – erforderlich, der sowohl 

das Wohl des Kindes als auch die Bedarfe der Eltern 

 berücksichtigt (vgl. hierzu S. 213).

Darüber hinaus wünschten sich einige Eltern die Möglich-

keit, dass Tagesmütter/-väter in die Familien gehen und 

dort die Kinder betreuen, zum Beispiel, indem sich meh-

rere Familien zusammentun, um ihre Kinder gemeinsam 

von einer Tagesmutter in den Räumlichkeiten der Familien 

betreuen zu lassen. Dies kann allerdings bereits heute 

bei entsprechenden Konstellationen und Rahmenbedin-

gungen von Jugendämtern ermöglicht werden. 

Tagesbetreuung für U3-Kinder:

Warum einige Eltern sie nicht nutzen

Die Gruppe der Eltern, die für ihr unterdreijähriges Kind 

keine Kindertagesbetreuung nutzt, nannte dafür im 

 Rahmen der Familienbefragung für NRW diverse Grün-

de. Von den sieben vorgelegten Antwortmöglichkeiten 
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Abbildung 13 

Gründe für Nicht-Inanspruchnahme von U3-Betreuung 

Kosten oder Art/Umfang des Angebotes von geringer Relevanz

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

mein(e) Partner(in)/ich möchte(n) 

das Kind selber erziehen 

ich halte das Kind für zu jung 

mein(e) Partner(in) oder ich 

sind/bin sowieso zu Hause 

die Kosten sind zu hoch 

keinen Platz in Wohnortnähe  bekommen 

Angebote der Einrichtungen entsprechen nicht 

 meinen/unseren Erwartungen 

Öff nungszeiten entsprechen nicht  meinen/

unseren Wünschen/Bedarf 

Sonstiges 

Frage:  Warum besucht Ihr Kind/besuchen Ihre Kinder im Alter zwischen 0 und 2 Jahren 

keine Kindertagesstätte oder eine Tagesmutter/einen Tagesvater? 

Mehrfachnennungen möglich 

Ø 3,1 Nennungen

in Prozent

Basis: Befragte, deren Kind(er) im Alter zwischen 0 und 2 Jahren nicht in institutioneller Betreuung sind

Rundungsdiff erenzen möglich

82

78

73

27

20

15

12

2

werden im Schnitt etwas mehr als drei als zutreff end 

 ausgewählt (Abbildung 13).

Dabei dominieren drei Aspekte, allesamt von rund drei 

Vierteln der Elternteile oder mehr genannt:

�  der Wunsch, die Erziehung des Kindes selbst in der 

Hand zu behalten, 

�  die Ansicht, das Kind sei zu jung für eine externe 

 Betreuung, 

�  der Verweis darauf, dass ohnehin ein Elternteil

zu Hause ist. 

Alle drei Begründungen beziehen sich auf die Einstellung 

der Eltern gegenüber der Kindertagesbetreuung von Kin-

dern unter drei Jahren, die sich unter einer Grundhaltung 

subsummieren lassen: Eltern, die keine Kindertages-

betreuung nutzen, sehen für ihr unterdreijähriges Kind 

die Betreuung und Erziehung in eigener Regie als die 

 beste Lösung an – und haben auch die Möglichkeit dazu.

Die Fallzahlen werden sehr klein (jeweils unter n = 50 Per-

sonen), wenn man diese Antworten noch näher nach ein-

zelnen Altersjahren diff erenzieren will. Von der Tendenz 

her scheint es jedoch so zu sein, dass in der Gruppe der 

Eltern mit Kindern unter zwölf Monaten die Meinung, das 

Kind sei noch „zu jung“, als die wesentliche vorherrscht. 

Zwar werden der Erziehungswunsch und die Erwerbs-

situation (ein Elternteil zu Hause) ebenfalls häufi g ge-

nannt, aber das Argument „zu jung“ setzt sich dagegen 

noch einmal mit etwas größerer Nennungshäufi gkeit ab. 

Im Vergleich der drei Altersjahre „unter zwölf Monate“, 

„ein Jahr“ und „zwei Jahre“ wird der Anteil derer, die sich 

auf das Argument „zu jung“ beziehen, von Jahr zu Jahr 

kleiner. 

Egal welches Altersjahr jedoch herangezogen wird: Die 

drei oben genannten Begründungen bleiben in jedem Fall 

die dominierenden und werden jeweils mindestens von 



189

zwei Dritteln der Eltern vorgebracht, die keine Betreuung 

in Anspruch nehmen. 

Demgegenüber sind externe Faktoren insgesamt deutlich 

nachrangig: Auf das Kostenargument bezieht sich rund 

ein Viertel, auf ein fehlendes Angebot in Wohnortnähe 

(„keinen Platz in Wohnortnähe bekommen“) ein Fünftel 

der Eltern, deren Kind keine U3-Einrichtung besucht. 

 Unpassende Öff nungszeiten thematisiert ein Siebtel 

der Befragten. Zwölf Prozent bleiben allgemeiner und 

wählen die Antwort, die Angebote der Einrichtungen 

 entsprächen nicht ihren Erwartungen. In dieser Hin-

sicht kritisch äußern sich fast ausschließlich Eltern 

mit hohem Bildungsabschluss (während Öff nungszeiten 

oder Kosten quer durch alle Bildungsschichten ange-

sprochen werden).

Aufgrund der niedrigen Fallzahlen lassen sich nur Ten-

denzen aufzeigen, so scheint ableitbar: Der Hinweis auf 

(zu hohe) Kosten sollte trotz der im Vergleich zu anderen 

Begründungen geringeren Nennungshäufi gkeit nicht 

vernach lässigt werden, denn für bestimmte Gruppen 

scheint das Kostenargument sehr wohl ein großes Hemm-

nis darzustellen. Bei Familien mit sehr niedrigem Einkom-

men und/oder schlechter ökonomischer Basis bezieht 

sich min destens jede(r) Zweite auf diese Begründung, und 

von den befragten Alleinerziehenden mit Kindern dieses 

 Alters, die keine Betreuung in Anspruch nehmen, nennen 

fast alle (unter anderem) die Kosten als Grund für die 

Nicht-Inanspruchnahme. 

Auch bei den Familiendialogen beschrieben einige Eltern 

die Kosten der Kinderbetreuung als Problempunkt. 

 Dementsprechend wurde hier der Wunsch nach kosten-

günstiger, am besten beitragsfreier Kinderbetreuung 

 genannt. Die Landesregierung hat  bereits 2011 die Eltern-

beitragsfreiheit für das letzte  Kindergartenjahr eingeführt. 

Es bleibt das Ziel, den gesamten Elementarbereich eltern-

beitragsfrei zu stellen, soweit die hierfür erforderlichen 

haushaltswirtschaft lichen Spielräume bestehen. Bis 

 dahin gilt es, vor allem Familien mit geringem Ein kommen 

von Elternbeiträgen zu entlasten, was durch die Orien-

tierung von Beitragspfl icht und -höhe an  sozialen Krite-

rien – wie sie die Kommunen zum Teil  vorsehen – in der 

Regel auch gelingt.

Eine Betreuung in Wohnortnähe spielte bei Familien mit 

sehr niedrigem Einkommen und Alleinerziehenden eine 

ähnlich wichtige Rolle wie die Kosten der Betreuung.  Dies 

zeigt, dass dem Ausbau von Betreuungsplätzen seit 2010 

zu Recht die hohe Priorität eingeräumt wurde und dass 

der Ausbau des Angebotes auch in den kommenden 

 Jahren entsprechend der Bedarfslage der Familien in 

NRW weitergehen muss (siehe S. 214).

Tagesbetreuung für Grundschulkinder:

Der Bedarf wird im Wesentlichen gedeckt

Die große Mehrzahl der Eltern, die ihr Kind neben der 

Grundschule betreuen lassen, ist mit den angebotenen 

Möglichkeiten zur Betreuung zufrieden. Auf der sieben-

stufi gen Zustimmungsskala entscheidet sich mehr als 

ein Drittel für den höchsten Skalenwert 7 „triff t voll und 

ganz zu“, weitere 21 Prozent wählen den nächstfolgenden 

(zusammen 58 %).

Dem stehen am unteren Skalenende 4 Prozent (Skalen-

wert 1 „triff t gar nicht zu“) plus 11 Prozent (Skalenwert 2) 

gegenüber: Das ergibt zusammengenommen 15 Prozent 

dezidiert negative Bewertungen. Auch bei den Familien-

dialogen wurde Kritik an Angeboten der Off enen Ganz-

tagsschule geäußert.
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Im mittleren Bereich überwiegt die Ausrichtung zum 

 Positiven hin. Damit ergibt sich auch im Durchschnitt 

ein Zufriedenheitswert, der eindeutig im positiven Be-

reich liegt (Durchschnitt: 5,3) (Abbildung 14).

Längst nicht alle Familien mit Grundschulkindern, die 

 (bisher) keine Betreuung neben der Grundschule nutzen, 

haben Interesse an einem solchen Angebot. Mehr als 

40 Prozent signalisieren deutlich, dass dies für sie keine 

Option ist: Sie wählen den untersten Skalenwert 1 „triff t 

gar nicht zu“. Weitere 11 Prozent neigen sehr stark zur 

Ablehnung, da sie sich für den Skalenwert 2 entscheiden. 

Für mindestens die Hälfte dieser Familien kann man daher 

annehmen, dass sie kein Interesse an einer Betreuung 

neben der Grundschule haben (Abbildung 15).

In den Familien mit Alleinverdienern ist der Wunsch nach 

einem solchen Angebot besonders gering ausgeprägt: 

71 Prozent wählen einen der beiden Werte am unteren 

Skalenende.

Es gibt jedoch auch eine Gruppe von Eltern, die im Gegen-

teil sehr starkes Interesse zeigt: Rund ein Fünftel der 

 Befragten wählt einen der beiden oberen Skalenpunkte 

der 7-stufi gen Zustimmungsskala, und die meisten davon 

bekunden höchste Zustimmung („Skalenwert 7 „triff t voll 

und ganz zu“) – auf die Gruppe insgesamt bezogen, ist 

damit jede siebte Familie in höchstem Maße interessiert. 

Diese Zahlen sind als Indikator dafür zu werten, dass das 

bestehende Angebot für diese Altersgruppe noch nicht 

den gesamten Bedarf abdeckt.

Am höchsten ist der Zustimmungswert bei den Einkind-

familien. Zwar sind unter ihnen genauso viele wie im 

Schnitt komplett desinteressiert (Skalenwert 1 „triff t gar 

nicht zu“: 44 %), andererseits entscheiden sich drei von 

Abbildung 14 

Zufriedenheit mit dem Angebot neben der Grundschule

Mehrheit der Eltern mit der Betreuung zufrieden

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kulturund Sport NRW

5,3 Durchschnittswert auf der 

Zustimmungsskala von 1 bis 7

Frage:  Ich lese Ihnen gleich einige Aussagen vor. Bitte bewerten Sie jede Aussage auf einer Skala von 1 bis 7. 

Vergeben Sie eine 1, wenn die Aussage für Sie „gar nicht zutriff t“, oder eine 7, wenn die Aussage

„voll und ganz zutriff t“. Mit den dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen.

in Prozent

Basis: Befragte, die für ihr(e) Kind(er) eine institutionelle Betreuung neben der Grundschule  in Anspruch nehmen

Rundungsdiff erenzen möglich
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triff t voll und ganz zu

triff t gar nicht zu

weiß nicht, keine Angabe

„ Mit den Möglichkeiten, mein Kind / 

 meine Kinder im Grundschulalter über 

den normalen Schulunterricht hinaus 

betreuen zu lassen, bin ich zufrieden.“
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zehn für einen der hohen Skalenwerte 6 oder 7, darunter 

allein 22 Prozent für den obersten Wert 7 „triff t voll und 

ganz zu“. Auch aus dieser Teilgruppe besteht also off en-

sichtlich eine große Nachfrage.

Die Gruppe der Alleinerziehenden mit Grundschulkindern 

ohne weitere Betreuung ist zwar sehr klein, sodass gesi-

cherte Aussagen schwierig sind, aber dass diese Gruppe 

ebenfalls ein überdurchschnittlich großes Interesse an zu- 

sätzlicher Betreuung hat, wird aus den Antworten deutlich. 

Dem entsprechen Äußerungen aus den Familiendialogen, 

bei denen Alleinerziehende zur Sprache kamen, die ihre 

Teilzeittätigkeit auf Vollzeit ausdehnen möchten: „Wie soll 

ich das machen? Meine Kinder in der Ganztagsschule 

anmelden? Die betreuen aber ‚nur‘ von 7.30–16.30 Uhr, 

[…]. Ich hab niemanden, der die Zeiten vor und nach der 

Schule abfangen kann.“ Auch sonst wird die Betreuungs-

situation von Grundschulkindern zum Teil als ungünstiger 

empfunden als die Betreuung von jüngeren Kindern: 

„Mir graut jetzt schon vor der Grundschulzeit, wenn die 

Betreuungsangebote wieder unzuverlässiger werden und 

auch da spätestens um 16 Uhr Schluss ist und außerdem 

zwölf Wochen Ferien im Jahr zu regeln sind.“  Zeitpro-

bleme, die sich beim Übergang von der Kindertages-

betreuung zur Schule ergeben können, werden seitens 

der Landes regierung und der Kommunen weiterhin mit 

dem Ziel  diskutiert, bedarfsgerechte Lösungen zu fi nden.

Abbildung 15 

Interesse an Betreuung neben der Grundschule bei Eltern, die für ihr(e) Kind(er) im Grundschulalter 

keine institutionelle Betreuung in Anspruch nehmen

Jede fünfte Familie hat großes Interesse, jede siebte sehr hohes

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Frage:  Ich lese Ihnen gleich einige Aussagen vor. Bitte bewerten Sie jede Aussage auf einer Skala von 1 bis 7.

Vergeben Sie eine 1, wenn die Aussage für Sie „gar nicht zutriff t“ oder eine 7, wenn die Aussage

„voll und ganz zutriff t“. Mit den dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen.

in Prozent

Basis: Befragte, die für ihr(e) Kind(er) im Grundschulalter keine institutionelle Betreuung in Anspruch nehmen

Rundungsdiff erenzen möglich
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2.5 Wohnung

Im Rahmen der Familienbefragung für NRW wurden 

die Familien mit der Frage konfrontiert, ob es für sie ein 

 Problem sei, eine passende Wohnung zu fi nden (Antwort-

skala von 1 „kein Problem“ bis 7 „ein großes Problem“). 

Hier ergab sich ein Durchschnittswert von 2,8. Dieses 

Themenfeld wird demnach im Durchschnitt als weniger 

problematisch angesehen als „Zeit“, „Geld“ und „gute 

Kinderbetreuung“, aber problematischer als die Sicher-

heit in der Wohngegend. Es liegt in der Bewertung gleich-

auf mit dem Themenfeld „zum Bereich Familie und Kinder 

Angebote und Beratung fi nden“ (ebenfalls 2,8, s. S. 165). 

Das Ergebnis relativiert sich, wenn man die Zufriedenheit 

mit der aktuellen Wohnsituation beleuchtet.

Die meisten Familien sind mit ihrer aktuellen

Wohnsituation zufrieden

In ihrem unmittelbaren Umfeld, der eigenen Wohnung, 

hat sich die große Mehrzahl der Familien in NRW zur 

 eigenen Zufriedenheit eingerichtet.  Antwortkategorien, 

die überwiegend negativ besetzt sind – „eher nicht“ und 

„überhaupt nicht“ – machen  zusammen nur einen Anteil 

von 8 Prozent aus. Mehr als zehnmal so viele sind hinge-

gen bei den positiven Wert ungen zu fi nden: Deutlich mehr 

als die Hälfte stimmen der Aussage zu, ihre Wohnung ent-

spreche „voll und ganz“ den Bedürfnissen ihrer Familie; 

nimmt man noch die  Antwortkategorie „größtenteils“ 

hinzu, sind mehr als 80 Prozent zur Gruppe der Zufrie-

denen zu zählen. 

Bei keiner Teilgruppe fi ndet eine Umkehrung der Rela-

tionen statt, in jedem Fall sind die Zufriedenen („voll und 

ganz“/„größtenteils“) in deutlicher Überzahl.

Dennoch variieren die Anteile der völligen oder doch 

 weitgehenden Zustimmung. Es gibt einige (wenige) 

 Gruppen mit unterdurchschnittlich guter Bewertung 

 (Abbildung 16):

Dazu sind in erster Linie die Familien mit Migrations-

hintergrund zu zählen. Aus diesem Kreis wählen nur 

70 Prozent eine der beiden oberen Antwortkategorien; 
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das sind beträchtliche 17 Prozentpunkte weniger als 

bei Familien deutscher Herkunft. Auch in den Familien-

dialogen hatten Familien mit Migrationshintergrund 

 berichtet, dass sie in bestimmten Wohngegenden kaum 

eine Chance hätten, eine Wohnung zu fi nden.

Bei einer zweiten Gruppe von Familien hängt die negativere 

Wertung jeweils mit dem fi nanziellen Hintergrund zusam-

men: Wer selbst nicht erwerbstätig ist, wer ein sehr niedri-

ges Haushaltseinkommen hat (unter 1.500 Euro netto mo-

natlich) und – noch verschärft – wer aus Fami lien kommt, 

in denen beide Elternteile gern mehr arbeiten würden, 

schätzt die Gegebenheiten der eigenen Wohnung weniger 

positiv ein als im Schnitt (71/69/58 %; Schnitt: 82 %).

Ab einem Familieneinkommen von 3.500 Euro netto 

monat lich und mehr steigt die Zufriedenheit mit dem 

Wohnen auf mehr als 90 Prozent an. Fast wird diese 

Größen ordnung parallel auch von den Befragten mit 

 Abitur oder Hochschulbildung erreicht (89 %).

Die Kinderzahl ist dagegen weniger relevant, als man 

nach den Aussagen zum Problemdruck, eine passende 

Wohnung zu fi nden, erwarten würde. Zwischen Ein- und 

Zweikindfamilien bestehen gar keine Unterschiede. Aber 

auch die Familien mit mehr als zwei Kindern, die auff ällig 

häufi g von Problemen bei der Wohnungssuche berichten, 

liegen mit ihrer Bewertung der aktuellen Wohnsituation 

(78 % Zufriedene) dicht am Schnitt (82 %). Off enbar wird 

die Situation der Wohnungssuche von ihnen als deutlich 

problematischer empfunden als die Wohnrealität, in der 

sie sich befi nden. Im Übrigen darf nicht vergessen werden, 

dass von den Familien mit drei und mehr Kindern viele 

einen Migrationshintergrund aufweisen – und diese 

 Gruppe ist mit ihrer Wohnsituation tatsächlich deutlich 

weniger zufrieden als im Schnitt (siehe oben). Im Ergebnis 

scheint es also vor allem für die Teilgruppe der größeren 

Familien mit Migrationshintergrund schwierig zu sein, 

eine  auf den Bedarf zugeschnittene Wohnung zu fi nden. 

Etlichen dieser Familien gelingt es letztlich dennoch, sich 

zu arrangieren, sonst wäre der Anteil der Unzufriedenen 

deutlich größer. 

Abbildung 16 

Derzeitige Wohnung den Bedürfnissen entsprechend?

Große Mehrzahl ist hochzufrieden, Defizite werden selten gesehen  

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Basis: alle Befragten, 

Rundungsdiff erenzen möglich

Frage:  Entspricht Ihre Wohnung den Bedürfnissen Ihrer Familie? Bitte bewerten Sie diese Aussage auf einer Skala

von 1 bis 5. Vergeben Sie eine 1, wenn die Aussage für Sie „voll und ganz zutriff t“ oder eine 5, wenn die Aussage

„überhaupt nicht zutriff t“. Mit den dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen.

in Prozent
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Unterschiede fi nden sich je nach Alter der Kinder: Wenn 

ältere Kinder (älter als zwölf Jahre) im Haushalt leben, ist 

die Zufriedenheit als bedarfsgerecht mit 90 Prozent be-

sonders hoch; dies sind aber auch überdurchschnittlich 

oft Einkindfamilien. Am relativ geringsten ist sie mit 

74 Prozent dann, wenn drei- bis sechsjährige Kinder im 

Haushalt leben. Möglicherweise verändern sich die Anfor-

derungen an die Wohnung gerade dann, wenn (mehrere) 

jüngere Kinder zur Familie gehören – oder weiterer Nach-

wuchs in Planung ist.

Wenn Familien mit Kindern jenseits des Grundschulalters 

zufriedener mit ihrer Wohnsituation sind, so verweist das 

andererseits auch darauf, dass die Festigung der beruf-

lichen Situation eine Rolle spielen dürfte, da man davon 

ausgehen kann, dass Eltern älterer Kinder im Schnitt auch 

selbst älter sind. 

Anders als bei vielen anderen Aspekten urteilen Allein-

erziehende in der Wohnungsfrage nicht negativer als 

 andere. Mit 86 Prozent völliger oder weitgehender Zu-

stimmung zu der Aussage, die eigene Wohnung entspre-

che den Bedürfnissen ihrer Familie, liegt ihre Bewertung 

tendenziell sogar über der Zufriedenheit der Gruppe der 

zusammenlebenden Eltern (81 %).

… manchmal genügen Größe und Aufteilung

der Wohnung jedoch nicht den Anforderungen

Die primären Gründe für Unzufriedenheit mit der der -

zeitigen Wohnung liegen in ihrer Größe und in ihrem 

 Zuschnitt (Raumaufteilung, Anzahl der Räume). Jeweils 

mehr als vier von fünf der Befragten beziehen sich auf 

diese Begründungen. 

Erst hinsichtlich weiterer Argumente streuen die Ant-

worten dann stärker. Dabei ist das Kostenargument 

(24 %) nur eines unter anderen. Häufi ger als an der 

Höhe der Miete (bzw. allgemeiner: den Wohnkosten) 

 stören sich die weniger Zufriedenen an schlechten An-

bindungen: allgemein an den ÖPNV (31 %) oder auch 

mit Bezug auf die Erreichbarkeit von Betreuungsein-

richtungen oder Schulen (26 %).

Allerdings dürften die fi nanziellen Möglichkeiten (mit) 

ein Grund dafür sein, dass kein Umzug in eine größere/

passender zugeschnittene Wohnung erwogen wurde. Das 

wurde bereits bei der Ausgangsfrage deutlich, in der es – 

neben den Migranten – diejenigen mit geringem Einkom-

men sind, die ihre derzeitige Wohnung häufi ger als nicht 

den Bedürfnissen entsprechend einschätzen. Man hat 

sich die Wohnung eben den Einkünften entsprechend 

ausgesucht. In der Größe passt sie nicht, zu den Einkom-

mensverhältnissen (in der Regel) schon.

Jede(r) Fünfte beklagt, die Wohnung liege in „keiner guten 

Wohngegend“. Auff ällig oft kommt dieses Argument von 

Alleinerziehenden. 

Die insgesamt mit ihrer Wohnung etwas häufi ger unzu-

friedenen Befragten aus Haushalten mit Migrationshinter-

grund haben vergleichsweise geringe Kritik am Wohnum-

feld. Bei ihnen erhält das Kostenargument nach den 

beiden direkt auf Wohnungszuschnitt und/oder -größe 

bezogenen Begründungen etwas mehr Gewicht.

Nachbarn, die sich von Kindern gestört fühlen, sind eher 

in Einzelfällen ein Problem (5 %) (Abbildung 17).

Ergebnisse aus den Familiendialogen:

Wie Familien sich ihr Wohnumfeld wünschen

Bei den Familiendialogen machten 

Familien mit vielen Statements 

deutlich, wie sie gerne wohnen 

möchten. Sehr wichtig ist ihnen 

ein kindgerechtes Umfeld: 

„Platz für Kinder, Platz für Leben.“ 
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Freifl ächen im Wohnumfeld – zum Beispiel Grünfl ächen, 

Spielplätze oder „bespielbare Fußgängerzonen“ – seien 

nicht nur wichtig für den nachbarschaftlichen Austausch, 

sondern werden auch als  notwendig für die Entwicklung 

der Kinder angesehen: „Kinder haben wenig Freifl ächen 

im Wohnumfeld, um draußen pädagogisch nicht betreut 

zu spielen. Wenn sie das könnten, dann würden sie sich 

regelmäßig körperlich bewegen, könnten sich in der Schu-

le besser konzentrieren und hätten ihren persönlichen 

Freiraum, in dem keine pädagogische Anforderung an sie 

herangetragen wird und die Eltern müssten nicht immer 

aufpassen und die überzeugenden Pädagogen sein.“ 

Dass Kinder sich dabei selbst gefährden können, wird in 

Kauf genommen und von manchen Eltern durchaus als 

Chance gesehen: „Ich  plädiere für mehr Gelassenheit. Wir 

müssen als Eltern aufhören, alle Gefahren für unsere Kin-

der ausschließen zu wollen. Kinder müssen in unüber-

wachten Lebensbe reichen die Möglichkeit haben, sich 

miteinander in ihrer Freiheit auszuprobieren! Sie müssen 

in den Bach fallen, von Bäumen stürzen und über Mauern 

klettern, um zu selbstständigen, kreativen und verantwor-

tungsvollen  Menschen zu werden.“ Dass der öff entliche 

Raum von den Kindern oft nicht mehr zum Spielen ange-

nommen wird, nehmen einige Familien mit Bedauern 

wahr: „Spielplätze entstehen eher in den Gärten der Leute 

auf dem Land, da gibt’s fast überall Trampolins etc., auf 

dem Spielplatz triff t sich kaum jemand mehr.“

Häufi g wurden bei den Familiendialogen auch die Vor- 

und Nachteile des Wohnens in größeren Städten bzw. 

im ländlichen Raum diskutiert.

Familien entscheiden sich zum Beispiel für das Wohnen im 

ländlichen Raum, weil dort die Miet- bzw. Kaufpreise für 

Wohnraum niedriger sind als in den Städten – gerade auch 

für Wohnraum für Familien mit mehreren Kindern –, so 

dass dort tendenziell auch mehr Platz für die Kinder zur 

Verfügung steht. Außerdem ist das Wohnumfeld  grüner als 

in Städten, „Kinder können auch mal gefahrlos auf der 

Straße spielen und laut sein“. Größter Nachteil am Leben 

außerhalb der Städte ist nach Aussagen der Familien hin-

gegen die Entfernung zu Einkaufsmöglich keiten, aber 

Abbildung 17 

Gründe für Wertung der Wohnung als nicht-bedarfsgerecht

Größe und Aufteilung sind die dominierenden Gründe

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

zu wenig Zimmer, schlechte Raumaufteilung 

zu wenig Quadratmeter 

schlechte Anbindung an Bus und Bahn 

Kindergärten/Schulen schwer erreichbar, 

nicht nah genug 

zu hohe Wohnkosten/Miete 

Nachbarn, die sich von Kindern gestört fühlen 

keine gute Wohngegend 

Sonstiges

Frage: Warum entspricht die Wohnung nicht den Bedürfnissen Ihrer Familie? 

Mehrfachnennungen möglich 

Ø 2,9 Nennungen

in Prozent

Basis: Befragte, die in einer eher nicht/überhaupt nicht bedarfsgerechten Wohnung leben

Rundungsdiff erenzen möglich 

87

84
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26

24

20

5

15
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auch zu Bildungs-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen. Auch 

der Weg zur Arbeit kostet Zeit: „Als Familie lebt es sich 

‚auf dem Dorf‘ gut: niedrige Mieten, viel Grün, bessere 

Chance auf Kitaplatz, aber: wegen Schließung kleiner 

Schulen muss mein Kind Bus fahren, wenn es in die 

 Schule kommt“, und „Bewusst wohnen wir auf dem Land, 

 super für unseren Jungen! Leider muss er nun aber einen 

längeren Busweg zur Schule in Anspruch  nehmen, da un-

sere ‚alte‘ Dorfschule aus Kostengründen schließen muss-

te!!!“ „Gute Wohnsituation bezahlt man mit Lebenszeit.“

Mit diesen Schwierigkeiten sehen sich Familien, die in 

zentraler Lage in den Städten wohnen, nicht konfrontiert. 

Die Infrastruktur ist hier wohnortnah, gut ausgebaut und 

vielfältig, was als wichtigster Grund für diese Art von 

 Wohnen herausgestellt wird. Dafür müssen die Familien 

Wohnen in zentralen Lagen mit einem hohen Miet- bzw. 

Kaufpreis für den Wohnraum bezahlen.

Viele Familien äußerten den Wunsch nach vielfältigen, 

bunten Quartieren. Einer „Ghettoisierung“ von bestimm-

ten Stadtvierteln – sei es die Konzentration von älteren 

Menschen, Menschen mit Behinderung oder Menschen 

mit Migrationshintergrund – müsse unbedingt entgegen-

gewirkt werden.

Gefährlich werde es, wenn einzelne Wohnquartiere von 

außen als „soziale Brennpunkte“ abgestempelt werden, 

das führe zu einem Gefühl der Unsicherheit – bei den 

Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Viertel, aber auch 

bei denen aus anderen Quartieren der Stadt. Von außen 

wird daher der Ruf nach einer Verbesserung der dortigen 

Lebensbedingungen laut: „In ‚sozialen Brennpunkten‘ 

muss der ‚Erneuerungsbedarf‘ endlich gedeckt werden: 

mehr Grün, mehr Bewegungs- und Spielangebote, am 

besten mit Begleitung durch Stadtteil-Piloten – dann 

 hätten die Kinder dort wieder eine Alternative zu Play-

station und PC.“ Die Bewohnerinnen und Bewohner der 

Viertel selbst wünschen sich neben mehr sozialen und 

kulturellen Aktivitäten vor Ort stadtteilübergreifende 

 Angebote, z. B. gemeinsam organisierte Stadtfeste, um 

den Menschen die durchaus vorhandenen lebenswerten 

Aspekte der Stadtteile zu zeigen. Damit könne vorhan-

denen Vorurteilen aktiv entgegengetreten werden, die 

gemeinsamen Aktionen könnten das Stadtleben gleich-

zeitig lebenswerter machen.

Dabei wird durchaus gesehen, dass sozial gemischte Wohn-

viertel und gute Nachbarschaft nicht von alleine funktio-

nieren. Sie können – durch das Vorhandensein unter-

schiedlicher und zum Teil gegensätzlicher Bedarfe – ein 

hohes Konfl iktpotenzial beinhalten, z. B. dem Bedürfnis 

nach Ruhe von älteren Menschen steht das Bedürfnis nach 

„sich Austoben und laut sein zu können“ von Kindern ge-

genüber. Daher sind „Maßnahmen zum Kennenlernen und 

Anregungen zum Miteinander wichtig“, für diese braucht 

es „attraktive Orte der Kommunikation“.

Familien, in denen Angehörige mit Behinderung leben, 

äußerten den Wunsch nach mehr Wohnraum für 

 Menschen mit Behinderung sowie nach mehr wohnort-

nahen Wohnheimplätzen. 

2.6  Beratungs- und
Unterstützungsangebote

Auf die Frage, ob es für sie ein Problem ist, zum Bereich 

Familie und Kinder Angebote und Beratung zu fi nden, 

(Antwortskala 1 „kein Problem“ bis 7 „ein großes Pro-

blem“), ergab sich ein Durchschnittswert von 2,8. Dieses 

Themenfeld wird demnach im Durchschnitt als weniger 

problematisch angesehen als „Zeit“ und „Geld“ und 

„gute Kinderbetreuung“. Als noch weniger problematisch 

bewerteten die Eltern nur die Sicherheit in ihrer Wohn-

gegend. Überdurchschnittlich oft wurde der Bereich 

als problematisch angegeben von Alleinerziehenden 

(s. S 204) und von Familien, die auf dem Land und in 

 kleineren Städten bzw. deren Einzugsgebieten leben. 

Auch bei den Familiendialogen kam zur Sprache, dass auf 

dem Land Anfahrtswege und die Kosten für öff entliche 

Verkehrs mittel ein Hindernis sein können, Angebote für 

Familien zu nutzen – wenn dies auch in erster Linie nicht 

im  Hinblick auf Beratungs- und Unterstützungsangebote, 

sondern im Hinblick auf Freizeitangebote für Kinder und 

Jugendliche geäußert wurde.

90 Prozent der Familien entscheiden sich für

Beratungs- und Unterstützungsangebote

Im Rahmen der Erhebung wurde zu elf Beratungs- und 

Unterstützungsangeboten gefragt, inwiefern diese schon 

einmal in Anspruch genommen wurden. Zusätzlich hatten 

die Befragten die Möglichkeit, weitere genutzte Unter-

stützungsangebote anzugeben.

Off enbar fi ndet das Beratungs- und Unterstützungs-

angebot in NRW generell großen Anklang. Dabei wird 

 bereits auf den ersten Blick deutlich, dass sich je nach 

Zweck und Zielgruppe der Angebote sehr unterschied-

liche Nutzerzahlen ergeben. Die Spanne reicht von 5 Pro-

zent für die Schuldner- und Verbraucher-Insolvenzbe-

ratung bis hin zu Geburtsvorbereitungskursen mit einer 

breiten Nutzerbasis von 70 Prozent der Familien in NRW.
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Insgesamt geben neun von zehn Elternteilen an, schon 

einmal von mindestens einem der elf zur Auswahl ge-

stellten Beratungs- und Unterstützungsangebote (und/

oder weiteren) Gebrauch gemacht zu haben. Weniger als 

jeder zehnte Elternteil hat laut eigenen Angaben bisher 

keine dieser Leistungen in Anspruch genommen. Dieser 

Anteil nicht erreichter Familien variiert allerdings spürbar 

je nach Bevölkerungsgruppe. So fi nden sich unter Be-

fragten mit niedrigem Bildungsabschluss sowie jenen mit 

niedrigem Haushaltseinkommen überdurchschnittlich 

viele Nichtnutzer (16 bzw. 15 %). Erhöht ist der Anteil 

auch bei Familien mit Migrationshintergrund (15 %) sowie 

Alleinverdienerhaushalten (14 %) (Abbildung 18).

Als Hauptgrund, weshalb noch keines der Angebote 

 wahrgenommen wurde, geben die allermeisten Nicht-

nutzer an, dass bis dato kein Bedarf daran gesehen wurde 

(77 %). 40 Prozent ohne bisherige Nutzungserfahrung 

gibt zu Protokoll, dass sie sich vom bestehenden Angebot 

„nicht  angesprochen“ fühlen. Nutzungshemmnisse wie 

zeit liche Unvereinbarkeit mit der Berufstätigkeit oder 

 Kosten oder auch fehlende Angebote bzw. mangelndes 

Wissen darüber spielen eine eher untergeordnete Rolle 

(jeweils maximal 35 %).

Im Mittel der Bevölkerung werden 2,9 der elf zur Auswahl 

gestellten Beratungs- und Weiterbildungsangebote ge-

nutzt. Bei Familien deutscher Herkunft (3,1), Befragten 

mit Abitur oder (Fach-)-Hochschulabschluss (3,2) oder 

einkommensstarken Familien (3,1) geht der Wert leicht 

darüber hinaus. Charakteristisch für jene Befragten -

gruppen, bei denen sich vergleichsweise viele Nicht-

nutzer fi nden, ist, dass sie auch dann, wenn sie ent-

sprechende Angebote wahrnehmen, vergleichsweise 

wenige davon in Anspruch nehmen, und zwar durch-

schnittlich höchstens 2,6. 

Im Rahmen der Familiendialoge und der Online-Beteili-

gung spielten Angebote für Familien vor allem in Form von 

Betreuungsangeboten eine Rolle. Zu Beratungs- und 

Unter stützungsangeboten wurden nur vereinzelt Wün-

sche und Anregungen geäußert: Einige Eltern wiesen 

Abbildung 18 

Beratungs- und Unterstützungsangebote: Inanspruchnahme

Geburtsvorbereitungskurse sind klar das meistgenutzte Angebot

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW
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Angebote der Familienzentren
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Sonstiges

Frage:  Haben Sie schon einmal eines der folgenden Beratungs- und Unterstützungsangebote 

für Ihre Familie in Anspruch genommen?

Mehrfachnennungen möglich 

Ø 2,9 Nennungen
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Abbildung 19 

Gründe für die Nicht-Inanspruchnahme der Angebote 

Zumeist besteht schlicht kein Bedarf

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Inanspruchnahme von Beratungs- 

und Unterstützungsangeboten 
1

in Prozent

Nichtnutzer: Gründe 2

in Prozent

Frage:  Haben Sie schon einmal eines der folgenden 

Beratungs- und Unterstützungsangebote für Ihre 

Familie in Anspruch genommen?“ 

kein Bedarf

Angebote sprechen 
mich nicht an

bin über das Angebot 
nicht informiert

zeitlich unvereinbar 
mit Berufstätigkeit

kein Angebot vor Ort
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Basis:
   

1
  alle Befragten    

2
 Befragte, die keine Beratungs-/Unterstützungsangebote in Anspruch genommen haben 

Rundungsdiff erenzen möglich

Mehrfachnennungen möglich
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%

77

40

35

31
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    mindestens ein Angebot 

in Anspruch genommen

    keines der Angebote 

in Anspruch genom men 

(Nichtnutzer)

   weiß nicht, keine Angabe

90

9

1

 darauf hin, dass Informationen über die vorhandenen 

Angebote „leicht zugänglich“ sowie „kurzfristig ver-

fügbar“ sein müssten. Seitens einiger Familien, in denen 

Kinder mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten 

leben, kam der Wunsch nach fl exiblen Betreuungs- und 

Pfl egeangeboten zur Sprache: „Wenn ich nicht mehr 

kann, möchte ich mein Kind auch einmal abgeben können 

in Tagespfl ege und Kurzzeitpfl ege, ohne dass es mich viel 

Kraft kostet.“ Auch wird der Wunsch geäußert, das 

 „Angebot an Maßnahmen zur Rehabilitation der Familie“ 

auszubauen und auf weitere Arten von Beeinträchti-

gungen auszuweiten. „Reha-Maßnahmen allein für die 

Mütter oder ‚Mutter-Kind-Kuren‘ sind kontraproduktiv 

bzw. nicht realisierbar.“ (Abbildung 19).

Um die Ergebnisse der Familienbefragung für NRW 

zur  Inanspruchnahme der Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote übersichtlicher zu gestalten, wurden 

die einzelnen Leistungen gröberen Themenkomplexen 

 zugeordnet, und zwar den Bereichen Schwangerschaft, 

Familienhilfen und Bildung, ergänzt durch die Sammel-

kategorie „weitere Angebote“, unter der thematisch 

nicht zusammenhängende Einzelangebote zusammen-

gefasst sind. 

Fast alle Angebote werden als hilfreich bewertet

Nutzer der elf zur Abfrage gestellten Beratungs- und 

 Unterstützungs angebote wurden im Anschluss gefragt, 

inwiefern die Angebote der Familie geholfen haben. Die 

Befragten konnten dabei auf einer fünfstufi gen Skala 

von „nein, gar nicht“ bis „ja, sehr“ antworten. In der 

Gesamt schau wird deutlich, dass die meisten Angebote 

durchaus von der großen Mehrheit der Nutzer als hilfreich 

angesehen werden. 

Frage:  Warum haben Sie bisher keine Beratungs- und 

Unterstützungsangebote für Ihre Familie in Anspruch 

genommen? 
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Abbildung 20 

Schwangerschaft: Angebote hilfreich gewesen?

Mindestens zwei Drittel mit den Angeboten zufrieden – fast keine kritischen Stimmen

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Basis:  
1
 alle Befragten;   

2 
Befragte, die das jeweilige Angebot in Anspruch genommen haben      

Rundungsdiff erenzen möglich

Frage: Hat oder haben die ... Ihrer Familie geholfen? 

   ja, sehr

   eher ja

   teils , teils

   eher nein

   nein, gar nicht

Nutzeranteil 
1
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37

Babymassage, 

-schwimmen, -turnen, 

PEKiP
35

Wer Beratungen und Unterstützungsangebote für 

Schwangere und Familien mit Kindern im Säuglingsalter 

in Anspruch genommen hat, zeigt sich im Regelfall zu-

frieden damit – 37 bzw. 41 Prozent geben sogar an, das 

jeweilige Angebot als „sehr“ hilfreich empfunden zu 

 haben. Kritische Stimmen werden dagegen nur im 

 Ausnahmefall laut. 

Unabhängig von der betrachteten Bevölkerungsgruppe 

äußern sich jeweils maximal 16 Prozent der Nutzer dezi-

diert negativ zu den gemachten Erfahrungen, es sticht 

jedoch keine Gruppe mit durchgehend kritischen Äuße-

rungen heraus (Abbildung 20).

Hilfsangebote wie Erziehungs-, Ehe- und Familienbera-

tungen einerseits sowie Angebote der Jugendhilfe an-

dererseits werden von den Elternteilen, die diese bereits 

in Anspruch genommen haben, hingegen deutlich diff e-

renzierter beurteilt – was mit den Krisensituationen, an-

lässlich derer entsprechende Angebote wahrgenommen 

werden, zu erklären ist. Die Hälfte der jeweiligen Nutzer 

erlebte die Hilfsangebote und Beratungsleistungen als 

„sehr“ bis „eher hilfreich“. Mütter (39 bzw. 46 %) geben 

interessanterweise sowohl, was die Erziehungs-, Ehe- und 

Familienberatung anbelangt, als auch hinsichtlich der 

Jugendhilfe seltener an, dass diese ihrer Familie geholfen 

haben, als Väter (63 bzw. 57 %). Auch werten Alleiner-

ziehende (31 bzw. 43 %) ihre Erfahrungen mit diesen 

 Angeboten kritischer als andere. 
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Familien, die nach eigener Aussage zeitweise durch eine 

Familienhebamme Unterstützung erfahren haben, zeigen 

sich dagegen in aller Regel sehr zufrieden damit: Insge-

samt 85 Prozent der Nutzer empfanden die Unter-

stützung als hilfreich, die meisten davon sogar „sehr“ 

(Abbildung 21).

Bildungs- und Beratungsangebote der Familienzentren 

in NRW erhalten von Elternteilen mit entsprechenden 

Nutzungserfahrungen in der Mehrzahl der Fälle gute 

 Noten. Dass die Angebote der Familienzentren nicht noch 

besser abschneiden, liegt an der vergleichs weise großen 

Zahl jener Elternteile, die die Mittelkategorie „teils, teils“ 

wählen – mehr als bei allen anderen thema tisierten Bera-

tungs- und Unterstützungsangeboten. Eindeutig kritische 

Äußerungen sind dagegen nur selten zu vernehmen. 

Eltern- oder Familienbildung, die außerhalb der Familien-

zentren angeboten wird, weist – wie oben bereits erwähnt 

– eine überproportional hochgebildete und einkommens-

starke Nutzerschaft auf: Während von Elternteilen mit 

niedrigem Bildungsabschluss nur 9 Prozent angeben, 

ein solches Angebot genutzt zu haben, sind es 23 Prozent 

der Personen mit mittlerem Bildungsabschluss und 

24 Prozent der Befragten mit Abitur und/oder Studium. 

Von den Befragten mit guter ökonomischer Basis gaben 

24 Prozent an, diese Angebote genutzt zu haben, von 

 denen mit schlechter ökonomischer Basis 16 Prozent. 

Off en bleibt dabei, ob gerade niedrigschwellige Angebote 

der Eltern und Familienbildung, die sich speziell an diese 

Familien richten, von den Befragten immer als solche 

 erkannt worden sind, oder ob die Quote der Inanspruch-

nahme eventuell auch bei diesen Familien höher ist, als 

ihnen selbst bewusst ist.

Bei der Frage, für wie hilfreich diese Angebote gehalten 

werden, ergibt sich jedoch ein Meinungsbild, das jenem 

der Familienzentren-Nutzer sehr ähnlich ist: Über die 

 Hälfte wertet die wahrgenommenen Angebote durchaus 

als hilfreich, knapp drei von zehn wollen sich nicht so ge-

nau festlegen („teils, teils“) (Abbildung 22).

Abbildung 21 

Familienhilfen: Angebote hilfreich gewesen?

Familienhebamme wird fast ausnahmslos für hilfreich gehalten 

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

 

Frage: Hat oder haben die ... Ihrer Familie geholfen? 

Angebote der Jugendhilfe

Erziehungs-, Ehe-, 

Familienberatung

Familienhebamme

Nutzeranteil 
1
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Bewertung 
2

in Prozent

7

25

7

60

25

22

12

11

29

31

25

12

8

23

Basis:  
1
 alle Befragten;   

2 
Befragte, die das jeweilige Angebot in Anspruch genommen haben      

Rundungsdiff erenzen möglich
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Abbildung 22 

Bildung: Angebote hilfreich gewesen?

Angebote der Familienzentren und andere Bildungsangebote: 

Beide schneiden mehrheitlich gut ab

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Frage: Hat oder haben die ... Ihrer Familie geholfen? 

andere Angebote im

Bereich Elternbildung, 

Familienbildung

Angebote der Familien-

zentren, auch 

Familienbildung und 

 Familienberatung

Nutzeranteil 
1

in Prozent

26

   ja, sehr

   eher ja

   teils, teils

   eher nein

   nein, gar nicht

Bewertung 
2

in Prozent

19 28

41

6

3

17

32

34

4

5

25

 

Basis:  
1
 alle Befragten;   

2 
Befragte, die das jeweilige Angebot in Anspruch genommen haben      

Rundungsdiff erenzen möglich
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Abbildung 23 

Weitere Angebote: Hilfreich gewesen? 

Heilpädagogische Angebote mit sehr guten Nutzerbewertungen – 

auch Pflege- und Schuldnerberatung gelten zumeist als „hilfreich“

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

 

Frage: Hat oder haben die ... Ihrer Familie geholfen? 

Pfl egeberatung

heilpädagogische 

Angebote, z. B. Logopädie, 

Ergotherapie

Schuldner-, Verbraucher-

insolvenzberatung

Nutzeranteil 
1

in Prozent

50

9

5

   ja, sehr

   eher ja

   teils,  teils

   eher nein

   nein, gar nicht

Bewertung 
2

in Prozent

17

19

9

13

43

21

39

5

2

26

14

31

2

2

51

Basis:  
1
 alle Befragten;   

2 
Befragte, die das jeweilige Angebot in Anspruch genommen haben      

Rundungsdiff erenzen möglich

Therapeutische Angebote wie zum Beispiel Logopädie 

und Ergotherapie zählen mit einem Nutzeranteil von 

50 Prozent zu den am meisten verbreiteten Unterstüt-

zungsangeboten – und sie werden ausgesprochen positiv 

bewertet. Familien, die solche Angebote schon einmal in  

Anspruch genommen haben, halten diese in 82 Prozent 

der Fälle für hilfreich, darunter 51 Prozent sogar für 

„sehr“ hilfreich. Negativ äußern sich insgesamt nur 

4  Prozent der Nutzer.

Spezielle Beratungsangebote für die Bereiche Pfl ege und 

Verschuldung/Verbraucherinsolvenz richten sich dagegen 

an eng umgrenzte Zielgruppen. Dementsprechend wenige 

Nutzer dieser Angebote haben sich im Rahmen der Fami-

lienbefragung für NRW dazu geäußert, für wie hilfreich die 

Beratungsleistungen gehalten werden – Detailanalysen 

sind angesichts der geringen Fallzahlen nur eingeschränkt 

möglich. Deutlich wird allerdings, dass auch diese Bera-

tungsangebote von der überwiegenden Mehrzahl ihrer 

Nutzer – und zwar jeweils zu über 60 Prozent – als nütz-

lich erachtet werden. Während im Fall der Pfl egeberatung 

nur insgesamt 7 Prozent ausdrücklich gegenteiliger 

 Meinung sind, polarisiert die Schuldner- bzw. Verbrau-

cherinsolvenzberatung stärker. 62 Prozent der Befragten 

nahmen sie als „eher“ bis „sehr hilfreich“ wahr. Jeder 

fünfte Nutzer eines solchen Angebots empfand die Bera-

tung als „eher nicht“ oder „gar nicht hilfreich“. Bei dieser 

Bewertung dürfte – wie bei der Erziehungs-, Ehe- und 

Familienberatung sowie den Angeboten der Jugendhilfe – 

eine Rolle spielen, dass Schuldner- und Verbraucher-

insolvenzberatung in Krisensituationen in Anspruch 

 genommen werden (Abbildung 23).

2.7 Sicherheit

Im Rahmen der Familienbefragung für NRW wurde den 

befragten Familien die Frage gestellt, ob für sie die Sicher-

heit in ihrer Wohngegend ein Problem sei. mit  einem Durch-

schnittswert von 2,3 auf der siebenstufi gen Bewertungs-

skala (von 1 „kein Problem“ bis 7 „ein gro ßes Problem“) 

ist die Sicherheit der Wohngegend das Themen feld, das 
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im Vergleich zu den übrigen Bereichen „Zeit“, „Geld“, 

„eine passende Wohnung fi nden“, „gute Kinderbetreu-

ung“ und „zum Bereich Familie und Kinder Ange bote und 

Beratung fi nden“ als am wenigsten problematisch ange-

sehen wird (s. S. 165).

Fast alle Familien fühlen sich

in ihrer Wohngegend sicher

Die befragten Familien in NRW sehen  hinsichtlich der 

 Sicherheit in ihrer Wohngegend kaum  Pro bleme. Nur 

 insgesamt 4 Prozent gehen mit ihrer  Wertung in den ein-

deutig negativen Bereich (Familie fühlt sich „eher nicht“ 

sicher: 3 %, „überhaupt nicht“  sicher: 1 %). 

Die Hälfte fühlt sich dagegen „voll und ganz“ sicher, ein 

weiteres Drittel „größtenteils“ – zusammen 86 Prozent. 

Erfreulich: Familien mit Migrationshintergrund kommen 

hinsichtlich der Sicherheit ihrer Wohngegend zum glei-

chen Urteil wie Familien deutscher Herkunft. 

Väter schätzen die Sicherheitslage noch etwas besser ein 

als Mütter. Die Unterschiede beziehen sich dabei vor 

 allem auf den Anteil höchster Zustimmung („voll und 

ganz“); das vertreten Väter häufi ger als Mütter (56 % 

gegenüber 48 %). 

Im ländlichen Raum ist das Sicherheitsempfi nden stärker 

ausgeprägt als im Schnitt (93 % stimmen „voll und 

ganz“oder „größtenteils“ zu). Großstadtregionen 

 schneiden aber nicht schlechter ab als Orte mittlerer 

oder kleinerer Größe. 

Zu (etwas) weniger positiven Wertungen kommen Be-

fragte mit niedrigem Bildungsabschluss, niedrigem 

Haushalts einkommen bzw. schlechter ökonomischer 

 Basis sowie geringfügig Beschäftigte und Nichterwerbs-

tätige (alle jeweils mit einer Zustimmungsrate von unter 

80 %, was den Gesamt-Anteil der Antworten „voll und 

ganz“ und „größtenteils“ betriff t). Besonders zufrieden 

sind umgekehrt Befragte mit hohem Bildungslevel (93 %) 

(Abbildung 24).

Abbildung 24 

Subjektives Sicherheitsgefühl in der Wohngegend

Mangelnde Sicherheit nur für eine kleine Minderheit ein Problem   

Quelle:  TNS Emnid: Familienbefragung für NRW 2015 im Auftrag des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport NRW

Basis: alle Befragten

Rundungsdiff erenzen möglich

Frage:  Fühlt sich Ihre Familie in Ihrer Wohngegend sicher? Bitte bewerten Sie diese Aussage auf einer Skala

von 1 bis 5. Vergeben Sie eine 1, wenn die Aussage für Sie „voll und ganz zutriff t“, oder eine 5, wenn die

Aussage „überhaupt nicht zutriff t“. Mit den dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen.

in Prozent

1,7 Durchschnitt

voll und ganz 

größtenteils 

teils, teils 

überhaupt nicht 

eher nicht 

51

35

10

3

1

%
 5

 4

 3

 2

1
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Hier besteht ein Zusammenhang zur Beurteilung der 

Wohnsituation selbst: Familien, die „voll und ganz“ zustim-

men, dass ihre Wohnung den Bedürfnissen entspricht, 

fühlen sich in ihrer Wohngegend auch in sehr  hohem Maße 

sicher (Zustimmung „voll und ganz“: 94 %). Familien, die 

ihre Wohnung als „eher nicht“ oder „überhaupt nicht“ ih-

ren Vorstellungen entsprechend einstufen, schätzen auch 

die Sicherheit der Gegend weniger positiv ein (lediglich 

70 % äußern höchste Zustimmung). Dramatisch schlecht 

ist die Situation für ihr Empfi nden aber auch nicht: Ledig-

lich 6 Prozent stimmen der Aussage „meine Familie fühlt 

sich in meiner Wohngegend sicher“ eher nicht oder über-

haupt nicht zu“; das sind unwe sentlich mehr als im Schnitt 

(4 %). Erhöht ist in dieser Gruppe der Anteil derer, die eine 

Einstufung bei „teils, teils“ vornehmen.

Da nur sehr wenige die Sicherheit ihrer Wohngegend als 

„eher nicht“ oder „überhaupt nicht“ gegeben ansehen, 

beruhen auch die Antworten auf die Folgefrage, wo denn 

vorrangig Sicherheitsprobleme liegen, auf einer kleinen 

Fallzahl, sodass nur zusammenfassende Aussagen ge-

troff en werden können. Die folgenden Angaben dienen nur 

zur Orientierung, um den Stellenwert der Begrün dungen 

untereinander sichtbar zu machen.

Die Angst vor Einbrüchen stellt die größte Sorge dar 

(87 %). Persönliche Angriff e, seien es  verbale oder 

 körperliche Attacken, nennen rund sechs von zehn der 

Befragten. Die Gefahr von Unfällen wird  ähnlich, aber 

nicht ganz so oft als Sicherheitsproblem angesehen.

Unter „Sonstiges“ wird einmal die Drogenkriminalität 

 explizit als Problem benannt.

Bei den Familiendialogen wurde das Thema „Sicherheit“ 

breiter diskutiert. Die Familien sahen auch ein tragfähiges 

soziales Netzwerk, eine wirtschaftliche Absicherung, ein 

funktionierendes Gesundheits- und Bildungssystem sowie 
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gute Sprachkenntnisse als wesentliche Voraussetzungen 

an, um sich sicher zu fühlen. Die Familien brachten aller-

dings auch den Aspekt der Verkehrssicherheit ein: 

„Die größte existenzielle Gefahr für Kinder ist der 

Straßen verkehr. Hier müssen endlich eff ektive Maßnah-

men getroff en werden: mehr Überwachung im Umfeld von 

Kitas und Schulen, Einsatz von Schulbussen, damit Eltern 

ihre Kinder weniger fahren, mehr Aufklärung, warum Kin-

der zu Fuß zur Schule gehen sollten.“

2.8 Vielfalt von Familien

2.8.1 Alleinerziehende

Bereits in Teil 1 dieses Berichts ist auf die Situation Allein-

erziehender eingegangen worden (s. dort S. 115), 

 insbesondere auch in wirtschaftlicher Hinsicht (S. 53). 

So sind alleinerziehende Mütter zwar durchschnittlich 

in größerem Umfang erwerbstätig als Mütter, die in einer 

Partnerschaft leben, tragen aber dennoch ein höheres 

Armutsrisiko. Entsprechend groß sind die Belastungen, 

zu denen Alleinerziehende sich im Rahmen der Familien-

befragung für NRW äußerten: 30 Prozent klagen über 

nur schwer zu fi nanzierende Kosten für ihre Wohnung 

(Vergleichsgruppe: 11 %), 23 Prozent über die Höhe der 

Betreuungskosten (Vergleichsgruppe: 15 %). Verschuldet 

sind sie aber nicht häufi ger als im Schnitt. Es wundert 

nicht, dass diese Rahmenbedingungen zu einer nega-

tiven Bewertung der fi nanziellen Situation führen: Häufi g 

reicht das Geld nicht aus, um die Familie zu versorgen. 

Bei 20 Prozent wird das Geld „immer“ am Monatsende 

knapp, weitere 18 Prozent klagen über „häufi ge“ Geld-

sorgen. Ist ein Partner oder eine Partnerin vorhanden, 

sind es mit 8/12 Prozent jeweils nur etwa halb so viele. 

Aufgrund ihrer häufi g prekären Einkommensverhältnisse 

zählen Alleinerziehende zu den Familien mit den we-

nigsten Urlauben: 37 Prozent von ihnen konnten in den 

letzten zwei Jahren weder einen Kurzurlaub noch längere 

Urlaube zur Regeneration nutzen.

Viele würden ihre fi nanzielle Situation gern aktiv ver-

bessern: Zwei von drei Alleinerziehenden stimmen der 

Aussage zu „Ich würde gern länger arbeiten und mehr 

verdienen“ (Vergleichsgruppe: eine(r) von dreien), und 

auch im Vergleich von gewünschtem zu tatsächlichem 

Stundenumfang von Erwerbstätigkeit wählen fast dop-

pelt so viele eine höhere Stundenkategorie als Familien, 

in denen beide Elternteile vorhanden sind. Dieser ausge-

prägte  Erwerbswunsch kam auch im Rahmen der Fami-

liendialoge und der Online-Beteiligung zur Sprache – und 

ebenso die Einschätzung einiger Familien, dass mehr 

Flexi bilität seitens der Arbeitgebenden ebenso wie mehr 

Betreuungsmöglichkeiten in Randzeiten hier zu Lösungen 

führen könnten. Angesprochen wurde auch die beson-

dere Herausforderung, die der Abschluss einer Berufs-
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ausbildung für Alleinerziehende bedeuten kann. Hier sei 

mehr staatliche Unterstützung erforderlich.

Vor dem fi nanziellen Hintergrund ist es nicht verwunder-

lich, dass der größte Problemdruck unter den sechs 

abge fragten Lebensbereichen „Finanzielle Ausstattung“, 

„Zeit“, „Kinderbetreuung“, „Wohnen“, „Sicherheit des 

Wohnumfeldes“ sowie „Angebote und Beratung für Fami-

lien“ bei den fi nanziellen Ressourcen besteht: 29 Prozent 

der Allein erziehenden sehen Geldmangel als ein größeres 

Problem an; das sind fast dreimal so viele wie unter zu-

sam men lebenden Elternteilen (10 %). Alleinerziehende 

haben durchweg in allen Themenfeldern mit mehr 

Schwierig keiten zu kämpfen als die Familien im Schnitt. 

Die zweitgrößte Abweichung vom Gesamtschnitt besteht 

hinsichtlich der Wohnqualität; für 24 Prozent ist es ein 

größeres Problem, eine passende Wohnung zu fi nden; bei 

der Vergleichs gruppe ist der Anteil um ein Drittel niedri-

ger. Ähnlich sieht die Relation beim Aspekt „gute Kinder-

betreuung“ aus (18 % gegenüber 12 %). Und selbst die 

 insgesamt wenig problembehafteten Bereiche „Ange -

bote und Beratung“ bzw. „Sicherheit der Wohngegend“ 

 schätzen Alleinerziehende vergleichsweise häufi ger als 

problematisch ein (Skalenwerte 6 und 7 mit jeweils 11 % 

im zweistelligen Bereich; Vergleichsgruppe: 6/3 %).

Der von allen Familien vielfach beklagte Zeitmangel ist für 

Alleinerziehende ebenfalls in höherem Maße ein Problem, 

mit 56 Prozent hat mehr als die Hälfte von ihnen „immer“ 

oder „häufi g“ das Gefühl, nicht ausreichend Zeit für die 

Familie zu haben (Vergleichsgruppe: 34 %). Die Belas-

tungen durch lange Arbeitszeiten und durch Aufgaben 

im Haushalt bilden die Hauptprobleme. Auch bei den 

Familien dialogen kamen die langen Arbeitszeiten Allein-

erziehender zur Sprache: Alleinerziehende Mütter und 

Väter seien besonders stark auf eine Erwerbsarbeit 

 angewiesen, um das fehlende Einkommen kompensieren 

zu können („Vollzeit wird zur Pfl icht“). Dadurch fehle 

 besonders häufi g Zeit für die Kinder – und für eigene 

 Bedürfnisse.

In der Wohnungsfrage urteilen Alleinerziehende nicht 

negativer als andere. Mit 86 Prozent völliger oder weit-

gehender Zustimmung zu der Aussage, die eigene Woh-

nung entspreche den Bedürfnissen ihrer Familie, liegt 

ihre Bewertung tendenziell sogar über der Zufriedenheit 

der Gruppe der zusammenlebenden Eltern (81 %). Die 

(wenigen) mit ihrer Wohnung unzufriedenen Alleinerzie-

henden beklagen auff ällig oft, die Wohnung liege in „keiner 

guten Wohngegend“.

2.8.2 Familien mit Migrationshintergrund

Die Situation von Familien mit Migrationshintergrund 

 wurde im Teil 1 dieses Berichts (s. dort S. 169) aus führlich 

beschrieben. Das höhere Armutsrisiko dieser Familien 

zeigte sich auch im Rahmen der Familienbe fragung für 

NRW dadurch, dass in der Gruppe derer mit schlechter 

ökonomischer Basis (s. S. 169) neben den 

 Alleinerziehenden auch Befragte mit Migrationshinter-

grund häufi ger zu fi nden sind. Verschuldet sind sie aber 

– so die Ergebnisse der Befragung – nicht mehr (und 

nicht weniger) als Familien ohne Migra tionshintergrund 

auch. Allerdings nennen sie andere Belastungsfaktoren 

häufi ger, die in der Summe dann auch noch kumulieren. 

Vor allem die Kinderbetreuungskosten empfi nden Fami-
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lien mit Migrationsgeschichte eher als Belastung („müs-

sen mehr dafür ausgeben, als wir uns eigentlich leisten 

können“: 27 %; Vergleichsgruppe  deutsche Herkunft: 

13 %). Aber auch die Ausgaben für das Wohnen sehen sie 

problematischer (20 %; Vergleichsgruppe: 13 %), und 

tendenziell größer sind die Anteile zudem bezogen auf die 

Belastung durch Unterhaltsaufwendungen und von 

Grundsicherungsbeziehern. 

Was sich in diesen Aussagen abzeichnet, spiegelt sich 

auch bei der Abfrage des Problemdrucks in verschie-

denen Lebensbereichen wider: Für Familien mit Migra-

tionshintergrund ist es off ensichtlich schwieriger als für 

Familien ohne Migrationshintergrund, eine passende 

 Wohnung zu fi nden (größeres Problem: 22 %; Vergleichs-

gruppe: 14 %), vor allem, wenn es sich um große Familien 

handelt – ein Problem, von dem auch bei den Familien-

dialogen berichtet wurde. Größere Unterschiede bestehen 

auch in der Einschätzung der Möglichkeiten, eine gute 

Kinderbetreuung zu fi nden (größere Probleme: 18 %; 

Vergleichs gruppe: 11 %). Die Geldfrage als solche spielt in 

Familien mit Migrationshintergrund ebenfalls eine leicht 

stärkere Rolle (18 % gegenüber 13 %). 

Zeitmangel ist ein Phänomen, von dem Familien mit 

Migrations hintergrund demgegenüber ebenso betroff en 

sind wie Familien ohne Migrationshintergrund (38/39 %). 

Dass sich Probleme am ehesten um das Wohnen ranken, 

wird auch aus weiteren Ergebnissen deutlich: Ab einer 

Kinderzahl von drei Kindern werden von Migrantenfami-

lien überdurchschnittlich häufi g Probleme berichtet und 

parallel dazu sinkt der Anteil derer deutlich, die mit einer 

passenden Wohnung keinerlei Probleme haben. Die 

Schwierigkeiten hängen aber nicht nur mit der Zahl der 

Kinder zusammen: Bereits bei zwei Kindern haben Fami-

lien mit Migrationshintergrund mehr Probleme bei der 

Wohnungssuche (22 % gegenüber 8 % bei Zweikind-

familien ohne Migrationshintergrund). Bei Einkindfamilien 

ist der Unterschied nicht so groß (17/11 %), aber der  Anteil 

derer, die im Lebensbereich Wohnen gar keine  Probleme 

sehen, ist bereits bei den Einkindfamilien sehr viel geringer 

(34 % gegenüber 59 % bei Familien deutscher Herkunft). 

Auch die Aussage, ihre derzeitige Wohnung entspreche 

den Bedürfnissen, fi ndet im Kreis der Familien mit Migrati-

onshintergrund seltener hohe Zu stimmung. Unzufrieden 

ist man neben dem Wohnungs zuschnitt und/oder der 

Größe insbesondere mit den  Kosten, die für das Wohnen 

aufzubringen sind. Kritik am Wohnumfeld („keine gute 

Wohngegend“) ist vergleichsweise selten. Für Befragte 

aus Familien mit Migrations hintergrund hat die Schaff ung 

von Wohnraum als  prio ritäre politische Maßnahme denn 

auch höheren Stel len wert als für Befragte aus Familien 

ohne Migrationshintergrund (und liegt in der Rangfolge 

der sechs wähl baren Maßnahmen auf Platz drei, vor der 

Verbesserung der Angebote zur Kinderbetreuung, denen 

vergleichs weise weniger Wichtigkeit beigemessen wird). 

Platz eins belegt bei allen Familien unabhängig von der 

Herkunft der Wunsch nach Verbesserung der fi nanziellen 

Situation. 

Eltern mit Migrationshintergrund sehen ebenso wie Eltern 

ohne Migrationshintergrund den Umfang der Bildungs- 

und Beratungsangebote für Familien in NRW als zu-

friedenstellend an, in diesem Lebensbereich werden 

 selten größere Probleme gesehen und er genießt auch 
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die geringste Priorität, was Aktivitäten von politischer 

Seite  angeht. Festzustellen ist jedoch auch: Familien mit 

Migrations hintergrund nutzen solche Angebote seltener, 

was sich sowohl im Anteil der Nichtnutzer äußert (15 %, 

Vergleichsgruppe: 6 %) als auch in der Anzahl der ge-

nutzten Angebote. Das gilt aber nicht für alle Angebote. 

Erfreulicherweise fällt die Inanspruchnahme der Bildungs-

angebote in Familienzentren über alle Untergruppen 

recht gleichmäßig aus, das heißt, hiermit werden auch 

die Familien mit Migrationshintergrund zu einem großen 

Teil erreicht. 

Bei den Familiendialogen wurden Angebote für Familien 

in einem umfassenderen Sinne angesprochen als in der 

Familienbefragung für NRW. In diesem Zusammenhang 

hoben einige Familien mit Migrationshintergrund beson-

ders ihre Zufriedenheit mit den Angeboten des deutschen 

Gesundheitssystems hervor, sprachen aber auch von der 

Schwierigkeit, muttersprachliche Fachärztinnen oder 

Fachärzte zu fi nden. Ebenso wie die Bedeutung von 

Sprachkenntnissen als Voraussetzung zur „Überwindung 

der Fremdheit“ betont wurde, wurde mehrfach auch der 

Wunsch nach weiteren Sprach- und Integrationskursen 

geäußert. Notwendig seien aber gleichzeitig auch 

 „Angebote für muttersprachlichen Austausch, damit die 

Muttersprache nicht verlernt wird“. Auch präventive 

 Arbeit in den Familien und Betreuungs- und Bildungs-

einrichtungen in Bezug auf Vielfalt wurde gewünscht, 

ebenso die  „Aufklärung über Minoritäten in NRW … weil 

man nicht weiß, was der andere ist, hat man Angst“. 

 Notwendig  seien die Erhaltung, der Ausbau bzw. die 

Schaff ung von  Begegnungs orten (z. B. nach dem Vorbild 

Interkultureller  Zentren), mit verschiedenen Beratungs- 

und Austausch möglichkeiten. 

Der Themenbereich Sicherheit des Wohnumfeldes wird 

von Familien mit und ohne Migrationshintergrund erfreu-

licherweise nicht unterschiedlich bewertet. Auch bei der 

detaillierten Nachfrage kommen Familien mit Migrations-

hintergrund zum gleichen Urteil wie Familien ohne Migra-

tionshintergrund: Kaum jemand sieht in der Sicherheit 

seiner Wohngegend ein Problem. Gut die Hälfte fühlt sich 

dagegen „voll und ganz“ sicher, ein weiteres knappes 

 Drittel „größtenteils“ – zusammen 85 Prozent.

Die Tatsache, dass Familien mit Migrationshintergrund 

den Problemdruck in den verschiedenen Themenfeldern 

(mit Ausnahme des Bereichs „eine passende Wohnung 

fi nden“ ähnlich empfi nden wie Familien ohne Migrations-

hintergrund, ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass viele 

Menschen mit Migrationshintergrund seit langer Zeit oder 

sogar seit ihrer Geburt in Deutschland leben und so um-

fassend integriert sind, dass ihr Alltag als Familie sich von 

dem der Familien ohne Migrationshintergrund nur noch 

wenig unterscheidet. Eine Befragung von Personen aus 

neu eingewanderten Familien hätte möglicherweise deut-

lichere Anhaltspunkte für spezielle Bedarfe dieser Fami-

lien ergeben. Da derzeit verstärkt Familien aus dem 

 Ausland nach NRW zuwandern und diese Tendenz in den 

nächsten Jahren voraussichtlich anhalten wird, muss 

 dieser Aspekt im Blick behalten werden.

2.8.3 Kinderreiche Familien 

In rund 12 Prozent der befragten Familien lebten drei 

oder mehr Kinder, was in etwa dem Anteil kinderreicher 

Fami lien an den Familien in NRW entspricht (s. Teil 1 

 dieses Berichts, S. 15). Auch die Tatsache, dass Familien 

mit  Migrationshintergrund häufi ger kinderreich sind als 

 Familien ohne Migrationshintergrund (s. Teil 1 dieses 

 Berichts, S. 57), spiegelte sich in den Ergebnissen der 

 Familienbefragung NRW wider. Insofern korrelieren Aus-

sagen der kinderreichen Familien immer auch stark mit 

den Antworten der Eltern mit Migrationshintergrund. Von 

den kinderreichen Familien wurden zu höheren Anteilen 

die Mütter befragt – von ihnen ist mehr als die Hälfte 

nicht berufstätig (Schnitt aller Befragten: 26 %). Regional 

sind kinderreiche Familien etwas häufi ger im ländlichen 

Raum, dafür weniger in Großstädten ab 100.000 Ein-

wohnern anzutreff en.

Trotz der grundsätzlich höheren Armutsgefährdung 

kinder reicher Familien (s. Teil 1 dieses Berichts, S. 108) 

 waren die befragten Familien dieser Gruppe einkommens-

mäßig weder besonders gut noch besonders schlecht 

aufgestellt. Belastungsfaktoren über das reine Einkom-

men  hinaus sind aber durchaus häufi ger als im Schnitt 

der Familien gegeben: Jede zweite Familie hat Schulden, 

11 Prozentpunkte mehr als im Schnitt; auch der Anteil der 

Hartz-IV-Empfänger ist tendenziell erhöht. Sorge bereiten 

ihnen aber vor allem – trotz abmildernder Gebühren-

staff elungsregelungen – die fi nanziellen Aufwendungen 

für Kinderbetreuung. Rund jede(r) Vierte meint, für diesen 

Bereich mehr ausgeben zu müssen, als die Familie sich 

eigentlich leisten kann (26 %; Schnitt: 17 %). Die Auf-

wendungen für das Wohnen sind dagegen kein großes 

Thema. Nach ihrer eigenen Einschätzung gibt ihre 

 ökonomische Basis nicht in besonderem Maße Anlass 

zu Besorgnis, sie kommen mit ihrem Einkommen nicht 

schlechter aus als andere. 

Geldmangel wird von dieser Gruppe in der Abfrage des 

Problemdrucks in verschiedenen Lebensbereichen 

etwas häufi ger thematisiert (20 %, Schnitt: 14 %). Fami-

lien mit drei und mehr Kindern treibt vor allem eine Sorge 

überdurchschnittlich häufi g um: eine passende Wohnung 
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zu fi nden. 29 Prozent sehen hierin ein größeres Problem 

(Schnitt 16 %). Diese Aussage ist allerdings etwas zu 

 relativieren, da auch die kinderreichen Familien mit ihrer 

Bewertung der aktuellen Wohnsituation (78 % Zufrie-

dene) dicht am Schnitt (82 %) liegen. Off enbar wird 

die Situation der Wohnungssuche von ihnen als deutlich 

problematischer empfunden als die Wohnrealität, in 

der sie sich befi nden. 

Auch wenn der Lebensbereich „Zeit für die Familie“ 

bei der Frage nach Problembereichen nicht in auff älliger 

Weise durch empfundene Defi zite hervorsticht und die 

Befragten aus kinderreichen Familien sogar eher seltener 

als andere das Gefühl haben, nicht ausreichend Zeit für 

die Familie zu fi nden (zur Erinnerung: es sind auch beson-

ders viele nichtberufstätige Mütter unter ihnen): Der 

Wunsch, mehr Zeit für die Familie zu haben, wächst mit 

der Zahl der Kinder. Den Aspekt „den Familien mehr 

Zeit verschaff en“ zählen 49 Prozent der Eltern von drei 

und mehr Kindern zu den beiden wichtigsten Handlungs-

feldern für die Politik; das sind genauso viele, wie die 

 Verbesserung der fi nanziellen Situation in Angriff  (47 %) 

nehmen lassen wollen, was ansonsten recht unange-

fochten der Spitzenreiter vor allen anderen Forderungen 

an die Politik ist. 
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Seit vor 25 Jahren der letzte Familienbericht für NRW 

erstellt wurde, haben sich nicht nur die Bedingungen 

gewandelt, unter denen Familien leben. Geändert haben 

sich auch die Bedingungen,  unter denen Politik für 

Familien gemacht wird.

Familienpolitik ist zukunftsrelevant geworden: Als der 

erste Kanzler der Bundesrepublik Deutschland, Konrad 

Adenauer, lakonisch feststellte „Kinder bekommen die 

Leute immer“, drückte er eine allgemeine Überzeugung 

aus: Egal wie die Rahmenbedingungen für Familie sind – 

Familie ist einfach da, und mit ihr sind auch Kinder „ein-

fach da“. Familie galt für die Politik als „Selbstläufer“. Das 

hat sich grundlegend geändert: Deutschland gehört seit 

Mitte der 1970er Jahre weltweit zu den Ländern mit der 

niedrigsten Fertilität. Zwar weisen auch andere Länder 

geringe Geburtenraten auf, aber in kaum einem anderen 

Land sind sie wie in Deutschland über mehrere Dekaden 

hinweg stabil niedrig geblieben. Auch wenn aktuelle Bevöl-

kerungsprognosen davon ausgehen, dass die Bevölkerung 

Nordrhein-Westfalens dank Zuwanderung noch bis 2025 

anwachsen wird, ist die absehbare Alterung der Gesell-

schaft eine Tatsache, und Sorgen um die Zukunft der 

 Systeme der sozialen Sicherung befeuern die Debatte um 

eine zukunftsorientierte Ausrichtung der Familienpolitik. 

Dabei wünschen sich junge Menschen durchaus Kinder, 

und zwar mit steigender Tendenz: Unter den jüngeren 

Kinderlosen wuchs der Anteil der Personen mit Kinder-

wunsch von 2008 bis 2013 von 73 auf 83 Prozent (vgl. 

Teil 1 des Familienberichts, S. 18). Aufgabe von Fami lien-

politik ist es, die Voraussetzungen dafür zu schaff en, dass 

diese Wünsche Wirklichkeit werden können – kurz: in der 

Gegen wart dafür zu sorgen, dass Zukunft möglich wird.

Familienpolitik ist vielfältig geworden: Lange Zeit orien-

tierte sich die Familienpolitik am klassischen Familienbild, 

das ebenso lange Zeit auch weitgehend der Lebenswirk-

lichkeit entsprach: Kinder wuchsen in der Regel mit ihren 

leiblichen Eltern auf, von denen der Vater arbeitete und 

die Mutter sich um Haushalt und Kinder kümmerte. Auf 

dieses Familienbild wurden familienpolitische Maßnah-

men ausgerichtet; Änderungen waren nicht in größerem 

Umfang absehbar und erst recht nicht Ziel der Politik.

Längst hat die Wirklichkeit dieses Familienbild überholt. 

Männer und Frauen möchten oder müssen heute fast 

gleichermaßen sowohl aktiv am Erwerbsleben teilnehmen 

als auch aktiv Familienaufgaben übernehmen. Darüber 

hinaus ist Familie vielfältiger geworden. Ob verheiratet, 

verpartnert, unverheiratet, alleinerziehend, Patchwork, 

Klein- oder Großfamilie, mit oder ohne Migrationshinter-

grund, ob pfl egebedürftige Familienmitglieder in ihr leben 

oder  Menschen mit Behinderung: Unterschiedliche 

Lebens modelle und -vorstellungen gehören mittlerweile 

zum Alltag. Den unterschiedlichen Familienkonstella-

tionen, Lebensstilen und Lebensfragen entsprechend gibt 

es sehr diff erenzierte, individualisierte und immer wieder 

wechselnde Herausforderungen und Bedarfe, denen sich 

 Menschen mit Familienaufgaben ausgesetzt sehen. Dem 

muss die Familienpolitik folgen und selbst vielfältig und 

fl exibel werden.

Familienpolitik ist wissenschaftsbasiert geworden: 

Der Erkenntnis, dass Familienpolitik Antworten auf die 

veränderten Bedarfe und Lebenslagen von Familien fi nden 

muss, folgte eine verstärkte wissenschaftliche Aufar-

beitung dieses Themas. Damit wurden Grundlagen für 

politische Entscheidungen geschaff en, die es vorher in 

diesem Umfang nicht gab. Beispielhaft hierfür ist die 

Gesamt evaluation der familienpolitischen Leistungen, 

die in den Jahren 2009 bis 2014 im Auftrag der Bundes-

regierung durchgeführt worden ist und wichtige mone täre 

Leistungen für Familien, aber auch Infrastruktur maß-

nahmen wie den Ausbau der Kindertagesbetreuung eva-

luiert hat. Ebenso werden Projekte mittlerweile in der 

 Regel wissenschaftlich begleitet und evaluiert.

Aus alledem folgt: Familienpolitik kann, ja, muss sich 

aber auch noch enger an den sehr unterschiedlichen 

 Bedarfen und Lebenslagen von Familien orientieren, sie 

muss effizienter und passgenauer werden. Selbstver-

ständlich fand Familienpolitik auch bisher schon ihre 

Grenzen beim haushaltspolitisch Darstellbaren. In Zeiten 

strikter ver fassungsrechtlicher Sparvorgaben sind die 

Spielräume jedoch nochmals enger geworden. Die Res-

sourcen, die noch zur Verfügung stehen, müssen so ge-

nutzt werden, dass für Familien mit ihren unterschiedli-

chen Bedarfen jeweils das Bestmögliche erreicht wird.

In dieser Situation erscheint es besonders wichtig, Fami-

lien in die Entscheidungsprozesse einzubeziehen. 

 Deshalb wurde mit diesem Familienbericht Neuland 

 betreten. Zum ersten Mal hat ein Flächenland wie NRW 

Familien über Dialogveranstaltungen und eine Online-

Beteiligung dazu befragt, wie sich ihr Alltag gestaltet, vor 

welchen Herausforderungen sie  stehen – alltäglich und 

perspektivisch – und welche Unter stützung sie für wichtig 

halten. Gemeinsam haben die Familien, die sich beteiligt 

haben, Ansichten und Ideen zusammengetragen und sie 

der Landesregierung „mit auf den Weg“ gegeben. So wur-

den Vorstellungen, Zusammenhänge und Handlungserfor-

dernisse deutlich, die auf dem Wege statistischer Daten-

analysen nicht immer erkennbar sind. Selbstverständlich 

ist es in einem Land mit rund 18 Millionen Einwohnerinnen 

und Einwohnern nicht möglich, alle Familien auf diesem 

Weg zu erreichen. Deshalb wurde die Beteiligung über 



213

Veranstaltungen und Internet durch eine Befragung von 

1.000 nordrhein-westfälischen Haushalten mit Kindern 

unter 18 Jahren ergänzt. In der Zusammenschau der Be-

fragungsergebnisse mit den Ergeb nissen der Familiendia-

loge und der Online- Betei ligung ergibt sich ein umfassen-

des und lebendiges Bild der Bedürfnisse und Anliegen von 

Familien in NRW.

Dies ist die Basis für die Eckpunkte der Familienpolitik 

des Landes in den nächsten Jahren. Diese Eckpunkte wer-

den im Folgenden beschrieben. Der Charakter als „Eck-

punkte“ bringt es dabei mit sich, dass dort nicht auf alle 

Anliegen und nicht auf die besonderen Bedarfe aller 

Gruppen von Familien ausdrücklich eingegangen werden 

kann. Das ändert nichts daran, dass die dokumentierten 

Anmer kungen aus der Beteiligungsphase Eingang in die 

fach liche Arbeit der Landesregierung fi nden werden.

Mehr Zeit für Familie

Zeitmangel ist das Problem, das Familien in NRW am 

meisten belastet – und zwar quer durch alle Bevölke-

rungsschichten. Das belegen sowohl die eindringlichen 

Schilderungen aus den Familiendialogen als auch die 

Ergeb nisse der  Familienbefragung für NRW. Meist ist es 

die Summe von Erwerbs- und Familienarbeit, die die 

 Eltern belastet und in einer Überforderung münden kann. 

Leben Schulkinder im Haushalt, schlagen auch deren 

Verpfl ich tungen auf den Alltag der Familien durch und 

tragen zum Zeitmangel bei. 

Der Verzicht eines Elternteils auf eine Erwerbstätigkeit ist 

eine Strategie, mit der einige Familien das Zeitproblem 

angehen – eine Entscheidung, die unbedingt zu respek-

tieren ist. In den meisten Fällen entspricht sie aber nicht 

den Wünschen der Eltern, zumindest nicht dauerhaft, 

zumal sie mit fi nanziellen Einschränkungen und Risiken 

verbunden ist. Es ist daher Ziel der Landesregierung, 

geeig nete Voraussetzungen zu schaff en, damit beide 

Eltern teile zumindest teilweise einer Erwerbstätigkeit 

nachgehen können, ohne dass Zeitmangel zu einem 

unüber windbaren Problem wird.

Wie bereits der Siebte und insbesondere der Achte Fami-

lienbericht der Bundesregierung gezeigt haben, ist Zeit-

politik ein komplexes Thema, das das Zusammenwirken 

mehrerer Akteure fordert. Nur wenn alle Beteiligten an 

einem Strang ziehen, können Zeitprobleme erwerbs-

tätiger Eltern grundlegend und dauerhaft gelöst werden. 

Im Bereich der Zeitpolitik gilt in besonderem Maße, dass 

Familienpolitik nur gemeinsam mit starken und enga-

gierten Partnern gelingen kann. Die Landesregierung wird 

daher alle beteiligten Akteure – Vertreter der Wirtschaft, 

der Arbeitgeberverbände, der Gewerkschaften, der 

 kommunalen Spitzenverbände, der Familienverbände 

und der Politik – im Rahmen eines Familiengipfels an 

einen Tisch holen, um sich mit ihnen auf gemeinsame 

Ziele für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

zu verständigen.

Die Familienbefragung für NRW hat ergeben, dass nicht 

nur die Länge, sondern auch die Lage und fehlende 

Flexibilität von Arbeitszeiten zu Zeitmangel führt. 

Deshalb gibt es bereits eine Vielzahl von Arbeit-

gebenden in NRW, die die Schlüsselrolle des 

Themas „Arbeitszeit“ für eine Verbes-

serung der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf ihrer Beschäftigten erkannt haben 

und sich für kreative Lösungen off en zei-

gen. Diese reichen von fl exiblen  Arbeitszeit-

formen über Modelle zur besseren Arbeits-

organisation bis hin zu alternativen Arbeitsorten, die zur 

zeitlichen Entlastung der Familien beitragen. Viele Initia-

tiven der Wirtschaft werden bereits jetzt im Rahmen der 

2010 von der Landesregierung gegründeten „Aktions-

plattform Familie@Beruf.NRW“ vorgestellt. Sie vernetzt 

Unternehmen, öff entliche Arbeitgeber, Gewerkschaften, 

Wirtschaftsverbände und andere Akteure wie Arbeits-

agenturen oder Wirtschaftsfördergesellschaften zum 

 Thema familienbewusste Arbeitswelt. Familie@Beruf.

NRW hat sich inzwischen zu einer etablierten Drehschei-

be von Ideen und Modellen zur Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf entwickelt. Die Aktionsplattform betreibt ein 

Internetportal, gibt einen Newsletter heraus und stellt 

Informationen zu Praxisbeispielen zur Verfügung. Sie 

führt zudem eine Reihe von Öff entlichkeitsmaßnahmen 

wie Regionalveranstaltungen und einen jährlichen Akti-

onstag durch. Das Thema „Arbeitszeit“ wird hier auch 

zukünftig aufgegriff en. Innovative Projektideen zum 
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gen diejenige, die die deutlichsten positiven Auswirkungen 

auf die Vereinbarkeit hat – und zugleich positive Eff ekte 

auf die wirtschaftliche Stabilität von Familien und das 

Wohlergehen von Kindern. Die Landesregierung wird des-

halb Kommunen, Kirchen und Freie Wohlfahrtspfl ege beim 

Ausbau der Kindertagesbetreuung weiter unterstützen, 

damit die Kindertagesbetreuung den Bedarfen der Famili-

en noch besser gerecht wird.

Zeitprobleme wegen fehlender Kinderbetreuung können 

auch auftreten, wenn die Kinder das Grundschulalter 

 erreicht haben. Die Landesregierung arbeitet zusammen 

mit den Kommunen daran, die Ganztagsbetreuung für 

Grundschulkinder bedarfsgerecht und qualitativ weiter-

zuentwickeln.

Nicht zuletzt geht es darum, die Zeitsouveränität von 

 Familien vor Ort zu erhöhen. Die Landesregierung hat 

bereits in der Vergangenheit kommunale Akteure im 

 Rahmen von Workshops, Veranstaltungen und mit dem 

Audit „Familiengerechte Kommune“ dabei unterstützt, 

strukturelle Zeitkonfl ikte abzubauen. Aktuell werden 

die in diesem Zusammenhang zusammengetragenen 

Erkennt nisse in einer Best-Practice-Handreichung für 

die kommunale Praxis zusammengestellt. 

Sowohl die Familiendialoge als auch die Befragung durch 

TNS Emnid haben ergeben, dass haushaltsnahe Dienst-

leistungen helfen könnten, Müttern und auch Vätern 

mehr Zeit für Familie zu verschaff en, gerade bei Allein-

erziehenden. Oft fehlt es jedoch an leicht verfügbaren, 

und verlässlichen Angeboten, die auch für die Dienst-

leistenden die Bedingungen guter Arbeit berücksichtigen – 

ein Problem, das nicht nur Familien, sondern auch ältere 

Menschen betriff t. Das Ministerium für Familie, Kinder, 

Jugend, Kultur und Sport wird daher unter Beteiligung 

des Ministeriums für Gesundheit, Eman zipation, Pfl ege 

und Alter und des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 

Industrie, Mittelstand und Handwerk ein Konzept ent-

wickeln, das haushaltsnahe Dienstleistungen für  Familien 

und ältere Menschen leichter zugänglich und günstiger 

macht.

Die Ergebnisse der Familienbefragung für NRW zeigen, 

dass eine partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs- 

und Familienarbeit entlastend wirken kann, wenn es um 

den Wunsch nach ausreichend Zeit für die Familie geht. 

Die Landesregierung sieht dies als weiteres starkes 

 Argument dafür, den Wunsch vieler Paare nach einer 

partner schaf tlichen Aufgabenteilung durch konkrete 

 Maßnahmen in seiner Umsetzung zu unterstützen 

(s.  unten, „Mehr Zeit mit der Familie für Väter“).

 Thema  „Arbeitszeit“ können in der neuen EFRE-Förderpe-

riode (2014–2020) beim „Fachkräfteaufruf der Landes-

regierung“ eingereicht und gefördert werden.

Viele Arbeitgebende in NRW haben erkannt, dass es in 

Zeiten des Fachkräftemangels auch in ihrem eigenen 

Inter esse liegt, ihren Beschäftigten Bedin gungen zu 

 bieten, unter denen sie Familie und Beruf gut miteinander 

vereinbaren können. Deshalb haben sie sich in den letzten 

Jahren für mehr Familienfreundlichkeit im betrieblichen 

Alltag engagiert. Im Rahmen eines Familiengipfels möchte 

die Landesregierung mit den Arbeit gebenden und Ge-

werkschaften Maßnahmen zu einer  besseren Verein-

barkeit von Familie und Beruf vereinbaren. Aus Sicht der 

Landesregierung liegt hier ein wichtiger Ansatz, um Zeit-

probleme erwerbstätiger Eltern zu lösen. Sie wird deshalb 

dafür werben, dass die Arbeitgebenden in noch größerem 

Umfang als bisher ihren Beschäftigten vollzeitnahe Teil-

zeitbeschäftigung anbieten, fl exible und familienorien-

tierte Arbeitszeitmodelle einführen, die Inanspruch nahme 

dieser Angebote durch Väter gezielt unterstützen und 

Eltern insgesamt unter Beteiligung der betrieblichen Inte-

ressenvertretungen Gestaltungsmöglichkeiten bei der 

Lage ihrer Arbeitszeiten einräumen. Im Interesse derje-

nigen Mütter und Väter, die noch nicht in den Arbeits-

markt integriert sind, wird die Landesregierung weiterhin 

Ausbildungsangebote in Teilzeit fördern (s. unten, „Mehr 

Unterstützung für Alleinerziehende“).

Um Zeitproblemen von Familien wirksam zu begegnen, 

ist eine gute Kindertagesbetreuung von besonderer 

 Bedeutung. Hier hat sich in den vergangenen Jahren sehr 

viel getan: Im Kindergartenjahr 2015/2016 stehen rund 

161.500 Betreuungsplätze für unterdreijährige Kinder, 

davon rund 117.700 Plätze in Kindertageseinrichtungen 

und rund 43.800 Plätze in der Kindertagespfl ege, zur 

 Verfügung. Im Vergleich zum Kindergartenjahr 2010/1011 

gibt es im Kindergartenjahr 2015/2016 rund 72.800 Plät-

ze mehr für Kinder unter drei Jahren. Das entspricht einer 

Steigerung von rund 82 Prozent. Bezogen auf die ein- und  

zweijährigen Kinder – also die Kinder, die seit dem 1. Au-

gust 2013 einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-

platz haben – beträgt die Versorgungsquote 54,9 Prozent. 

Für mehr als jedes zweite Kind mit einem U3-Rechts-

anspruch steht also ein Platz zur Verfügung. Welchen 

Stellenwert die Landesregierung dem U3-Ausbau ein-

räumt, zeigt sich auch an den investierten Mitteln: Insge-

samt wird das Land seit dem Regierungswechsel 2010 bis 

zum Ende des Jahres 2015 rund 1,19 Milliarden Euro für 

den U3-Ausbau zur Verfügung gestellt haben.  Eine Inves-

tition, die sich lohnt: Wie die Gesamtevaluation der fami-

lienpolitischen Leistungen zeigt, ist die Finanzierung der 

Kindertagesbetreuung unter den untersuchten Leistun-
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Mehr Geld für Familien

Bei den Familiendialogen haben Familien betont, wie 

 wichtig ausreichende fi nanzielle Mittel sind, um sich 

 sicher zu fühlen und am gesellschaftlichen Leben teil-

haben zu können. Hieran fehlt es bei einem beträchtlichen 

Teil der Familien: Auf die Frage, wie oft bei ihnen das Geld 

am Monatsende knapp wird, hat bei der Familienbe-

fragung für NRW ein knappes Viertel der befragten Fami-

lien angegeben, dies sei „häufi g“ oder „immer“ der Fall. 

 Besonders stark betroff en sind hier Alleinerziehende, aber 

nicht nur sie: Auch 20 Prozent der Paarfamilien leiden 

unter häufi gen und ständigen Geldsorgen, und zwar – 

wie zu erwarten – vor allem in den unteren Einkommens-

gruppen. Die Feststellungen des ersten Teils dieses 

 Berichts (Kapitel 3.2 „Armut von Familien“, S. 56)  belegen 

den realen Hintergrund dieser subjektiv  empfundenen 

Nöte. 

An  erster Stelle muss es Familien ermöglicht werden, 

durch eigene Erwerbstätigkeit ein Einkommen zu er-

wirtschaften, das den Lebensunterhalt der Familie sichert. 

Hierzu können langfristig wirkende Maßnahmen wie 

 Bildung ebenso beitragen wie die Beseitigung des 

Verdienst unterschieds zwischen Männern und Frauen 

(siehe unten „Mehr Zeit mit der Familie für Väter“) und 

eine Verbesserung der aktuellen Rahmenbedingungen, 

die einer Erwerbstätigkeit unter Umständen entgegen-

stehen. Die im Abschnitt „Mehr Zeit für Familie“ ge-

nannten Maßnahmen zur besseren zeitlichen Verein-

barkeit von Familie und Beruf dienen daher nicht nur 

dazu, die zeitliche Taktung des familiären Alltags besser 

abzustimmen, sondern sind auch geeignet, Erwerbs-

tätigkeit in vielen Fällen überhaupt zu ermöglichen. Auf 

diese Weise tragen die Maßnahmen dazu bei, dass Zeit- 

und Geldnöte von Familien abgemildert oder beseitigt 

werden. Auch die Investitionen in den Ausbau der Kinder-

tagesbetreuung tragen in erheblichem Maße zur wirt-

schaftlichen Stabilität von Familien bei, insbesondere 

bei Haushalten mit niedrigem Einkommen. 

Es ist der Landesregierung ein wichtiges Anliegen, dass 

der Besuch einer Kindertageseinrichtung nicht an fi nan-

ziellen Engpässen in der Familie scheitern darf. Die soziale 

Staff elung der Beiträge sowie die teilweise Beitrags-

freiheit, die die Kommunen vorsehen sollen, können dazu 

beitragen. Um Familien auch darüber hinaus zu entlasten, 

hat die Landesregierung bereits 2011 die Elternbeitrags-

freiheit für das letzte Kindergartenjahr eingeführt. Dafür 

investiert die Landesregierung 150 Millionen Euro jährlich. 

Es bleibt das Ziel, den gesamten Elementarbereich eltern-

beitragsfrei zu stellen, soweit die hierfür erforderlichen 

haushaltswirtschaftlichen Spielräume bestehen.

Die Gesamtevaluation der familienpolitischen Leistungen 

hat gezeigt, dass das  aktuelle System dieser Leistungen 

durchaus geeignet ist, Armut von Familien zu verhindern 

oder zu mildern. Sie hat auch betont, dass hierzu beson-

ders diejenigen Leistungen beitragen, die auf die Bedarfe 

bestimmter  Zielgruppen abgestimmt sind. Damit ist nach 

Auff assung der Landesregierung ein Weg aufgezeigt, auf 

dem Fami lien, die verstärkt armutsgefährdet sind, effi  -

zient unterstützt werden können. Gemeinsam mit ande-

ren Ländern hat sie einen Beschlussvorschlag erarbeitet, 

der im Detail aufzeigt, an welchen Stellen der Gesetzgeber 

ansetzen muss, um die monetären Leistungen für Fami-

lien noch besser auf diejenigen Gruppen von Familien 

auszurichten, die hierauf in besonderer Weise angewiesen 

sind. Nachdem die Jugend- und Familienministerkon-

ferenz diesen Beschlussvorschlag in ihrer Sitzung vom 

21/22. Mai 2015 einstimmig angenommen hat, wird das 

Familienministerium sich dafür einsetzen, dass die vorge-

schlagenen Maßnahmen auch tatsächlich umgesetzt 

 werden. Dies gilt in besonderer Weise für Änderungen 

beim Kinderzuschlag, den die Landesregierung als wich-

tiges Instrument zur Unterstützung von Familien mit 

 geringem Einkommen ansieht.
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 Aktionen durchführen, wie z. B. temporäre Spielstraßen 

einrichten, oder sie können eine kommunale Strategie 

(z. B. Spielleit planung) zu den Zielen der Kampagne 

 entwickeln.

Viele Familien haben auch den Wunsch nach vielfältigen, 

bunten Quartieren mit lebendigen Nachbarschaften geäu-

ßert. In sozialen Brennpunkten müsse der Erneuerungs-

bedarf konsequent angegangen werden. Auch hier ist die 

Landesregierung bereits auf dem Weg: Unter dem Motto 

„Starke Quartiere – starke Menschen“ richtet sie den 

Blick auf Quartiere, in denen Familien noch nicht die 

Bedin gungen vorfi nden, unter denen Kinder und Jugend-

liche sich gut entfalten können. Am 10.02.2015 hat sie 

einen Aufruf an Kommunen und freie Träger gestartet. 

Gefördert werden sogenannte Integrierte kommunale 

 Entwicklungskonzepte, in deren Rahmen zum Beispiel 

das Wohnumfeld von Familien verbessert, ein Netzwerk 

von Grünfl ächen in der Stadt geschaff en oder Freiräume 

geschützt oder wiederhergestellt werden. Damit einher- 

gehend  werden auch Maßnahmen gefördert, die gegen 

Armut vorbeugen – zum Beispiel durch Bildung, Aus-

bildung oder Weiterbildung. Im Vordergrund steht der 

Gedanke der sozialen Prävention. Unmittelbare Verbes-

serungen für die Lebenslagen einzelner Betroff ener sollen 

sich so mit  neuen (Stadt-)Entwicklungsperspektiven von 

Quartieren mit besonderem Handlungsbedarf verbinden. 

Noch unmittel barer bei den Kindern, Jugendlichen und 

ihren  Familien in benachteiligten Quartieren setzt der 

Aufruf „NRW hält zusammen … für ein Leben ohne Armut 

und Ausgrenzung“ an. Unter diesem Motto werden Pro-

jekte gefördert, die Kommunen und freie Träger gemein-

sam mit Kooperationspartnern (wie z. B. Kinder betreu-

ungs einrichtungen, Off ene Ganztags schulen, Familien-

und Integrationszentren, Integrationsagenturen, Migran-

ten selbstorganisationen, Familienselbsthilfe, Familien-

bildungs einrichtungen etc.) im ausgewählten Quartier 

mit dem Ziel initiieren, evidenzbasierte Grund lagen für 

eine Verbesserung der Lebenssituation besonders von 

Armut betroff ener Personengruppen zu schaff en, Teil-

habe chancen durch verbesserte Zugänge zu vorhandenen 

Angeboten zu erweitern, Fachkräfte und sonstige Akteure 

vor Ort weiter zu qualifi zieren und Quartiere im Sinne der 

dort lebenden Familien weiterentwickeln zu helfen. 

Die soziale Wohnraumförderung des Landes NRW 

setzt mit quartierbezogenen Strategien Impulse für die 

Stadtentwicklung. Das mehrjährige Förderprogramm 

2014 bis 2017 sichert mit einem Darlehensvolumen von 

800 Mio. Euro jährlich verlässliche Investitionsbedin-

Mehr Raum für Familie

Familie braucht Raum – innerhalb der „eigenen vier 

 Wände“, aber auch außerhalb.

Was die eigene Wohnung angeht, bieten die Ergebnisse 

der Familienbefragung für NRW durchaus ein positives 

Bild: Eine große Mehrheit von Familien ist mit der eigenen, 

aktuellen Wohnsituation zufrieden. Ebenso weisen die 

Ergebnisse aber darauf hin, dass es bestimmte Gruppen 

von Familien gibt, die mehr Schwierigkeiten haben als 

andere, eine geeignete Wohnung zu fi nden. Hier sind ins-

besondere die Familien mit Migrationshintergrund und die 

Familien mit drei und mehr Kindern zu nennen, die dieses 

Problem auch bei den Familiendialogen konkret benannt 

haben. Die Landesregierung wird dafür werben, dass bei 

den vorhandenen Fördermaßnahmen Träger diese Ziel-

gruppen stärker in den Fokus nehmen. 

Wünsche und Bedarfe haben Familien jedoch auch, was 

die Gestaltung des öffentlichen Raums angeht. Sie 

 wünschen sich Freifl ächen, in denen Kinder sich bewegen 

und ihre Fähigkeiten erproben können. Viele Kommunen 

in NRW haben bereits angefangen, sichere Spiel- und 

Bewegungs räume für Kinder zu schaff en. Der Arbeitskreis 

Verkehrssicherheit beim Ministerium für  Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr unterstützt und verstärkt 

dieses Engagement nun mit der Kampagne „Mehr Frei-

raum für Kinder. Ein Gewinn für alle!“ Ziel der Kampagne 

ist es, Nutzungs ansprüche von Kindern im öff entlichen 

Raum sichtbar zu machen und die Rahmenbedingungen 

für sicheres und eigenständiges Unterwegssein und freies 

Spiel von Kindern zu verbessern. Umgesetzt wird die 

Kampagne durch das ZUKUNFTSNETZ MOBILITÄT NRW 

mit seinen landesweit vier Koordinierungsstellen. Im 

 Rahmen der Kampagne können Kommunen einzelne 
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gungen und Planungs grundlagen für Kommunen und 

 Investoren. Im Interesse einer gemischten Quartiers-

entwicklung wird bei größeren Förderprojekten auf eine 

Mischung mit frei fi nanzierten Investitionen geachtet. 

Ein wichtiges Anliegen der Familien betriff t die Sicherheit 

im Straßenverkehr.  Deshalb wird die Landesregierung 

ihre vielfältigen Aktivitäten zum Schutz von Kindern im 

Straßenverkehr fortsetzen. Ob es zusätzlich zur Verkehrs-

sicherheit (auch von Kindern) beitragen würde, verstärkt 

Tempo 30 in Ortschaften vorzusehen, sollen Modellver-

suche zeigen, die mit Unterstützung der Landesregierung 

durchgeführt werden.

Mehr Service für Familien

Die Ergebnisse der Familienbefragung für NRW haben 

gezeigt, dass Familien Beratungs- und Unterstützungs-

angebote nutzen, soweit sie hierfür Bedarf sehen, und 

diese Angebote in der Regel auch als hilfreich empfi nden.

Deutlich wurde aber auch, dass die Angebote nicht alle 

Familien gleich gut erreichen: Wer relativ wenig verdient, 

einen niedrigen Bildungsabschluss oder einen Migrations-

hintergrund hat, nutzt Beratungs- und Unterstützungs-

angebote im Durchschnitt seltener, obwohl nicht er-

sichtlich ist, dass hier weniger Bedarf bestünde. Oft ist 

vielmehr das Gegenteil der Fall. Gibt es Lücken bei den 

Angeboten oder erreichen bestehende Angebote ihre 

 Zielgruppen nicht, besteht die Gefahr, dass bestehende 

Problemlagen sich verschärfen und zu immer größerem 

Unterstützungsbedarf führen.

Deshalb müssen fl ächendeckende Unterstützungsange-

bote wie Familienbildung und Familienberatung, die das 

Land NRW fördert, zukunftssicher ausgestaltet werden. 

Es geht darum, mehr Eltern zu erreichen, die zwar Unter-

stützungsbedarf haben, die Angebote aber nicht von sich 

aus nutzen.

Vor diesem Hintergrund zielt das Modellvorhaben der 

Landesregierung und der Bertelsmann Stiftung „Kein 

Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor“ 

darauf ab, frühzeitig Unterstützungsbedarfe zu erkennen 

und Kinder, Jugendliche und (werdende) Eltern durch 

passgenaue Angebote zu erreichen. Dies geschieht durch 

den Aufbau sogenannter Präventionsketten, beginnend 

ab der Schwangerschaft bis hin zum Übergang von der 

Schule in den Beruf. Um eine möglichst optimale Koor-

dination der Hilfen zu gewährleisten, sollen die Maß-

nahmen aus den Bereichen Jugendhilfe, Bildung, Gesund-

heit, Soziales und Stadtentwicklung eng miteinander 

vernetzt werden. Ziel ist, dass jedes Kind unabhängig 

von seiner sozialen Herkunft gleich gute Chancen auf 

ein gelingendes Aufwachsen erhält. Gleichzeitig sollen 

mögliche Fehlentwicklungen vermieden werden, die 

 später zu sozialen Folgekosten führen.

Das Land unterstützt und berät 18 Modellkommunen 

beim Aufbau und der qualitativen Optimierung ihrer 

Präventions infrastruktur und organisiert einen inter-

kommunalen Erfahrungs- und Wissenstransfer. Gleich-

zeitig fi ndet eine begleitende Evaluation in Verantwortung 

der Bertelsmann Stiftung statt, die untersucht, unter 

 welchen Bedingungen Familien durch sozialpräventive 

Unterstützungsangebote am besten erreicht werden und 

welche Wirkungen diese haben.

Das 2012 begonnene Modellvorhaben wird bis Ende 2015 

fortgesetzt. Ab 2016 werden die gewonnenen Erkennt-

nisse den Kommunen landesweit zur Verfügung gestellt.

Die im Rahmen der Bundesinitiative „Frühe Hilfen“ bei 

allen 186 Jugendämtern eingerichteten Koordinierungs-

stellen bilden hierbei eine wichtige Grundlage, um lang-

fristig und sukzessive kommunale Präventionsketten 

fl ächen deckend zu entwickeln.

Das Ziel der vorbeugenden Politik in der kommunalen 

Alltagspraxis wird künftig auch durch weitere Projekte 

verfolgt werden. So  legt das  Vorhaben „Präventive 

Familien politik – Ressourcenstärkung für Familien“ 

den Fokus auf die Unterstützung bestimmter Ziel-

gruppen bei den Familien. 
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Inhaltliche Schwerpunkte  dieses Vorhabens sind:

�  Förderung der örtlichen Kooperation von Kommunen 

und Unternehmen, um die Erwerbs- und Vereinbarkeits-

chancen insbesondere von Alleinerziehenden, Familien 

mit Migrationshintergrund und Mehrkindfamilien 

zu  erhöhen,

�  Förderung von Alltagshilfen durch Ehrenamt und 

 informelle Netzwerke,

�  verbesserte Abstimmung präventiv ausgerichteter 

Unter stützungsangebote für Familien im Lebensverlauf.

Das Vorhaben nutzt dabei die langjährigen Erfahrungen 

des Informations- und Qualifi zierungszentrums für 

 Kommunen und verschränkt diese mit dem Modellvor-

haben „Kein Kind zurücklassen“.

Begleitend zu diesen Maßnahmen sollen die positiven 

Eff ekte des bürgerschaftlichen Engagements im Bereich 

der Prävention sinnvoll genutzt werden. Dazu werden 

 Projekte initiiert, die ehrenamtliche Begleitung in 

 entscheidenden Übergangsphasen für Familien und ihre 

Kinder anbieten. Zugute kommt das Engagement vor 

 allem jenen, die selbst nicht über entsprechendes Wissen 

und Netzwerke verfügen.

Mit den Familienzentren stärkt die Landesregierung ihre 

Politik der Prävention. Familienzentren nehmen eine 

Schlüsselstellung bei der Prävention ein und sind einge-

bunden in die Frühen Hilfen und das Modellvorhaben 

„Kein Kind zurücklassen“. Bereits seit dem Kindergarten-

jahr 2012/2013 setzt die Landesregierung einen Schwer-

punkt bei der Förderung von Familienzentren in Stadt-

teilen mit besonderem Erneuerungsbedarf, indem sie den 

Ausbau von Kitas zu Familienzentren in benachteiligten 

Gebieten prioritär und mit zusätzlichen Landesmitteln 

fördert. Im Jahr 2015 werden die Familienzentren mit rund 

33,1 Millionen Euro gefördert. Weitere 100 Einrichtungen 

sollen im Kindergartenjahr 2016/2017 dazu kommen. 

Familienzentren sollen auch zukünftig vorrangig an Stand-

orten ausgebaut werden, wo ein höheres Bildungs- und 

Armutsrisiko besteht, um gerade auch Familien mit 

beson derem Unterstützungsbedarf mit einem dichten, 

niedrigschwelligen Netz vorbeugender und frühzeitiger 

Hilfen zu begegnen. Darüber hinaus sollen in den Fami-

lienzentren die aufsuchenden Hilfen ausgebaut werden. 

Familien, die bisher noch keinen Zugang zu den Ange-

boten der Familienzentren haben, brauchen aufsuchende 

Angebote, die dort ansetzen, wo die Familien ihren 

Lebens mittelpunkt haben. Es wird angestrebt, diese 

 angedachte Weiterentwicklung der Familienzentren, von 

der gerade benachteiligte Familien profi tieren, über 

 EU-Strukturprogramme zu fi nanzieren.

Im Rahmen der Familiendialoge ist erneut deutlich ge-

worden, dass die Nutzung von Angeboten zunächst 

 voraus setzt, dass Informationen über die vorhandenen 

Angebote „leicht zugänglich“ sowie „kurzfristig ver-

fügbar“ sein müssen. Eine gerade fertiggestellte Studie 

des Familienministeriums zu Familienbüros in Nordrhein-

Westfalen belegt zudem, dass ein zentraler Anlaufpunkt 

für Familien in der Kommune eine Zuständigkeit für Fami-

lien innerhalb der kommunalen Verwaltung signalisiert, 

dies zur Bündelung von Informationen führt und damit 

die Transparenz, Aktualität und Verfügbarkeit für Familien 

deutlich erhöht. Das Vorhaben „Präventive Familienpolitik – 

Ressourcenstärkung für Familien“ unterstützt daher auch 

die Einrichtung kommunaler Servicestellen für  Familien, 

die den Zugang von Familien zu geeigneten Ange boten 

vereinfachen und dabei besondere Informations- und 

 Beratungsangebote für die oben genannten Gruppen von 

Familien bereit halten. 

Da derzeit verstärkt Familien aus dem Ausland nach NRW 

zuwandern und diese Tendenz in den nächsten Jahren 

voraussichtlich anhalten wird, sieht die Landesregierung 

es als ihre Aufgabe an, gerade die Bedarfe neu zugewan-

derter Familien im Blick zu  behalten und hierauf zuge-

schnittene Strukturen und  Angebote zu fördern.

Mehr Unterstützung
für Alleinerziehende

Die Ergebnisse der Familienbefragung für NRW bestä-

tigen, was auch statistische Daten belegen: Alleiner-

ziehende haben in der Regel mit weitaus stärkeren Be-

lastungen zu kämpfen als andere Familien. Das gilt vor 

allem in fi nanzieller Hinsicht: Dreimal so häufi g wie 

 Befragte, die mit einer Partnerin bzw. einem Partner zu-

sammenleben, haben Alleinerziehende Geldmangel als 
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Als Brücke in den Arbeitsmarkt bietet eine Ausbildung 

in Teilzeit vor allem auch Alleinerziehenden neue Wege, 

um erfolgreich in den Beruf einzusteigen. Die Ausbil-

dungsform eröff net auch Unternehmen die Chance, 

dem wachsenden Fachkräftebedarf zu begegnen und 

Auszubildende zu gewinnen. Damit der Übergang in 

 (Teilzeit-)Ausbildung gelingen kann, unterstützt das Land 

mit dem Programm „Teilzeitberufsausbildung – 

 Einstieg begleiten –  Perspektiven öffnen“ (TEP) 

 Menschen mit Familien verantwortung, die aufgrund 

 ihrer familiären Belastungen bisher keine Ausbildung 

 ab schließen konnten, eine Berufsausbildung in Teilzeit 

aufzunehmen. Finanziert wird das Programm mit Mitteln 

des Europäischen Sozialfonds.

Um Alleinerziehende in fi nanzieller Hinsicht zu entlasten, 

ist vor allem bei denjenigen Leistungen anzusetzen, denen 

die Gesamtevaluation der familienpolitischen Leistungen 

besondere Effi  zienz bescheinigt hat, da sie konsequent 

auf die Bedarfe ihrer Zielgruppe ausgerichtet sind.

Hierzu gehört der steuerliche Entlastungsbetrag für 

Allein erziehende. Die deutliche Erhöhung dieses Betrags 

durch das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, 

des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinder-

zuschlags vom 16.07.2015 stellt einen wichtigen Schritt in 

diese Richtung dar. Weitere Schritte sollten jedoch geprüft 

werden, wie die dynamische Anpassung des Entlastungs-

betrags an den Grundfreibetrag.

Auch bei anderen Leistungen für Familien sind Ände-

rungen notwendig, um diese noch besser als bisher für 

Alleinerziehende nutzbar zu machen. Der Beschluss, 

den die Jugend- und Familienministerkonferenz in ihrer 

Sitzung vom 21./22. Mai 2015 zu den Leistungen für 

 Familien gefasst hat, nimmt die Situation Alleinerzie-

hender deshalb besonders in den Fokus und weist auf 

Unzulänglichkeiten beim Unterhaltsvorschuss und beim 

Kinderzuschlag hin. An dieser Stelle sieht auch das Fami-

lienministerium  vordringlichen Handlungsbedarf für den 

Gesetzgeber und wird deshalb gezielt entsprechende 

Bundesratsinitiativen initiieren.

Oft werden fi nanzielle Nöte Alleinerziehender dadurch 

verschärft, dass der andere Elternteil seiner Unterhalts-

pfl icht gegenüber dem gemeinsamen Kind nicht nach-

kommt. Der Unterhaltsvorschuss bietet hierfür nicht 

 immer Ersatz, da er begrenzt ist, was die Höhe und 

die Dauer seiner Gewährung angeht. Daher ist es von 

 besonderer Bedeutung, dass der Unterhaltsanspruch 

konsequent und kompetent geltend gemacht wird. Unter-

stützung hierbei bieten die Beistände (§§ 1712 ff . Bürger-

liches Gesetzbuch i.V.m. §§ 52a, 55 und 56 Achtes Buch 

großes oder größeres Problem angegeben. 37 Prozent 

von ihnen waren in den letzten zwei Jahren nicht in  Urlaub, 

nicht einmal in einem zweitägigen Kurzurlaub.

Auch bei fast allen anderen Lebensbereichen haben 

 Alleinerziehende einen höheren Problemdruck als andere 

Familien geäußert, vor allem bei den Bereichen Zeit (ein 

Bereich, der allerdings auch für Paarfamilien in hohem 

Maße schwierig ist) und Wohnung.

Die Landesregierung wird daher einen Schwerpunkt 

 ihrer künftigen Familienpolitik bei der Unterstützung 

Allein erziehender setzen. Hier gilt es, den Alltag Allein-

erziehender durch passgenaue Maßnahmen und Unter-

stützungsangebote so zu erleichtern, dass sie der Ver-

antwortung für ihre Kinder ohne erhöhten Problemdruck 

nachkommen können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

die Lebenslagen und Lebenswirklichkeiten von Allein-

erziehenden sich zum Teil stark unterscheiden – ent-

sprechend stark können ihre Unterstützungsbedarfe 

 voneinander abweichen.

Statistiken und Befragungen zeigen immer wieder, wie 

wichtig es gerade Alleinerziehenden ist, durch eigene 

 Erwerbstätigkeit für den Lebensunterhalt der Familie 

aufzukommen: Alleinerziehende Frauen (die den weitaus 

größten Teil der Alleinerziehenden ausmachen) sind deut-

lich häufi ger erwerbstätig als andere Mütter. Und obwohl 

auch Alleinerziehende in sehr hohem Maße über Zeit-

mangel klagen, haben zwei von drei Befragten aus dieser 

Gruppe bei der Familienbefragung für NRW den Wunsch 

geäußert, mehr zu arbeiten und dadurch mehr zu ver-

dienen. Diesen Erwerbswunsch möchte die Landes-

regierung unterstützen, indem sie sich – unter anderem 

im Rahmen des Familiengipfels – für Rahmenbedingungen 

einsetzt, die es Alleinerziehenden ermöglichen, eine 

 Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder auszuweiten, weil 

sie zum Beispiel bei Betreuungsfragen oder durch fl exible 

Arbeitsplatzgestaltung wie zum Beispiel Homeoffi  ce 

unter stützt werden.

Damit Alleinerziehende eine Erwerbstätigkeit aufnehmen 

oder ausweiten können, müssen insbesondere die 

 Arbeitszeiten der besonderen Situation Alleinerziehender 

Rechnung tragen. Viele Arbeitgebende sind dazu grund-

sätzlich durchaus bereit, verfügen jedoch nicht über Infor-

mationen und praktische Erfahrungen, was geeignete 

Arbeitszeitmodelle und Unterstützungsmaßnahmen an-

geht. Die Landesregierung wird deshalb bei den Akteuren, 

die sich bei der Aktionsplattform familie@beruf.nrw 

engagieren, dafür werben, dass Alleinerziehende und 

die Möglichkeiten ihrer Unterstützung im Jahr 2016 das 

Schwerpunktthema der Aktionsplattform werden. 
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Sozialgesetzbuch) – was aber vielen Alleinerziehenden 

nicht bekannt ist. Damit auch diese Möglichkeit der fi nan-

ziellen Entlastung von Alleinerziehenden stärker genutzt 

wird, wird die Landesregierung eine Öff entlichkeitskam-

pagne des Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter 

e.V. fördern, die Alleinerziehende über die Möglichkeit der 

Einrichtung einer Beistandschaft informiert.

Darüber hinaus hat die Landesregierung bis Ende August 

2015 ein zweijähriges Praxisentwicklungsprojekt des Lan-

des jugendamts Westfalen-Lippe zu Beistandschaften ge-

fördert. Ziel des Projekts „Frühe Hilfe Beistandschaft? – 

Zielorientierung und Praxisentwicklung in der Bei  -

standschaft“, das modelhaft in sechs Kommunen durch-

geführt wurde, war die fachliche Weiterentwicklung der 

Beistandschaft als wichtige Aufgabe der Jugendämter. In 

diesem Zusammenhang wurde auch die niederschwellige 

Beratungs- und Unterstützungstätigkeit des Jugendamts 

gegenüber Eltern sowie die damit verbundene Stärkung 

und Förderung der Eigenverantwortung und Kompetenz 

von Eltern durch das Jugendamt in den Blick genommen 

und qualitativ weiterentwickelt. Das Praxisentwicklungs-

projekt wurde durch ein wissenschaftliches Forschungs-

projekt begleitet.

Die Projektergebnisse der sechs beteiligten Kommu-

nen werden ebenso wie die des wissenschaftlichen 

 Forschungsprojekts gesichert und veröff entlicht. Vom 

 22.06. bis 24.06.2015 hat bereits eine Abschluss- und 

Transfer veranstaltung stattgefunden, in der die Ergeb-

nisse gegenüber den Jugendämtern in NRW bekannt 

 gemacht wurden. Zudem wurden im Rahmen des 

 Projekts Flyer entwickelt, die von den Fachdiensten 

 „Beistandschaften“ genutzt werden können, um das 

 Angebot „Beistandschaft“ bekannt zu machen. Die Flyer 

richten sich sowohl an betroff ene Eltern als auch an 

 junge Volljährige.

Außerdem haben Familien bei den Familiendialogen be-

tont, dass gute und ausreichende Informationen über 

Beratungs- und Unterstützungsangebote Voraussetzung 

für eine optimale Inanspruchnahme sind. Es gibt bereits 

zahlreiche und vielfältige Angebote zur Unterstützung 

Alleiner ziehender. Um den Adressaten einen Überblick 

über  diese Angebote zu erleichtern, plant die Landes-

regierung ein Internetportal aufzubauen, das Infor-

mationen über diese Angebote bündelt.

Nicht nur Geld- und Zeitmangel fordern Alleinerziehende 

heraus. Oft treten Konfl ikte mit dem anderen Elternteil 

auf, die in der Trennungsphase wurzeln und zum Teil über 

Jahre hinaus nicht überwunden werden können. Deshalb 

wird die Landesregierung eine Publikation herausgeben, 

die Eltern in der Trennungsphase Wege in eine einver-

nehmliche Elternschaft  aufzeigt.

Mehr Zeit
mit der Familie für Väter

Nicht nur das Bild der Mutter, sondern auch das des 

 Vaters hat sich in den letzten Jahrzehnten stark gewan-

delt. Väter sehen sich nicht mehr länger nur in der Rolle 

des Ernährers, sondern möchten sich aktiv an der Be-

treuung und Erziehung ihrer Kinder beteiligen. Bei der 

Familienbefragung für NRW haben 42 Prozent der Väter 

erklärt, dass sie es ideal fänden, wenn beide Elternteile 

in gleichem Maße erwerbstätig sind und sich um Haushalt 

und Familie kümmern. Dies spiegelt den individuellen 

Wunsch der Väter, mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen 

zu können – stellt sich aber auch oftmals als eine Grund-

voraussetzung für eine erhöhte Erwerbstätigkeit der 

 Mütter dar.

Allerdings gelingt es bei Weitem nicht allen Familien, 

 dieses Ideal zu verwirklichen. Die im Bundesvergleich 

geringe Inanspruchnahme der Partnermonate beim 

Eltern geld bei den Vätern in NRW belegt, dass auch Väter 

bei der Realisierung des von ihnen  gewünschten Familien-

modells auf Widerstände stoßen (vgl. Teil 1 des Familien-

berichts, S. 31). Auch im weiteren Lebens verlauf bleibt das 

Zuverdienermodell, bei dem der Vater voll erwerbs tätig ist 

und die Mutter eine Teilzeit tätigkeit ausübt, die am wei-

testen verbreitete Konstel lation (vgl. Teil 1 des Familien-

berichts, S. 30). Dass viele Väter hiermit unzu frieden sind, 

ist bei den Familiendialogen sehr deutlich geworden: Väter 

erklärten, sie hätten immer ein schlechtes Gewissen ihren 

Kindern gegenüber, und sie benei deten ihre Partnerin um 

die Zeit, die diese mit den gemeinsamen Kindern verbrin-

gen könne (vgl. Teil 2 des Familienberichts, S. 174). Dazu 

passt, dass 24 Prozent der voll erwerbstätigen Väter bei 

der Familienbefragung für NRW den Wunsch nach einer 
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Reduzierung ihrer Arbeitszeit ge äußert haben. Bei den 

Gründen, warum sie es nicht tun, spielen fi nanzielle Er-

wägungen eine wichtige Rolle (vgl. Teil 1 des Familien-

berichts, S. 31). Äuße rungen aus den Familiendialogen 

weisen auch darauf hin, dass viele Väter ihre Rechte im 

Hinblick auf eine Teilzeit tätigkeit nicht kennen.

Um die Entscheidungsspielräume für Eltern zu erweitern, 

müssen die traditionellen Geschlechterbilder für Frauen 

und Männer so verändert werden, dass die wechselnden 

Phasen von Erwerbs- und Familienphasen nicht länger zu 

unterschiedlichen Erwerbschancen von Frauen und 

 Männern führen. Hier setzt die Arbeit der 16 Kompetenz-

zentren Frau und Beruf an. Sie unterstützen auch in der 

neuen EFRE-Förderphase insbesondere kleine und mittel-

ständische Unternehmen dabei, das weibliche Erwerbs-

potenzial besser zu erschließen und eine frauen- und 

familien fördernde Personalpolitik zu etablieren. Um 

Chancen gleichheit herzustellen, arbeiten die Kompetenz-

zentren in den berufl ichen Netzwerken der Regionen 

 gemeinsam mit Partnerinnen und Partnern aus der 

 Wirtschaft und den Unternehmen daran, geeignete 

Rahmen bedingungen zu schaff en. Dazu gehören Strate-

gien für eine bessere Vereinbarkeit von Familie/Pfl ege 

und Beruf, fl exible Übergänge zum Wiedereinstieg nach 

der Elternzeit, aber auch bessere berufl iche Entwick-

lungs- und Aufstiegsmöglichkeiten für Frauen und 

die  Gewinnung weiblicher Auszubildender in frauen-

untypischen Berufen.

Mit ihrem Portal „www.vaeter.nrw.de“ informiert die 

 Landesregierung über Wege zu einer aktiven Vaterschaft. 

Sie fördert außerdem eine Fachstelle für Väterarbeit. 

 Zusätzlich wird sie die Diskussion über die Bedeutung 

von Vaterschaft stärker in die Gesellschaft hineintragen. 

Ziele einer Öff entlichkeitskampagne sind deshalb u. a.:

�  die Attraktivität der Vaterrolle für Männer zu steigern,

�  die Sensibilisierung der Öff entlichkeit für die mit dem 

Rollenwandel einhergehenden Anforderungen,

�  die Bedeutung einer aktiven Vaterschaft für die 

 kindliche Erziehung darzustellen und 

�  die notwendigen Aushandlungsprozesse von Eltern 

zu begleiten.

Besondere Aufmerksamkeit widmet die Kampagne auch 

dem Elterngeld-Plus, das es erstmals ermöglicht, bereits 

in der Frühphase der Familie eine partnerschaftliche 

Aufgaben teilung zu leben, ohne dabei auf Elterngeld 

 verzichten zu müssen. Durch die Partnerschaftsbonus-

monate wird ein Anreiz gesetzt, eine partnerschaftliche 

Aufgabenteilung auszuprobieren – und vielleicht über die 

Frühphase der Familie hinaus beizubehalten. Dass dies 

nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz möglich ist, 

ist vielen Vätern nicht bekannt, weshalb das Portal

 www.vaeter.nrw.de auch hierüber informieren wird.

Darüber hinaus sieht die Landesregierung die Arbeit-

gebenden als besonders wichtige Akteure, wenn es um 

aktive Vaterschaft geht. Ziel muss eine Unternehmens-

kultur sein, in der die besonderen Bedarfe von Vätern 

respektiert und „mitgedacht“ werden. Die besonderen 

Belange von Vätern sollen beim Familiengipfel berück-

sichtigt werden.

Wie bereits oben dargestellt, würden viele Väter gerne 

ihre Arbeitszeit reduzieren und die gewonnene Zeit ihrer 

Familie widmen. Im Gegenzug würden 39 Prozent der 

Mütter gerne in größerem Umfang erwerbstätig sein als 

bisher. Ein wesentliches Hindernis auf dem Weg zu einer 

partnerschaftlichen Aufgabenteilung in der Familie ist der 

 Verdienstunterschied zwischen Männern und Frauen 

 (vgl. Teil 1 des Familienberichts, S. 31). Erst dann, wenn 

es keinen gravierenden fi nanziellen Nachteil mehr be-

deutet, werden gerade Eltern mit geringen Einkommen 

die Entscheidung für eine partnerschaftliche Aufgaben-

teilung wagen können. Die Landesregierung setzt sich 

daher dafür ein, dass Frauen und Männer gleich viel 

 verdienen. Durch das Projekt „Equal Pay Day NRW“ wird 

die bestehende Lohnlücke in NRW deutlicher in den Fokus 

gerückt. Das Projekt vermittelt Informationen rund um 

den Gender Pay Gap und seine Verursachungsfaktoren 

und unterstützt Akteurinnen und Akteure vor Ort bei der 

Durchführung von Aktionen anlässlich des jährlich statt-

fi ndenden Equal Pay Day. Diese landesweiten Aktionen 

geben Anstoß, die Gehaltslücke zwischen Frauen und 

Männern und den bestehenden Handlungsbedarf stärker 

in die gesellschaftliche Debatte einzubringen und Unter-

nehmen und Politik für dieses Thema zu sensibilisieren.

Mit diesen Eckpunkten hat die Landesregierung den 

 Auftakt zur Weiterentwicklung der Familienpolitik in den 

nächsten Jahren gesetzt. Ebenso, wie dieser Familien-

bericht unter Beteiligung von Familien in NRW erstellt 

worden ist, möchte die Landesregierung über diese Eck-

punkte und ihre Umsetzung einen breiten gesellschaft-

lichen Dialog anregen.

Der Familienbericht „Familien gestalten Zukunft“ stellt 

den ersten Meilenstein auf dem Weg zu einer kontinuier-

lichen Familienberichterstattung dar. In den nächsten 

Legislaturperioden werden weitere Berichte folgen, die 

den vorliegenden Bericht fortschreiben und um aktuelle 

Aspekte und neue Schwerpunktthemen ergänzen.
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Thema der Befragung waren die Lebenssituation der 

 Familien in NRW sowie ihre Wünsche und Einschätzungen 

verschiedener Lebensbereiche. Für die Datenerhebung 

und Auswertung war TNS Emnid, Bielefeld, verantwortlich. 

Die Grundgesamtheit der Befragung bildeten in Privat-

haushalten lebende Elternteile mit mindestens einem 

Kind im Alter zwischen null und 17 Jahren mit Erstwohn-

sitz in NRW.

Aus dieser Grundgesamtheit sollte eine repräsentative 

Stichprobe von 1.000 Befragten gezogen werden. Die tat-

sächlich realisierte Fallzahl entspricht der Vorgabe.

Auswahlgesamtheit waren die Privathaushalte in NRW 

mit mindestens einem Festnetzanschluss. Die Telefon-

nummern wurden per „Random Last Two Digits – RL(2)

D-Verfahren“ in Anlehnung an das sogenannte Gabler/

Häder-Verfahren generiert. 

Dazu wurden im ersten Schritt aus den verfügbaren 

 Telefonnummern durch „Abschneiden“ der letzten 

 beiden Stellen Nummernstämme gebildet. Im zweiten 

Schritt wurde das Universum der möglichen Telefon-

nummern für diese Stämme generiert, indem jeder 

 vorkommende Nummernstamm mit allen Ziff ernkom-

binationen ergänzt wurde. Aus diesem Universum wurde 

im dritten Schritt eine Zufallsstichprobe gezogen. Die 

Auswahlgrundlage bildete das ADM-MasterSample für 

generierte Telefonnummern. 

Innerhalb der Haushalte wurde im Erstkontakt die 

 Zugehörigkeit zur Zielgruppe (Familien mit minder-

jährigen Kindern) abgeklärt und die zu befragende 

 Zielperson ausgewählt.

Sollvorgaben. Gefordert war die Repräsentativität der 

Stichprobe in Hinblick auf die Merkmale:

�  Geschlecht des befragten Elternteils

(Verteilung Väter/Mütter)

�  Alter des jüngsten Kindes

(Gruppen: unter sechs/unter zehn/unter 18 Jahre)

�  Migrationshintergrund Haushalt

(Zielperson oder Partner)

Zudem waren Mindestquoten gesetzt für zwei weitere 

Merkmale: 

� alleinlebend Soll MIN n = 100

�  niedriges Haushalts-

Nettoeinkommen (bis 1.500 Euro) Soll MIN n = 100

Zielerreichung der Stichprobenvorgaben

Die Zielvorgabe bzgl. Geschlecht des befragten Elternteils 

wurde erfüllt. 

Geschlecht SOLL IST

männlich 41,7 % 41,8 %

weiblich 58,3 % 58,2 %

 

TNS Emnid ging bei der Vorgabe davon aus, dass in Haus-

halten, in denen beide Elternteile vorhanden sind, Mütter 

und Väter zu jeweils gleichen Anteilen zu befragen waren. 

Dadurch, dass Alleinerziehende zu mehr als 90 Prozent 

Frauen sind, ergibt sich insgesamt ein höherer Anteil an 

weib lichen gegenüber männlichen Befragten.

Die Zielvorgabe bzgl. der Gruppen zum Alter des jüngsten 

Kindes wurde im Wesentlichen ebenfalls erreicht. Es 

 wurden etwas mehr Haushalte mit jüngsten Kindern der 

untersten Altersgruppe befragt. Das ist angesichts des 

Schwerpunktes der Studie auf eben dieser Altersgruppe 

nicht als Manko zu sehen, zumal die Abweichungen gering 

sind (weniger als 2 %).

Die Methodik der Familienbefragung für NRW

Institut TNS Emnid

Methode Telefonbefragung CATI Ad hoc

Grund-

gesamtheit

Familien mit Wohnsitz in NRW und mindestens

einem Kind im Alter zwischen null und 17 Jahren

Stichprobe n = 1.000

Erhebungs-

zeitraum

03.–28.02.2015
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Die Zielvorgabe bzgl. Migrationshintergrund des Haus-

halts wurde voll erfüllt. 

Zielerreichung der Mindestquoten

Die Mindestquote für Alleinlebende wurde mit n = 112 

übererfüllt. Die Quote für Zielpersonen in Haushalten 

mit niedrigem Einkommen wurde mit n = 98 in etwa, 

aber nicht ganz erreicht.

Um ein bestmögliches Abbild der Grundgesamtheit zu 

erzielen, wurde trotz der Erfüllung der Basisbedingungen 

eine Gewichtung der Daten vorgenommen. 

Denn: Der Anteil der Alleinerziehenden ist zwar erfüllt, 

was die gesetzte Mindestquote betriff t, aber die Mindest-

quote entspricht nicht dem realen Anteil (19,7 %). Damit 

die Antworten insgesamt der Verteilung in der Bevölke-

rung entsprechen, müssen die Antworten der Alleinerzie-

henden daher mit einem stärkeren Gewicht einfl ießen. 

Gleichzeitig waren die übrigen Merkmale zu kontrollieren, 

um deren repräsentative Verteilung beizubehalten. Zudem 

wurden nach Sichtung der Daten noch zwei weitere 

 Merkmale in die Gewichtung einbezogen:

�  die Bildung des Befragten, mit den Gruppen Volks-, 

Hauptschule bzw. kein Abschluss/mittlere Bildung/

Abitur oder Hochschulabschluss, da klassischerweise 

bei einer Randomauswahl von Haushalten die höher 

Gebildeten über-, und die Befragten mit einfacher 

Schulbildung unterrepräsentiert sind,

�  die Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im Haushalt, 

mit den Gruppen 1 Kind/2 Kinder/3 und mehr Kinder, 

da sich in der Überprüfung zeigte, dass die Anzahl der 

Einkind-Haushalte etwas unterrepräsentiert, die Zahl 

der Zweikind-Haushalte dafür überrepräsentiert war.

Insgesamt wurden damit sechs Merkmale in die 

 Gewichtung einbezogen:

� Geschlecht des befragten Elternteils

� Alter des jüngsten Kindes 

� alleinlebend

� Haushalt mit Migrationshintergrund

� Bildung

� Anzahl der Kinder unter 18 Jahren

Die strukturellen Abweichungen, die gemeinhin zwischen 

Zufallsstichproben und einer Grundgesamtheit existieren 

(Über- oder Unterrepräsentierung bestimmter sozio-

demografi scher Gruppen), wurden durch die faktorielle 

Gewichtung ausgeglichen. Für die Gewichtung von 

 Zufallsstichproben verwendet TNS Emnid ein iteratives 

Gewichtungsprogramm, das die empirische Verteilung 

einer Anzahl von soziodemografi schen Variablen mit ge-

gebenen Zielgrößen vergleicht. Dabei werden für jedes 

Cluster die Ist-Zahlen (=empirische Verteilung in der 

Stichprobe) mit den Soll-Zahlen (=Zielgrößen) pro Zelle 

abgeglichen, und aus dem Quotienten wird der Gewich-

tungsfaktor für die jeweilige Zelle bestimmt. Sind alle 

 Zellen eines Clusters abgearbeitet, wird das Programm 

mit dem nächsten Cluster fortgesetzt. Der Mittelwert aus 

den Faktoren für die verschiedenen Cluster wird fallweise 

berechnet und die neuen gewichteten Ist-Zahlen erneut 

mit den Soll-Zahlen verglichen. Bestehen immer noch 

gewisse Abweichungen, startet das Programm mit leicht 

abgeänderten Gewichtungsfaktoren neu. Dieses Verfahren 

wird iterativ fortgesetzt, bis die Anpassung von Ist- und 

Soll-Zahlen gelungen ist.

Durch die Gewichtung ist sichergestellt, dass die Stich-

probe ein repräsentatives Abbild der Grundgesamtheit 

von Familien in NRW ergibt und die Aussagen der 

 Be fragten daher verallgemeinerbar sind.

Hinweis: Da die dargestellten Anteilswerte auf ganze 

 Zahlen gerundet sind, kann es vorkommen, dass sie sich 

nicht zu 100 Prozent aufsummieren. Aus demselben 

Grund können sogenannte „Top-Two-Werte“ (durch Addi-

tion zusammengefasste Kategorien wie: „sehr zufrieden“ 

+ „eher zufrieden“) von der Summe der dargestellten 

Einzelkategorien abweichen. Bei Fragen mit mehreren 

möglichen Antwortoptionen können die aufaddierten 

Nennungen 100 Prozent überschreiten.

Alter des jüngsten Kindes SOLL IST

unter 6 Jahre 38,8 % 41,7 %

unter 10 Jahre 19,4 % 18,3 %

unter 18 Jahre 41,8 % 40,0 %

Haushalte mit
Migrationshintergrund

SOLL IST

Anteil Haushalte mit
Migrationshintergrund

– 30 % 30,9 %
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Um die fi nanziellen Lebensumstände der Familien in 

Nordrhein-Westfalen ganzheitlich zu betrachten, wurde 

aus dem relevanten Datenmaterial ein Index zur ökono-

mischen Lage errechnet, der mehrere Dimensionen 

 zusammenfasst und verdichtet.

Grundlage des Index bilden die regelmäßigen Einnahmen 

der Familien, gemessen anhand des monatlichen Netto-

Haushaltseinkommens, also um Steuern und Abgaben 

sowie staatliche Zuschüsse bereinigt. Um heterogenen 

Lebensrealitäten gerecht zu werden (Haushaltsgröße, 

unterschiedliche Lebensunterhaltskosten etc.), wird 

 zudem eine subjektive Bewertungskomponente zur 

Einkommens höhe berücksichtigt, indem die Angaben 

zur Frage, wie häufi g das Geld zur Versorgung der Familie 

aus Sicht der Befragten am Monatsende knapp wird, in 

den Index einfl ießen. Zur Indexberechnung werden je 

nach objektiver sowie subjektiver Einkommenslage jeweils 

0 bis 2 Punkte verteilt – eine hohe Punktzahl steht dabei 

für angespannte fi nanzielle Verhältnisse.

Neben den Angaben zur Einnahmeseite des Familien-

budgets bezieht der Index vier der fünf erhobenen fi nan-

ziellen Belastungsfaktoren ein (siehe Vorkapitel), und 

zwar jene, die mit einer zusätzlichen Minderung der 

verfüg baren Einkünfte einhergehen, also hohe Kosten 

für Schuldentilgung, Kinderbetreuung, Unterkunft 

und Unterhaltszahlungen. Als staatliche Maßnahme 

zur  Entspannung fi nanzieller Notlagen wird der Bezug 

von Leistungen nach SGB-II nicht bei der Bildung des 

 Index berücksichtigt – implizit ist die Angewiesenheit 

auf Sozialleistungen ohnehin bereits in den Angaben zu 

den sub jektiven und objektiven Einkommensverhält-

nissen ent halten. Für jeden zutreff enden der vier fi nan-

ziellen Belastungsfaktoren erhöht sich der Indexwert 

um einen Indexpunkt.

Der sich aus den insgesamt sechs Komponenten zu-

sammensetzende Summenindex reicht von einer 

 Punktezahl von 0 bis 8. Um die Handhabbarkeit zu 

 erleichtern, wurde die Punkteskala abschließend zu 

drei Index gruppen (gute, mittlere und schlechte öko-

nomische Lage) zusammengefasst. 

Eine Grundauszählung der Indexverteilung ergibt eine 

stark besetzte Mittelkategorie von 50 Prozent. Gut ein 

Fünftel der Familien in NRW verfügt über eine gute öko-

nomische Lage mit hohen und ausreichenden Einnahmen 

und wenigen zusätzlichen fi nanziellen Einschränkungen. 

Fast drei von zehn Familien hingegen befi nden sich in 

 einer angespannten ökonomischen Situation mit 

 multiplen Deprivationsbelastungen.

Der Index zur ökonomischen Lage

Index zur ökonomischen Lage: Konstruktion

Quelle:  TNS Emnid 2015

            

Summenindex „ökonomische Lage“

Finanzielle BelastungsfaktorenEinkommensfragen

gut mittel schlecht

Monatliches 

Netto-  Familien-

einkommen

Punkte

hoch 0 

mittel 0

niedrig 0

Punkte

nie 0

selten 0

min. geleg. 0
 
 

Geld am Monats-

ende knapp

Schulden 

 vorhanden

Kinder betreuung 

 teurer als leistbar

Wohnkosten  teurer 

als  leistbar

Punkte

nein 0 

ja 1

Punkte

nein 0 

ja 1

Punkte

nein 0 

ja 1

Punkte

nein 0 

ja 1

Einschränkung auf-

grund von Unter-

halts zahlungen

0 1 2 3 4 5 6 7 8
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